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EDITORIAL/139: Wetter, Wind und Geist (SB)
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Wetter, Wind und Geist



Jesus antwortete: Wahrlich, wahrlich, ich sage dir: Es sei denn,
 daß jemand geboren werde aus Wasser und Geist, so kann er nicht in
 das Reich Gottes kommen. Was von Fleisch geboren wird, das ist
 Fleisch, und was vom Geist geboren wird, das ist Geist. Laß dich 's
 nicht wundern, daß ich dir gesagt habe: Ihr müsset von neuem
 geboren werden. Der Wind bläst, wo er will, und du hörst sein
 Sausen wohl, aber du weißt nicht, woher er kommt und wohin er
 fährt. So ist ein jeglicher, der aus dem Geist geboren ist. (Neues
 Testament, Johannes Evangelium, Kapitel 3, Vers 5-8, Jesus und
 Nikodemus)



Mit der modernen Wettervorhersage, könnte man meinen, wäre diesem
neutestamentarischen Zitat aus der Bibel nach Johannes als Analogie
doch längst der antiquierte Zahn gezogen, Ungewisses und
Unvorhersagbares und vor allem Plötzliches, Erregendes und
Unergründliches angemessen zum Ausdruck zu bringen.

Das Wetter als Dauergesprächsthema leichtfüßiger Konversation mit dem
steten Beigeschmack saumseliger Kenntnisse und ahnungsvoller
Mutmaßlichkeiten ist es jedoch eher, das denn auch bei genauerer
Betrachtung die Nase aufrichtigen Bemühens und Strebens gleichermaßen
an den Rand schicksalsgefesselter und vollemanzipatorischer Rückkehr
zur denkbar trefflichsten Beschreibung des vom berühmtesten Nazarener
des Neuen Testaments der Bibel angesprochenen Sachverhalts mit den so
sattsam bekannten oder vertrauten Worten führen muß.

Wäre die menschliche Konversation in ihrer ganzen Verschlagenheit
nicht so bindend und faszinierend für ihn, könnte dem verhängnisvollen
Rätsel jenes an einen gewissen Nikodemus gerichteten Ausspruchs längst
das wiederholte Flattern allzu respektvoll zugestandener Flügel
gestutzt werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


28. Juni 2019
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KOHLEALARM/622: Klimakampf und Kohlefront - aufgedeckt ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Gemeinsame Pressemitteilung vom 29. Juni 2019

Etappensieg für den Naturschutz: 

Genehmigung des Tagebaus Jänschwalde voraussichtlich rechtswidrig



Verwaltungsgericht Cottbus gibt Umweltverbänden Deutsche Umwelthilfe und
GRÜNE LIGA in Eilentscheidung recht - Hauptbetriebsplan des Tagebau
Jänschwalde voraussichtlich rechtswidrig - Geschützte Moorgebiete bis zur
Wirksamkeit der Entscheidung im September weiter von Austrocknung durch
Tagebau gefährdet

Berlin/Cottbus, 29.6.2019: Der Hauptbetriebsplan für den Braunkohletagebau
Jänschwalde ist voraussichtlich rechtswidrig. Dies hat das
Verwaltungsgerichts Cottbus gestern in einer Eilentscheidung bekannt
gegeben. Damit hat sich das Klagebündnis aus Deutscher Umwelthilfe (DUH)
und GRÜNE LIGA durchgesetzt. Die Umweltverbände sehen Schutzgebiete durch
den Tagebau als bedroht. Laut Gericht wurde bisher nicht hinreichend
geprüft, ob es durch die für den Tagebau notwendigen Entwässerungsmaßnahmen
zu erheblichen Beeinträchtigungen der im Umfeld gelegenen Moorgebiete
kommt, die einen europäischen Schutzstatus besitzen.

Dazu Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH: "Die
Entscheidung des Verwaltungsgerichts Cottbus ist ein Etappensieg für uns
und die betroffenen Schutzgebiete. Das Gericht erteilt eine klare Abfuhr an
die Versuche des verantwortlichen Betreibers LEAG, die Umweltfolgen des
Tagebaues kleinzurechnen und zu ignorieren."

Im Februar 2019 hatte die Deutsche Umwelthilfe in Zusammenarbeit mit der
Grünen Liga beim Verwaltungsgericht Cottbus Rechtsmittel gegen die
Genehmigung des Hauptbetriebsplans zur Weiterführung des
Braunkohlentagebaues Jänschwalde eingereicht. Aus Sicht der Umweltverbände
besteht die Gefahr, dass der Weiterbetrieb des Tagebaues mehrere geschützte
Moorgebiete durch Entwässerung zerstört.

Obwohl das Verwaltungsgericht im Ergebnis seiner Prüfung im Eilverfahren
die Argumentation der Umweltverbände bestätigt, hat es
unverständlicherweise die aufschiebende Wirkung des Rechtsbehelfs nicht ab
sofort hergestellt. Dies ist ansonsten ständige Praxis aller
Verwaltungsgerichte in Deutschland. Stattdessen wurde die aufschiebende
Wirkung erst ab dem 1. September 2019 angeordnet. Dies erfolgte
ausdrücklich, um der LEAG und dem Bergamt in den verbleibenden zwei Monaten
die Gelegenheit zu geben, die bislang fehlenden Prüfungen der
Umweltverträglichkeit nachzuholen. Unter Einbeziehung dieser Ergebnisse
soll dann über den Widerspruch von DUH und GRÜNEN LIGA gegen den
Zulassungsbescheid entschieden werden. Weil die Schutzgebiete dadurch
weiterhin gefährdet sind, prüft das Klagebündnis, zeitnah eine Beschwerde
beim Oberverwaltungsgericht einzureichen.

René Schuster, Braunkohle-Experte von der GRÜNEN LIGA kommentiert: "Wir
gehen davon aus, dass die Verträglichkeit des Tagebaues auch bis September
nicht nachgewiesen werden kann. Deshalb ist es wichtig, dass jetzt keine
weiteren Tatsachen durch neue Entwässerungsbrunnen geschaffen werden."

Dirk Teßmer, Rechtsanwalt der Kanzlei Philipp-Gerlach & Teßmer ergänzt:
"Eine solche Vorgehensweise habe ich in meiner 20-jährigen Erfahrung als
Anwalt in umwelt- und planungsrechtlichen Verfahren noch nie erlebt. Wenn
ein Gericht im Rahmen seiner Überprüfung der Sach- und Rechtslage zu dem
Ergebnis kommt, dass ein Bescheid voraussichtlich für rechtswidrig zu
erkennen sein wird, dass folgt daraus zwingend, dass dieser Bescheid nicht
weiter vollzogen werden darf."


Hintergrund:

Der etwa 100 Meter tiefe und vier Kilometer breite Tagebau Jänschwalde
senkt das Grundwasser im Umkreis von mehreren Kilometern ab. In diesem
Bereich liegen mehrere als FFH (Fauna-Flora-Habitat)-Gebiet geschützte
Moore, in denen seit Jahren Austrocknungserscheinungen beobachtet werden.
Bei der Prüfung des Weiterbetriebes ab 2019 äußerten die Fachbehörden für
Wasser und Naturschutz erhebliche Bedenken gegen die Zulassungsfähigkeit
des vorgelegten Hauptbetriebsplans. Trotzdem kam es im Dezember 2018 zu
einer Genehmigung.

Das Lausitzer Energieunternehmen LEAG plant, den Tagebau noch bis 2023 zu
führen. Aus dem Zulassungsbescheid geht hervor, dass der Tagebau gar nicht
mehr genug Geld erwirtschaften kann, um die zur Abbaggerung freigegebene
Landschaft wieder nutzbar zu machen. Dafür sei er auf den langfristigen
Betrieb anderer Tagebaue und deren Erlöse angewiesen.

Die Kohle aus dem Tagebau Jänschwalde wird in das benachbarte Kraftwerk
Jänschwalde geliefert, das als eines der klimaschädlichsten Kraftwerke
Europas bekannt ist.


Link zur Klageschrift:

http://l.duh.de/p190629

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 29.06.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/621: Klimakampf und Kohlefront - gegenseitige Vorwürfe ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 26. Juni 2019

Ende Gelände widerspricht Polizei-Einsatzbilanz ++ Ziviler Ungehorsam im
Angesicht der Klimakrise legitim



Viersen - Die Polizei Aachen hat am Mittwoch in einer Pressekonferenz
Bilanz zu den Aktionen von Ende Gelände und Fridays for Future am
vergangenen Wochenende gezogen. Nike Mahlhaus, Sprecherin des
Aktionsbündnisses Ende Gelände, teilt dazu mit:

"Die Aktionen von Ende Gelände richten sich gegen Kohleinfrastruktur und
keineswegs gegen die Polizei. Der Aktionskonsens von Ende Gelände besagt,
dass sich Aktivist*innen ruhig und besonnen verhalten, sowie keine Menschen
gefährden. Wir stellen uns mit unseren Körpern vor die Kohlebagger, um die
Zerstörung unserer Zukunft aufzuhalten. Unser Protest ist legitim und
angesichts der Klimakrise dringend notwendig. Leider kam es wiederholt zu
massiver Polizeigewalt gegenüber uns Klimaaktivist*innen, weshalb wir das
Lob von Herrn Weinspachs für den Einsatz der Polizei in keiner Weise
nachvollziehen können. Es gab mindestens fünf durch Polizeigewalt schwer
verletzte Aktivist*innen, die mit Brüchen und Gehirnerschütterungen ins
Krankenhaus mussten. Zahlreiche Aktivist*innen wurden durch
Schlagstockeinsätze, Schläge und Tritte sowie Pfefferspray verletzt.
Mehrere Aktivist*innen brachen zudem durch Dehydration zusammen, da über
Stunden hinweg kein Wasser im Polizeikessel durchgelassen wurde," so Nike
Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Eine detailierte Auflistung gravierender Rechtsverstöße finden Sie unter
[1].

Am vergangenen Wochenende haben über 6000 Klimaaktivist*innen aus ganz
Europa für einen sofortigen Kohleausstieg und einen grundlegenden
Systemwandel protestiert, indem sie tagelang das rheinische
Braunkohlerevier, die größte CO2-Quelle Europas, mit ihren Körpern
blockierten.


Anmerkung:

[1] https://www.ende-gelaende.org/de/press-release/presseaussendung-vom-24-juni-2019/

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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RAUBBAU/120: Fracking nicht mit uns - fehlende Proben ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 27. Juni 2019

Jahresbericht der Fracking-Kommission - falsche Ziele, unbestimmte
Angaben und eine katastrophale Öffentlichkeitsbeteiligung



(Bonn, Berlin, 27.06.2019) Der Jahresbericht 2019 der Expertenkommission
Fracking stößt auf deutliche Kritik des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU). Diese Kritik hat der
Umweltverband der Fracking-Kommission innerhalb der von ihr gesetzten
Frist für die Öffentlichkeitsbeteiligung in einer Stellungnahme zum
Jahresbericht übermittelt. Die vagen Aussagen über die zukünftige Arbeit
der Kommission, die deutlich von ihrem Arbeitsauftrag abweicht, schaffen
dabei keine Transparenz, sondern werfen immer neue Fragen auf. Die
angesichts fehlender Erprobungsbohrungen notwendige Schlussfolgerung,
dass es keinen Gefahrenausschluss für Fracking geben kann, zieht die
Kommission nicht. Empörend findet der BBU auch, dass die Art der
Öffentlichkeitsbeteiligung durch die Kommission anscheinend das Ziel
hatte, die Abgabe von Stellungnahmen zu verhindern. Der BBU fordert eine
Überarbeitung des Jahresberichts und eine erneute
Öffentlichkeitsbeteiligung.

Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt: "Aufgabe
der Kommission ist die wissenschaftliche Begleitung von
Erprobungsbohrungen für Fracking in Schiefer-, Ton-, Mergel und
Kohleflözgestein sowie die Ermittlung des Standes der Technik. Damit
soll sie die wesentlichen Grundlagen für die in 2021 vorgesehen
Überprüfung des Moratoriums von Fracking in diesen Gesteinsschichten
schaffen. Da weder Anträge auf derartige Erprobungsbohrungen vorliegen
noch Bundesländer in Aussicht gestellt haben, derartige Bohrungen
zuzulassen, wird die Kommission ihren zentralen Auftrag nicht erfüllen
können. Daher hätte sie bereits jetzt der Bundesregierung mitteilen
müssen, dass kein Gefahrenausschluss für Fracking in diesen
Gesteinsschichten möglich ist. Aus dem Moratorium hätte so ein
unbefristetes Verbot werden müssen."

Der BBU stellt zudem fest, dass auch der Stand der Technik des Bohr- und
Frackingprozesses anhand internationaler Erkenntnisse und Studien von
der Kommission nicht ermittelt wird. Stattdessen sollen Fragen für
Schritte beantwortet werden, die dem Fracking nachgelagert oder
bestenfalls begleitend sind. Damit hat die Kommission endgültig ihren im
Wasserhaushaltsgesetz festgelegten Arbeitsauftrag aufgegeben. Die
Gefahren des Bohr- und Frackingprozesses für die Umwelt und die
Bevölkerung können so gerade nicht ermittelt werden.

Weiter erklärt Oliver Kalusch: "Die von der Kommission nun zur
Bearbeitung vorgesehenen vier Fragenkomplexe sind zudem unbestimmt. Es
ist nicht ersichtlich, welche Aspekte genau behandelt werden sollen.
Damit ist das weitere Vorgehen der Kommission intransparent. Dies gilt
auch für weitere Teile des Berichts. So fehlen beispielsweise die
Zeitmarken für die einzelnen Ziele, die sich die Kommission gesetzt hat."

Zu scharfer Kritik des BBU führt auch die Art und Weise, in der die
Kommission die gesetzlich vorgeschriebene Öffentlichkeitsbeteiligung
durchgeführt hat. So befand sich der Jahresbericht auf einer Homepage,
deren Existenz nicht an zentraler Stelle bekannt gemacht wurde und nur
durch Zufall zu finden war. Die Zeit zur Abgabe von Stellungnahmen von
etwa drei Wochen reduzierte sich so faktisch auf wenige Tage bis
Stunden. Für die Abgabe von Stellungnahmen war nur ein Kontaktformular
vorgesehen. Als der BBU seine detaillierte Stellungnahme in das
Kontaktformular eingab, bekam er eine Fehlermeldung: "Die Maximallänge
ist überschritten. Bitte geben Sie maximal 3999 Zeichen ein."
Detaillierte Stellungnahmen waren offensichtlich gar nicht erwünscht.
Die Stellungnahme des BBU musste gestückelt werden.


Die Stellungnahme des BBU ist abrufbar unter:

https://bbu-online.de/Stellungnahmen/Jahresbericht%20_Fracking_OK_oU.pdf

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung vom 27.06.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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TREFF/1404: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Programm vom 1. - 6. Juli 2019




Kulturcafé Komm du - Das Programm der 27. Kalenderwoche 2019

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Comedy, Kabarett, Puppentheater für Kinder und Ausstellungen
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Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de
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        Einladung und Pressemitteilung vom 25.06.2019

        

        Mit der Bitte um Veröffentlichung und Berichterstattung

        

        

        Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

        

        

                                                - + * + * + * + -

        

        

        *    Mittwoch, 3. Juli 2019, 20.00 bis 22.00: Konzert

              Les Cousins Germains - Swing la chanson | Französische
            Chansons aus Hamburg

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Les Cousins Germains
Foto: by Esther Eberhardt




Les Cousins Germains - Swing la chanson | Französische Chansons aus Hamburg

        

        Les Cousins Germains ist ein Projekt, das aus dem Treffen zweier
        französischer Gitarristen am Elbufer entstand. Die beiden Fans der
        französischen Musik hatten den Wunsch, ihre Kultur mit Freunden zu
        teilen und werden inzwischen von verschiedenen Musikern begleitet.
        Gemeinsam präsentieren sie eigene Kompositionen und auch spannende
        Neuinterpretationen von bekannten Werken. Ihre Geschichten, manchmal
        bewegend, manchmal lustig, spiegeln die Komplexität des täglichen
        Lebens einfach wider.

        Das akustische Trio, bestehend aus zwei Gitarren und Kontrabass,
        wird – wenn möglich – von Klarinette, Flöte oder Akkordeon
        unterstützt und verleiht den Liedern einen einzigartigen und
        authentischen Charakter.

        

        Besetzung:

        Guillaume Charles – Gesang & Gitarre

        Benjamin Boitrelle – Gitarre & Gesang

        Henning Hasselbach – Kontrabass

        Manfred Häßner – Querflöte

        Yarden Lapid – Akkordeon

        Dennis Blitz – Klarinette

        

        Weitere Informationen:

        http://www.cousins-germains.de

        https://www.facebook.com/CousinsGermains/

        https://soundcloud.com/les-cousins-germains

        https://www.youtube.com/channel/UC3kCxrf8OTHSFwISA2Y00-g
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        *    Donnerstag, 4. Juli 2019, 20.00 bis 22.00: Autorenlesung

              Valerie le Fiery & Frank Böhm - “Stimbuh - im
            Auftrag der Oberen" | Autorenlesung

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Valerie le Fiery & Frank Böhm - “Stimbuh - im Auftrag der Oberen" | Autorenlesung

        

        Bereits seit 2014 schreiben Valerie le Fiery und Frank Böhm
        gemeinsam Romane, die im Gaygenre angesiedelt sind und in denen es
        immer um Liebe und Happy Ends geht. Romanzen eben. Dennoch lassen
        sie es sich nicht nehmen, gelegentlich einen Abstecher in den
        Fantasybereich zu unternehmen — meistens allerdings mit einer guten
        Portion Humor gewürzt und durchaus mit einem Augenzwinkern zu lesen,
        wobei die Hauptpersonen natürlich ebenfalls Männer sind. 

        

        Manchmal jedoch sind es durchaus ernstere Geschichten, die in ihren
        Köpfen herumspuken und ihren Weg in die Bücher finden, wie zum
        Beispiel „Stimbuh – Im Auftrag der Oberen“, eine Story, die
        insgesamt einen Zeitraum von fast zweihundert Jahren umfasst und ihr
        Ende in der Gegenwart findet, wobei zeitgeschichtliche Ereignisse
        durchaus Eingang finden und das Buch zu einer Reise durch die Zeit
        werden lassen. Lassen Sie sich von der Geschichte um Matthé und
        Hartwig verzaubern und erfahren Sie alles über die „Stimbuh“.

        

        Besetzung:

        Das Autorenduo Valerie le Fiery und Frank Böhm

        

        Weitere Informationen:

        https://www.das-autorenduo.de/

        



[image: Raute]


        

        *    Freitag, 5. Juli 2019, 20.00 bis 22.00: Konzert

              Amed - ‘Musik befreit die Seele’ | Traditionelle bis
            moderne kubanische Musik

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
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Amed - ‘Musik befreit die Seele’ | Traditionelle bis moderne kubanische Musik

        

        Amed S. C., alias „Der Trov“, ist im Jahre 2014 als Profimusiker
        nach Deutschland gezogen. Seine eigene langjährige musikalische
        Ausbildung erhielt er in seinem sonnigen Herkunftsland Kuba, in dem
        er als Musiker in Bands und ebenso solo als Trovador bereits über
        1000 Auftritte (Konzerte, TV und Radio) absolvierte. Sein Abend im
        Komm Du steht ganz unter dem Motto: „Musik befreit die Seele…“, um
        ein Stück Heimat mit den Gästen zu teilen.  

        Traditionelle und moderne kubanische Musik, von berühmten, doch
        speziell in Deutschland eher unbekannten Autoren wie : Quelvis
        Ochoa, Alberto Tosca, Dabid Torrens und Desemer Bueno, wird er am
        05. Juli zum Besten geben. Hierbei werden auch Lieder von spanischen
        Autoren wie: Jarebe de Palo oder Joan M. Serrát miteinfließen - eine
        bunte musikalische Mischung.

        

        Besetzung:

        Amed Soto Cañizares -  Gitarre und Gesang 

        

        Weitere Informationen:

        https://www.qubamed.com/

        https://www.youtube.com/watch?v=KhTUnOgg5Pg
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        *     Samstag, 6. Juli 2019, 20.00 bis 22.00: Konzert

               Billbrook Bluesband - Rollin' and Jivin' Rhythm &
            Blues

               Eintritt frei / Hutspende

        

               Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

               Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder
        E-Mail: kommdu@gmx.de

               Homepage: http://www.komm-du.de
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Billbrook Bluesband - Rollin' and Jivin' Rhythm & Blues

        

        Die im Jahr 2004 neu formierte Billbrook BluesBand aus dem Hamburger
        Stadtteil Billbrook funktioniert! Am Chicago Blues angelehnt, hat
        die Band diese Musik um Elemente des Swing und Jive erweitert. Für
        sie muss die Musik vor allem Spaß machen und in die Beine gehen. Und
        das heißt:

        "Rollin' and Jivin' Rhythm & Blues ist Livemusik - PUNKT“

        

        Das hat die Band als zweifacher Preisträger des SummerJazz
        Festivals/Pinneberg und als Finalist der German Blues
        Challenge/Eutin eindrucksvoll unter Beweis gestellt. So erzeugt die
        Billbrook BluesBand einen exakt aufeinander abgestimmten
        Gesamtsound, der sowohl beim Publikum als auch bei den Musikern ein
        definitiv gutes Gefühl - auch noch lange nach dem Auftritt
        hinterlässt. 

        

        Die Stimme von Frontmann, Sänger und Tenorsaxophonist Christoph
        Rommel wird untermalt von Jörg Mahnkes grundsolider Gitarrenarbeit,
        der ohne mit dem dritten Salto rückwärts beeindrucken zu wollen, die
        Töne dort setzt wo sie hingehören. Die im Hintergrund rollende und
        treibende Hauptmaschine, in deren “DRIVE“ sich das Ganze bettet,
        wird vorangetrieben vom unermüdlichen Hendrik Klose am Schlagzeug
        und von Walter Dehning am Kontrabass. Der Autor und Schriftsteller
        William Hathaway meinte, als er die Band im Hamburger Cotton-Club
        hörte:

        "The guys have got soul, the real down-and-dirty sound.”

        

        Besetzung:

        Christoph Rommel - Vox & Sax

        Jörn Mahnke - Gitarren

        Walter Dehning - Bass

        André Damaske - Schlagzeug

        

        Weitere Informationen:

        www.billbrookbluesband.com

        https://www.facebook.com/BillbrookBluesBand/

        https://www.youtube.com/watch?v=ElYGmI-wsLM
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Svantje Buchholz

Telefon: 0172 36 00 494

E-Mail: kommdueventmanagement.assistenz@gmx.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Str. 13

21073 Hamburg

Tel.: 040/57228952

E-Mail: kommdu@gmx.de

Internet: www.komm-du.de

Facebook: https://www.facebook.com/KommDu



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Juli 2018 
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MELDUNG/1012: Demonstration gegen die Air Base Ramstein - groß, bunt, vielfältig und beeindruckend (Stopp Air Base Ramstein)


Kampagne Stopp Air Base Ramstein - 30. Juni 2019

Demonstration gegen die Air Base Ramstein: groß, bunt, vielfältig und
beeindruckend



5000 Teilnehmer*innen demonstrierten bei drückender Hitze vor der Air Base
Ramstein, um gegen den völkerrechtswidrigen Dohnenkrieg und die
US-Kriegführung und ihre deutsche Unterstützung von dieser zentralen
Drehscheibe der US-Kriegspolitik zu demonstrieren. "Die Air Base ist der
Schlüssel für die atomare und konventionelle (Luft-)Kriegsführung." "Ohne
sie gibt es keinen US-Drohnenkrieg", so Pascal Luig. Ihre Auflösung bleibt
das langfristige Ziel der Kampagne.

"Die Air Base muss geschlossen werden, weil von ihr aktuelle und zukünftige
US-amerikanische Kriege geführt werden", so Oskar Lafontaine. "Die
Umweltauswirkungen der Air Base durch Emissionen, Grundwasserverschmutzung
und Lärm werden immer unerträglicher", so Andreas Hartenfels,
Landtagsabgeordneter der Grünen in Rheinland-Pfalz.

"Doppel so viele Teilnehmer*innen, die meisten jung und viele neu, sind ein
eindrucksvolles Zeichen, dass die Friedensbewegung wieder wächst und sich
mit aller Kraft gegen den Iran-Krieg und eine mögliche Stationierung
weiterer US-amerikanischer Atomwaffen wendet", so Reiner Braun vom
Koordinierungskreis der Kampagne Stopp Air Base Ramstein.

Die Demonstration war der Abschluss und Höhepunkt der Protestwoche gegen
die Air Base Ramstein, die aus einem von 800 Menschen besuchten
Friedenscamp, einem internationalen Basenkongress, einer öffentlichen
Veranstaltung mit mehr als 650 Teilnehmer*innen und Aktionen des zivilen
Ungehorsams bestand.

"Wir kommen mit mehr Menschen 2020 wieder zu den Protesten gegen die Air
Base Ramstein. Wir protestieren auch gegen einen möglichen Krieg mit dem
Iran, der von dieser Air Base ausgehen würde und bei dem dann auch
Deutschland (indirekt) beteiligt wäre", so die Stimmen der tausenden
Teilnehmer*innen. Wir wenden uns gerade jetzt gegen die unsinnige,
bürokratische und undemokratische Reglementierungen der
Demonstrationsfreiheit durch die Kreisverwaltung in Kaiserslautern.

 * 

Quelle:

Kampagne Stopp Air Base Ramstein

Aktionsbüro: Marienstraße 19/20, 10117 Berlin

Telefon: 030 20 65 48 57, Fax: 030 31 99 66 89

E-Mail: info@ramstein-kampagne.eu

Internet: http://www.ramstein-kampagne.eu



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Juli 2019 
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/965: Müllkippen der Gesellschaft (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 963

Müllkippen der Gesellschaft

Der »Knast-Umweltschützer« Bryant Arroyo besiegte aus seiner Zelle
 
heraus ein umweltschädliches Großprojekt der US-Industrie

von Mumia Abu-Jamal, Juni 2019



Im Februar 2017 veröffentlichte die US-Wochenzeitung Workers World einen
Artikel von mir unter der Überschrift »What's a 'Jailhouse
Environmentalist'?« (»Was ist ein 'Knast-Umweltschützer'?«). Darin
berichtete ich von dem Gefangenen Bryant Arroyo, einem Puertoricaner, der
ein Drittel seines Lebens im Staatsgefängnis von Mahanoy im Südosten
Pennsylvanias verbracht hatte. Arroyos Kampf galt einer industriellen
Großanlage zur Gasverflüssigung, die direkt vor den Toren des Gefängnisses
errichtet werden sollte.

Als er Wind von dem Projekt bekam, recherchierte er zunächst, was genau da
geplant war. Dazu besuchte er die Gefängnisbibliothek und las einen
offiziellen Bericht der US-Umweltschutzbehörde über die Umweltbelastungen,
die durch eine solche Anlage drohen. Nachdem seine spontane Besorgnis durch
die Fakten bestätigt worden war, sprach er mit Gefangenen und sogar Wärtern
über das geplante Bauprojekt. Er erklärte ihnen, dass in dem dort künftig
stattfindenden Prozess der Verflüssigung und Verdichtung von Erdgas nicht
nur Kohlendioxid, sondern auch Stickoxide und tonnenweise von den
Umweltbehörden als krebserregend eingestufte Rußpartikel freigesetzt
würden. Dieser Umweltbelastung wären nicht nur die Gefangenen, sondern auch
die Wärter und ihre Familien, sofern sie in der Nähe des Knastes wohnten,
permanent ausgesetzt.

Durch Arroyas Initiative trudelten schon kurze Zeit später bei den
zuständigen örtlichen Behörden die ersten Protestbriefe gegen das
Bauprojekt ein. Aus den anfänglich vereinzelt eintreffenden Briefen erwuchs
schon bald eine Flut von 900 Protestschreiben. Als sich zusätzlich noch die
Medien der Sache annahmen und die Bevölkerung alarmiert wurde, landete der
Plan zum Bau der Großanlage schließlich im Müll. Bryant Arroyo hatte
gesiegt! Ich sagte danach zu ihm, er sei der erste mir bekannte 
»Knast-Umweltschützer«.

Arroyo schrieb sich dann in Fernkurse einer gemeinnützigen
Umweltschutzorganisation namens »Environmental Defense Fund« ein, um sein
Wissen über die Umweltschutzgesetzgebung zu vertiefen. Dabei erfuhr er
auch, dass es in Artikel 1, Absatz 27 der Landesverfassung Pennsylvanias
heißt: »Die Menschen haben ein Recht auf saubere Luft, reines Wasser und
den Erhalt der natürlichen, landschaftlichen, historischen und ästhetischen
Werte der Umwelt.«

Vor einigen Jahren veröffentlichte das Abolitionist Law Center in
Pittsburgh einen niederschmetternden Bericht über ein Staatsgefängnis in
Pennsylvania, das auf einer ehemaligen Giftmülldeponie errichtet worden
war. In diesem Knast häuften sich die Krebserkrankungen sowohl unter
Häftlingen als auch unter Beschäftigten des Gefängnisses. Trotzdem ist
dieser Knast bis heute in Betrieb!

Was sind Gefängnisse auch anderes als Müllkippen für alles Negative der
Gesellschaft? Sie sind Orte massiver Umweltverschmutzung des Geistes,
Verstandes und der menschlichen Psyche. Die Umwelt hinter diesen Mauern
wird völlig beherrscht von Kräften der Unterdrückung. Diese simple Wahrheit
dürfen wir nicht ignorieren. Diese Orte können deshalb nichts Gutes
hervorbringen. Und vielleicht kehren genau deshalb auch so viele
Rückfällige in diese Einrichtungen zurück, weil sie sich im Leben draußen
und dort, wo sie früher zu Hause waren, nicht mehr zurechtfinden. Jede
andere Institution mit einer solchen Bilanz des Scheiterns würde
unweigerlich und für immer geschlossen. Doch nicht so die Institution
Gefängnis, der Millionen von Menschen permanent ausgesetzt sind. Es braucht
eine entschlossene Massenbewegung, um diese gesellschaftliche Realität
endlich grundlegend zu verändern.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 143 vom 24. Juni 2019

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8686: Und morgen, den 01. Juli 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 01.07.2019 bis zum 02.07.2019 +++






[image: Jean-Luc 8686 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Sonne, Wolken, kurze Schauer,

das erlebt Jean-Luc wohl heute,

Wechselwetter auf die Dauer,

wandelüberraschte Leute.
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INFOPOOL / KINDERBLICK / GESCHICHTEN





KALENDERGESCHICHTEN/103: 07-2019   Der kleine Elefant - was sich da wohl tut? ... (SB)



[image: Nico und Roland, die beiden kleinen Elefanten laufen frohen Mutes auf einem Dschungelpfad - Buntstiftzeichnung: © 2019 by Schattenblick]

Der kleine Elefant hatte von Nico dem Elefanten-Baby erfahren, dass
an einem unbekannten Ort eine Pflanze mit besonderen Kräften wächst,
die jemanden ganz schnell groß werden lässt. Doch handelte es sich
dabei um ein uraltes Elefantengeheimnis und der Ort und die Art der
Verabreichung dürfen nur im Notfall bekannt gegeben werden. Einzig Mama
Maja und die nächst Ältere wissen, wie eine solche Behandlung
vorgenommen werden muss. Roland hegte bereits Hoffnungen, dass er
vielleicht als ein solcher Notfall gelten könnte und es ihm erlaubt
würde, diese besonderen Kräfte der Pflanze zu nutzen.

Während Mama Maja und die Elefantenfamilie sich zusammengefunden
hatten, um sich zu beraten, ob sie Roland Zugang zu dem
geheimnisvollen Gewächs gewähren sollten, näherte sich im Segelflug
ein großer Vogel der Versammlung. Eine mächtige Harpyie breitete ihre
Flügel aus, schwebte heran und landetet inmitten des
Elefantentreffens. Mama Maja trötete böse: "Was fällt Ihnen ein? Was
ist das für ein Benehmen?! Sie können hier nicht einfach so
hereinplatzen", schimpfte sie den ungebetenen Gast aus. Der schien
allerdings wenig beeindruckt zu sein und grinste: "Benehmen, Benehmen,
was soll 's, hier geht 's nicht um Benimm und Höflichkeiten, hier geht
es darum, Eindringlinge fernzuhalten!"

"Wovon sprichst du, du ungehobeltes Federtier", brüllte nun der
Elefantenbulle. "Also, Leute, seid mir nicht böse, aber es handelt
sich um etwas sehr Wichtiges. Ich bin hier, um euch von einem Gespräch
zu berichten, das die Menschen aus dem Dorf mit zwei Fremden, einer
alten Dame und einem Herrn, geführt haben. Dabei ging es um einen
kleinen Elefanten, den sie Roland nannten. Die beiden sorgten sich
sehr um ihn und befürchteten schon, dass ihm etwas zugestoßen sei.
Aber was noch schlimmer ist, sie beratschlagten, wie sie viele kleine
Tiere aus einem Land, in dem es kaum noch Platz für Tiere gibt und
schon gar kein Futter mehr, hierher in unser Land holen könnten!",
endete die Harpyie voller Empörung.

"Ja, und? Was ist denn so
bedrohlich schlimm daran, dass du hier so einen Aufstand machst?", der
Elefantenbulle war immer noch erbost über die unverschämte Harpyie.
Mama Maja mischte sich ein: "Langsam, langsam, wir sollten der Sache
auf den Grund gehen. Also, ich verstehe auch nicht, warum dich diese
erlauschte Nachricht so beunruhigt."

"Oh je, denkt doch mal nach, viele kleine Tiere aus einem fremden Land,
und alle wollen hier leben und brauchen etwas zu essen, machen Lärm
und sind bestimmt böse und breiten sich überall aus, so dass es sehr
eng für uns werden kann und wir dann nicht mehr wissen wohin!"

Da fing eine der Elefantenkühe laut an zu lachen, schwenkte ihren
Rüssel hin und her und stampfte bei jedem neuen Lacher mit dem Fuß auf
den Boden, dass es nur so bebte. Alle sahen sie verwundert an. Als sie
sich wieder gefangen hatte, haspelte sie los: "Keinen Platz mehr, wir
in unserem riesigen Land, keinen Platz mehr, und das sagst
ausgerechnet du? Dein Nest ist hoch droben in den Wipfeln der großen
Bäume, das ich nicht lache, du hast Angst davor, nicht genug Platz zu
haben. Dort oben stört dich doch niemand!"

"Außerdem hast du selbst gesagt, dass es kleine Tiere sind, die
hierher geholt werden sollen. Also, mach dir keine Sorgen, die sind
bestimmt keine Bedrohung", meinte eine ältere Elefantendame. Wir
sollten erst einmal abwarten bis sie angekommen sind und dann können
wir weiter überlegen."

"Hmmm", brummte der Harpyien-Vogel, "ich weiß nicht, aber, aber, wenn
es nun ganz viele kleine Tiere sind? Nun, ja, vielleicht habt ihr
recht. Vielleicht mache ich mir ganz unnötig Sorgen. Ja, abwarten, bis
die Kleinen hier gelandet sind, ist wohl keine schlechte Idee."

"Ja, so ist 's recht", lobte Mama Maja den nun etwas nachdenklich
gestimmten Vogel. "Und solange solltest du keine üblen Reden mehr
führen und dich und andere in Unruhe und Angst versetzen. Abgemacht?"

"Ja, abgemacht", stimmte die Harpyie nach einer kurzen Bedenkzeit zu.
 "So und nun sei so gut und lass uns allein, wir haben wichtige
Elefantenangelegenheiten zu besprechen, die nur uns etwas angehen",
mahnte Mama Maja. Die Harpyie hob den Kopf, schüttelte ihr Gefieder,
hob ihre Flügel leicht an und verabschiedete sich: "Ich werde euch
Bescheid geben, wenn ich die ersten Ankömmlinge entdeckt habe."
Sie konnte sich ein leises Jammern nicht verkneifen: "Hoffentlich sind
es nicht so viele." Als sie den tadelnden Blick von Mama Maja
sah, verabschiedete sie sich und mit einem: "Na, denn will ich mal
nicht weiter stören." Dann nahm der große Vogel Anlauf, erhob sich in
die Lüfte und flog davon.

Als die Elefanten wieder unter sich waren, meldete sich der
Elefantenbulle: "Wer weiß, vielleicht sind es doch ganz viele kleine
Elefanten, so wie Ronny einer ist."

"Ja, dann sollten wir uns gut überlegen, was zu tun ist. Wenn Ronny
den Saft von der Wunderpflanze trinkt und schnell ganz groß wird,
wollen die anderen das bestimmt auch. So viel von dem geheimnisvollen
Gras gibt es aber nicht und es braucht hundert Jahre, bis es
nachgewachsen ist!", mischte sich die Elefantendame ein.

"Ruhe, wir wissen doch noch gar nichts. Wir sollten wirklich warten,
bis diese kleinen Neuankömmlinge hier sind und dann entscheiden, wie
wir vorgehen.", bestimmte Mama Maja und damit endete auch die
Versammlung. Die Entscheidung ob Roland etwas von dem Wundergras
bekommen konnte oder nicht, wurde erst einmal aufgeschoben.

Von all dem hatten die beiden kleinen Elefanten nichts mitbekommen,
sie befanden sich bereits auf der Suche nach der geheimnisvollen
Pflanze. Nico hatte Roland überredet, aufs Geratewohl loszugehen und
die Augen offen zu halten. Irgendwo und irgendwann würden sie Erfolg
haben und das Gras finden. Mama Majas eindringliche Warnung auf keinen
Fall nach der Pflanze zu suchen, hatten die beiden nicht ernst
genommen, zwar beschlich Roland das deutliche Gefühl, etwas Falsches
zu tun, aber sein Wunsch, ein richtiger großer Elefant zu werden, war
so stark, dass er einfach immer weiter ging. Hätten die beiden jetzt
schon gewusst, in welche Gefahr sie sich begeben, wären sie sicher zu
Hause geblieben.

Unterdessen hatten die Gräfin und Johann gemeinsam mit einigen
Dorfbewohnern erneut eine Suche nach Roland, dem kleinen Elefanten
gestartet. Gemeinsam konnten sie ein viel größeres Gebiet absuchen, und
die Einheimischen kannten sich ohnehin viel besser aus und wussten,
welche Wege man zuerst einschlagen sollte. Fast zärtlich rief die
Gräfin nach ihrem kleinen Schützling: "Ronny, mein kleiner Schatz,
komm, hier bin ich, komm zu mir, Ronny!" Einen ganzen Tag lang
streiften sie durch Grasland und Dschungel, von dem kleinen Elefanten
gab es jedoch keine Spur. Müde und erschöpft brachen sie die Suche
fürs Erste ab und machten sich auf den Rückweg zu ihrem Lagerplatz. Am
nächsten Tag würde bereits das Flugzeug mit den kleinen Tieren aus
Deutschland hier landen und da hätten sie alle Hände voll zu tun, um
sich um die Kleinen zu kümmern.



*


Als tags darauf schließlich das Transportflugzeug landete und die
Tiere endlich wieder festen Boden unter den Füßen hatten, war die
Gräfin doch überrascht. Es waren gar nicht so viele Tier-Passagiere
wie sie erwartet hatte. Viele der Mini-Tiere wollten lieber bei ihren
Pflegefamilien bleiben, denn sie wurden dort gut behandelt und
versorgt. Auf ungewisse Abenteuer wollten sie sich nicht einlassen.
Andere hatten es nicht so gut getroffen und waren froh, fortgehen zu
können, und diese versammelten sich nun auf der kleinen Grasfläche neben
dem Landeplatz. Es waren ein kleines Krokodil, ein Mini-Löwe, niedliche
Schlangen, winzige Äffchen, ein Nilpferd so groß wie ein Hund, drei
Tiger von der Größe einer Hauskatze, mehrere Elefanten, die Roland
ähnelten, Giraffen, die mit ihrem langen Hals dennoch nicht höher
waren als ein Reiher und noch einige mehr. Der Plan war, sie zu ihren
Artgenossen zu bringen, in der Hoffnung, dass die sich um sie kümmern
würden. Doch bis dahin mussten die kleinen Tiere an dem eigens eingerichteten
Aufenthaltsort neben dem Flugplatz bleiben. Das war der Plan, doch
sollte alles ganz anders kommen. Denn am nächsten Tag waren alle kleinen
Tiere fort ...

Fortsetzung folgt



zum 1. Juli 2019
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INFOPOOL / KUNST / REPORT





INTERVIEW/042: bauhaus imaginista - gestaltungsfrei und produktiv ...    Marion von Osten im Gespräch (SB)


Die vom 15. März bis 10. Juni im Haus der Kulturen der Welt (HKW) in Berlin
gezeigte Ausstellung bauhaus imaginista [1] wurde von Marion von Osten und Grant
Watson kuratiert. Am 7. Juni beantwortete die Forscherin und Autorin, die sich
in ihren publizistischen und kuratorischen Projekten mit radikalen Kunst- und
Architekturbewegungen unter Gesichtspunkten der Pädagogik, Dekolonisierung,
Migration und neoliberaler Ökonomie auseinandersetzt, dem Schattenblick einige
Fragen zu den Intentionen der Ausstellung und zog ein erstes Fazit zu ihrem
Verlauf.






[image: Im Gespräch im Haus der Kulturen der Welt - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Marion von Osten

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Frau von Osten, wie ist es zu der besonderen Thematisierung
fortschrittlicher Lebensentwürfe in der von ihnen zusammen mit Grant Watson
kuratierten Ausstellung bauhaus imaginista gekommen?

Marion von Osten (MvO): Das hat damit zu tun, daß ich mich selber einmal mit der
Reformpädagogik oder Lebensreformbewegung beschäftigt habe, wenngleich es schon
länger her ist. Wenn ich auf das Bauhaus geschaut habe, war für mich immer
völlig klar, daß es diesen Punkt mit aufnimmt, wie übrigens auch ganz viele
andere Dinge wie den Suprematismus und den Konstruktivismus. Das Bauhaus ist
eigentlich ein Knotenpunkt, der etwas ganz Tolles schafft, indem es alles an
sich bindet und diese Ideen auch zuläßt, die sich auf diese Weise artikulieren
können. Ich bin nicht die erste, die das sagt, aber richtig ist schon, daß nur
wenige das wirklich nachverfolgt haben.

SB: Könnte man vielleicht sagen, daß es, historisch gesehen, nur ein schmales
Zeitfenster gab, in dem das Bauhaus entstehen konnte? Der Erste Weltkrieg war
gerade vorüber, die Novemberrevolution gescheitert, und dann kam eine starke
Gegenbewegung in Gang mit dem Ziel, die aufblühenden emanzipatorischen Impulse
wieder zu unterdrücken.

MvO: Man darf nicht vergessen, daß schon 1918 mit den Freikorps und der
Niederschlagung der Revolution, der Spaltung in SPD und USDP, der Gründung der
KPD und dem Frauenwahlrecht eine Gemengelage entstand, die sich fortsetzte. Die
unklare Situation, wohin das Schiff der Weimarer Republik segelte, hörte nicht
auf. Es gab ständig Straßenkämpfe verfeindeter Kräfte, die darum gerungen haben,
wer am Ende die Macht behält. Wenn man sich die Wahlen in der Weimarer Republik
anschaut, so gab es ja nicht durchgängig eine sozialdemokratische Regierung. Die
Situation war schon sehr kompliziert, und so ist es auch nur vor diesem
politischen Hintergrund zu verstehen, daß das Bauhaus zur Politik der Zeit
geschwiegen oder sich Gropius nicht öffentlich dazu geäußert hat, weil er
wirklich Angst hatte, daß die Schule schon relativ früh wieder geschlossen wird.

Diese Generation wollte wirklich mit der Vergangenheit abschließen, eine Stunde
Null schaffen, und deswegen mußten sie auch einen neuen Gestaltungsbegriff
entwickeln. Sie hatten für sich selber den Auftrag: Gehe nicht mehr zurück auf
die Generation der Väter mit ihrer Kriegsmaschinerie und Ideologie, die diese
Welt zerstört hat. Damit mußte man natürlich erst einmal umgehen können. Da
bildete so eine Schule natürlich die Möglichkeit, neue Ideen und Gedanken zu
artikulieren, sie war auch ein Schutzraum und hat sicherlich eine Chance geboten
für diese Künstler, Architekten und Gestalter. Gestalter gab es ja noch gar
nicht, man könnte sagen, daß sie den Gestalter eigentlich erfunden haben. Sie
haben eine ästhetische und pädagogische Reform angestrebt, aber das Bauhaus hat
eigentlich nie wirklich eine soziale Umwälzung propagiert.

SB: Es ging ja auch um die Aufhebung der Trennung von Handwerk und Kunst. Könnte
man das sogar als eine Art von Klassenüberwindung verstehen?

MvO: Das sehe ich genauso, wenngleich es nur wenige in dieser Deutlichkeit sagen,
und es ist auch das, was mich am Bauhaus interessiert, weil wir das auf einer
pädagogischen Ebene bis heute noch gar nicht realisiert haben. Erstens hatten
sie einen Zugang zu einer Bildungsinstitution, sie waren Besenmacher oder hatten
schon studiert bzw. kamen als Steinmetze aus den unterschiedlichsten
europäischen, aber auch asiatischen Ländern, hatten teilweise überhaupt keine
Deutschkenntnisse, aber konnten trotzdem irgendwie in der Schule eingeschrieben
sein. Das muß man sich heute einmal auf der Zunge zergehen lassen. Es war eine
offene Schule. Zweitens gab es nicht in dem Sinne eine Befähigungsprüfung mit
einer Mappe, mit der man sich an der Kunstakademie bewarb, sondern es gab den
Vorkurs, das heißt, es ging erst einmal darum zu sehen, ob ein junger Mensch in
der Lage ist, ein bestimmtes Problem, das simpel war - von der
Zweidimensionalität zur Dreidimensionalität - selbst zu lösen.

Man muß sich vor Augen halten, was das vorher für eine Gesellschaft war. Hat sie
jungen Menschen gesagt, sie sollen Probleme selber lösen? Nein. Und dann noch
mit profanem Material? Nein. Vorher gab es Historizismus, Klassizismus, das
Kopieren der Meister, es war ein total hierarchisches Verhältnis. Dagegen ging
es im Bauhaus um eine Emanzipation der Studierenden, und zwar 100prozentig. Es
war eine Schule der Emanzipation. Natürlich hat es auch Widersprüche gegeben wie
die Ungleichheit zwischen Mann und Frau, die bis heute nicht aufgelöst ist, und
auch Klassenverhältnisse existieren heute noch. Wir haben es nach wie vor mit
ähnlichen Problematiken zu tun. Aber das Bauhaus hat etwas Drittes zwischen
Kunstakademie und Kunstgewerbeschule geschaffen.

Und das bedeutete, im Bauhaus wurde man nicht für einen Beruf ausgebildet. Wie
radikal ist das denn! Die Studierenden erlangten erst einmal eine Befähigung zur
gestalterischen Arbeit, sie mußten, angeleitet zwar, selber Lösungen finden, da
hat ihnen niemand gesagt, du mußt so und so fotografieren oder du muß einen
Stuhl so und so machen. Das haben sie tatsächlich selber entwickelt. All diese
ganzen reformpädagogischen Ansätze sind noch gar nicht realisiert. Man braucht
dazu nur einen Blick in die heutigen Schulen zu werfen. Interessant ist, daß
alle immer denken, das Bauhaus war eine explizite Architekturschule bzw. dieses
oder jenes, was es wirklich nicht war, denn alle Studierenden durchliefen diese
Prozesse, und zum Schluß haben sie selber entschieden, in welche Richtung sie
sich dann entwickeln. Das hat ihnen niemand vorgegeben.

Das betraf in erster Linie männliche Studenten, bis Hannes Meyer kam. Mit ihm
durften dann auch Frauen in alle Klassen, Bereiche und Werkstätten, was es
vorher nicht gab. Meyer war Sozialist und hat die Gleichstellung der
Geschlechter im Curriculum schließlich etabliert. Nichtsdestotrotz war auch er
wie die anderen Lehrkräfte dort von Sexismus durchzogen bis zum Gehtnichtmehr.
Es war alles nicht so einfach, es gab keine sofortige Emanzipation. Aber wenn
man sich überlegt, was Meyer zusammen mit Hans Wittwer und Arieh Sharon im
Norden von Berlin gebaut haben, nämlich die Gewerkschaftsschule in Bernau, die
architektonisch erst einmal außergewöhnlich ist, dann stellt es doch einen
großen Fortschritt dar. So steht auf dem Gedenkstein vor dem Bau
geschrieben: Jeder kann alles lernen. Dafür, daß es dieser Eliten nicht mehr
bedarf, steht das Bauhaus. Aber das ist nur sehr wenig thematisiert worden.
Eigentlich galt das Bauhaus die ganze Zeit als eine Art Elitenprojekt, das am
Ende für bürgerliche Kreise Möbel baut. Das stimmt natürlich so nicht.

SB: Besteht da nicht auch eine Spannung zur massenindustriellen Fertigung, in
der sich die Warenform in gewisser Weise verselbständigt?

MvO: Diese Diskussion wurde im Kapitel moving away aufgegriffen, die mit einer
Collage von Marcel Breuer beginnt. Meines Erachtens wollte Breuer damit kritisch
intervenieren, indem er sagt, ja, wir haben bestimmte Prototypen entwickelt,
aber bedeutet das zugleich, daß sie zu Produkten im Sinne von Warenform werden
oder geht es um die soziale Funktion von Design? Diese ständige Debatte darum,
wer welches Design oder welche Gestaltungsvorstellung vertritt, findet man auch
in der Bauhaus-Zeitschrift, wobei man wissen muß, daß Design erst in der
Nachkriegszeit Gestaltung auf eine Warenform reduziert. Deswegen kann man in
diesem Zusammenhang nicht von Design sprechen, das Bauhaus macht das nämlich
nicht.

SB: Könnten Sie ein Resümee zum Verlauf der Ausstellung ziehen?

MvO: Wichtig war, daß die Ausstellung 2018 an verschiedenen Orten, in Rabat,
Hangzhou usw. tatsächlich im Dialog mit internationalen Partnern entstanden ist
und manche Ausstellungsteile schon an den Orten entwickelt und vorproduziert
worden sind. Ich glaube, was die Ausstellung stark macht, ist, daß sie keine
Wanderausstellung ist, also daß keine Bauhausausstellung herumgeschickt wird und
dann wieder zurückkommt, sondern wirklich im Dialog mit Wissenschaftlern,
Künstlern, aber auch anderen Kuratoren entstanden und dann eben nach Berlin
gekommen ist. Für mich war das größte Problem: Wie kriegen wir diese Ausstellung
hierher?

Das vierte Kapitel still undead thematisiert die USA, Großbritannien und
Westdeutschland, weil wir hier ins Haus der Kulturen kamen. Der Ort, an dem wir
uns befinden, ist sozusagen auch eine Kontextualisierung - die ehemalige
Kongreßhalle, John-Foster-Dulles-Allee, US-Imperialismus und so weiter. Daher
haben wir an dieser Stelle versucht, noch einmal ein Gegengewicht zu bringen.
Mag sein, daß diese Vielfältigkeit für ein Publikum erst einmal total
überraschend kommt, weil sie gekommen sind, um auf eine Bauhausausstellung zu
gehen, dann aber mit Weltgesellschaften konfrontiert sind. 

Man könnte ja sagen, es handelt sich um einen Blockbuster, weil es ja eine
Jubiläumsausstellung ist, die auch vom Staat finanziert wird. Ich denke, es ist
uns gelungen, sie aus dieser Nationalisierung oder Vereinnahmung als nationales
Produkt oder Erbe herauszulösen und dadurch einem breiten Publikum das
Verständnis zu ermöglichen, daß auch die Moderne nur durch Migration und
transnationale Beziehungen über den nationalen Container hinaus entstanden ist.
Ich sehe, daß die Leute erst einmal irritiert sind, aber dann immer wieder
kommen. Wir haben sehr viel Publikum und bekommen sehr gute Resonanzen als auch
positive Kritik, womit ich gar nicht gerechnet hatte. Ich dachte, das wird hier
viel schwieriger und bin daher froh, wie die Berliner, aber auch das
internationale Publikum die Ausstellung aufnehmen. 

SB: In einer zweiteiligen arte-Dokumentation zum Bauhaus wurde das Fazit gezogen,
es sei Deutschlands größter kultureller Exportartikel des 20. Jahrhunderts
gewesen. Teilen sie diese Position?

MvO: Wir haben eine gegenteilige Position und sagen, das Bauhaus ist eine Schule
in der Welt, die aus der Welt hervorgegangen ist. Nur weil sie international und
kosmopolitisch war, konnte sie weiterwirken und bereits vor 1933 Beziehungen in
die unterschiedlichsten Weltregionen aufnehmen. Es hat vor allen Dingen von
anderen Modernen gelernt und sie auch aufgenommen. Das Bauhaus war heterogen und
konnte in dieser Form auch nach 1933 weiter kommunizieren, aber die Zerschlagung
der Schule ist trotzdem ein Drama, mit dem wir heute immer noch zu tun haben. Es
gibt auch andere sehr schöne Projekte, die diese Thematik aufgreifen. Nur in dem
Fall widersprechen wir komplett der Annahme, daß es ein Produkt ist, das sich
gut verkauft hat.

SB: Frau von Osten, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnote:

[1] http://www.schattenblick.de/infopool/kunst/report/kurb0062.html
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MELDUNG/1919: Neue Sendungen im Programm von Deutschlandfunk Kultur (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 28.06.2019

Neue Sendungen im Programm von Deutschlandfunk Kultur

"Stunde 1 Labor" und "Diskurs" und "Lakonisch Elegant" ab 1. Juli -
mehr "Kakadu" am Sonntag und als Kinderpodcast



Deutschlandfunk Kultur präsentiert sich ab 1. Juli mit einem
veränderten Sendeschema. Mit neuen Sendungen und einem Podcastangebot
für Kinder sollen der Markenkern des bundesweiten Kulturprogramms
gestärkt und die Chancen der digitalen Welt noch besser genutzt
werden.

Deutschlandfunk Kultur will mit Formaten wie "Diskurs" oder "Stunde 1
Labor" noch mehr Raum für aktuelle Kulturdebatten schaffen, ein fester
Sendeplatz für Hörspiele und Features am Abend soll die Orientierung
im Programm erleichtern.

Neu im Programm sind die Sendungen "Stunde 1 Labor" (So, 0.05-1.00
Uhr) und "Diskurs" (So, 1.05-2.00 Uhr). Die Kindersendung "Kakadu"
wird am Sonntag auf zwei Stunden verlängert (7.30-9.30 Uhr) und ist
zukünftig drei Mal in der Woche als 20-minütiger Podcast zu hören. Die
Musiksendung "Tonart" übernimmt den bisherigen werktäglichen
Kakadu-Sendeplatz. Mit "Lakonisch Elegant" holt Deutschlandfunk Kultur
seinen Kulturpodcast ins Radio (Mo, 0.05-1.00 Uhr), bevor im Oktober
an diesem Sendeplatz mit "Über Podcast" ein neues Podcastmagazin
startet.

Kakadu Zwei Stunden volles Programm für Kinder und Erwachsene: Der
"Kakadu" bietet künftig Kinderhörspiele, Erzählungen oder geht auf
Reisen in unentdecktes Terrain. Im neuen Kakadu-"Magazin" sind unter
anderem Ausschnitte aus dem neuen Kakadu-Podcast von Deutschlandfunk
Kultur zu hören, in dem Kinder Fragen stellen und die Antworten selbst
erforschen. Der Kakadu-Podcast vermittelt kein Schulwissen, sondern
lässt sich von Kinderfragen treiben. Jede Ausgabe verfolgt eine Frage:
Warum gibt es Zeugnisse? Wie viel wert ist ein Euro? Oder warum soll
ich immer rausgehen?

Stunde 1 Labor ist Raum für Experiment, bietet eine Vielfalt an
Formaten von Lab bis Veranstaltung und Gespräch. Die Sendung stellt
Neues und Innovatives aus dem Kulturleben vor und erfindet sich dabei
selbst immer wieder neu.

Diskurs zeigt, was aktuell diskutiert wird - von gesellschaftlich
relevanten Themen bis zu künstlerischen Positionen: engagiert und
streitbar, mal in großer Runde und mal im intimen Gespräch unter vier
Ohren.

Über Podcast informiert über Trends auf dem Podcastmarkt, zeigt
Widersprüchliches, Persönliches und Komplexes. Bis zum 1. Oktober ist
an diesem Sendeplatz der Podcast "Lakonisch Elegant" zu hören, der
auch Teil des neuen Podcastmagazins sein wird.

Mit der Programmerneuerung erhalten weitere Sendungen neue
Sendeplätze. Hörspiele und Features sind ab 1. Juli von Sonntag bis
Donnerstag immer von 22.03-23.00 Uhr zu hören. Die neue Hörspiel- und
Featureleiste bietet sonntags Literatur, montags Kriminalhörspiel,
dienstags Features, mittwochs Hörspiele und donnerstags das Freispiel
für ein jüngeres Publikum. Dafür entfällt die bisherige werktägliche
Sendung "Studio 9 kompakt". Die Sendungen "Alte Musik" (Mi, 21.30
Uhr), "Einstand" (Mo, 21.30 Uhr) und "Chormusik" (Mi, 0.05 Uhr) sind
ab 1. Juli zu geänderten Zeiten zu hören.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Juli 2019 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9110: Aus aller Welt - 30.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Rumäniens Regierungschefin wird neue PSD-Vorsitzende

Rumäniens Sozialdemokraten (PSD) haben auf einem außerordentlichen
Parteitag die amtierende Ministerpräsidentin Vasilica Viorica Dancila
zu ihrer neuen Vorsitzenden bestimmt. Rund 2.800 der etwa 4.000
Delegierten wählten die 55jährige Politikerin auf dem Sonderkonvent am
Samstag in Bukarest zur Nachfolgerin des in Zusammenhang mit einer
Scheinbeschäftigungsaffäre verurteilten und inhaftierten bisherigen
Parteichefs Liviu Dragnea. Bei der Europawahl Ende Mai hatten die
rumänischen Sozialdemokraten eine herbe Niederlage erlitten.

30. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9110: Kriminalität und Rechtsprechung - 30.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Dieb fesselte und knebelte Rentnerin

Ein Unbekannter hat am Samstagabend eine Rentnerin in ihrem Haus im
Hamburger Stadtteil Sülldorf überfallen und beraubt. Die 91jährige
hatte die Haustür geöffnet, weil sie zunächst Nachbarn vermutete. Der
Mann drängte die Seniorin zurück in die Wohnung, brachte sie zu Boden
und fesselte und knebelte sie. Anschließend durchsuchte er sämtliche
Räume des Hauses. Wie die Polizei mitteilte, flüchtete er mit etwas
Bargeld aus den Spardosen der Enkelkinder sowie knapp 20 Euro Bargeld
aus einem Portemonaie. Die 91 Jahre alten Frau konnte sich selbst von
ihren Fesseln befreien und die Polizei alarmieren. Eine Fahndung nach
dem Täter blieb bisher erfolglos.

30. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9107: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 30.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Talibanangriffe überschatten Friedensgespräche in Doha

Während Vertreter der USA und der Taliban in der katarischen
Hauptstadt Doha ihre Friedensgespräche fortsetzen, sind bei Angriffen
und Anschlägen der Aufständischen auf Einrichtungen der afghanischen
Sicherheitskräfte an diesem Wochenende mehr als 60 Menschen getötet
worden. Die Attacken erfolgten laut Behördenangaben in den
afghanischen Provinzen Baghlan, Kandahar, Kunduz und Farah. Der
schwerste Angriff ereignete sich demnach im Bezirk Nahrin in der
nördlichen Provinz Baghlan. Dort töteten Talibankämpfer mindestens 26
Angehörige einer regierungstreuen Miliz.

30. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9109: Aus Parlament und Gesellschaft - 30.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schwan bekräftigt Bereitschaft zur Kandidatur um SPD-Vorsitz

Bei genügender Unterstützung würde die frühere Kandidatin für das Amt
der Bundespräsidentin, Gesine Schwan, für den SPD-Vorsitz
kandidieren. Das sagte die 76jährige Politikwissenschaftlerin in
einem Gespräch mit dem Tagesspiegel. Die Parteispitze sei in der
Vergangenheit immer wieder vor heiklen Themen zurückgeschreckt,
kritisierte Schwan. Das war ein Teil des Problems.

30. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9107: Tragisches und Kurioses - 30.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zehn Seeleute nach Schiffsuntergang vermißt

Nach einer Schiffskollision in der Bucht von Tonkin werden zehn
Crewmitglieder eines vietnamesischen Fischkutters vermißt. Neun
Seeleute konnten von dem ebenfalls unter vietnamesischer Flagge
laufenden Massengutfrachter "Pacific 01" gerettet werden. Der Unfall
ereignete sich 90 Meilen südöstlich der nordvietnamesischen
Hafenstadt Haiphong. Das Fischereifahrzeug ging nach dem Zusammenstoß
mit dem Frachter unter. Es wurde eine Suchaktion nach den vermißten
Schiffbrüchigen gestartet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8192: Aus Forschung und Technik - 30.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Roskosmos will Flugzeit zur Raumstation extrem verkürzen

Anfang April dockte ein russisches Frachtraumschiff nach nur zwei
Erdumkreisungen beziehungsweise drei Stunden und 22 Minuten nach dem
Start vom Kosmodrom Baikonur automatisch an die Internationale
Raumstation ISS an. Mitte Juli will die russische Raumfahrtbehörde
Roskosmos ein weiteres Mal das superkurze Flugschema bei einem
Frachttransport zum Orbitalkomplex anwenden. Dann sei die Testphase
abgeschlossen, berichtete die Agentur Tass. Anschließend werde
darüber entschieden, ob das Kurzschema für bemannte Missionen weiter
optimiert werden müsse. Die bisherige Rekordreisezeit zur ISS liegt
bei vier Erdumkreisungen (sechs Stunden). Zuvor brauchten die
Frachter zwei Tage oder 34 Erdumkreisungen, bis sie die Raumstation
erreichten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8206: Aus aller Welt - 30.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Weiteres Krisengespräch der Venezolaner eventuell auf Barbados

Die Regierung Venezuelas wird mit Vertretern des Oppositionsführers
Guaidó weitere Gespräche zur Beilegung der Krise in dem
südamerikanischen Land möglicherweise auf Barbados führen. Das
Treffen würde wie vorangegangene Verhandlungen unter der
Schirmherrschaft Norwegens stehen. Die nächste Gesprächsrunde soll
möglich geworden sein, weil die venezolanischen Behörden 58
Kolumbianer und eine Kolumbianerin ins Nachbarland abgeschoben haben,
welche vor knapp drei Jahren unter dem Vorwurf der Vorbereitung eines
Umsturzes in Caracas inhaftiert worden waren. Im November 2017 waren
sie zusammen mit anderen Personen wegen Terrorismus angeklagt worden.
Die Menschenrechtskommissarin der Vereinten Nationen, Bachelet,
erklärte die Vorwürfe nach einem Besuch Venezuelas für haltlos und
die Haft als willkürlich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8164: Medizin und Gesundheitswesen - 30.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Warnung vor Unterversorgung von jugendlichen Diabetikern

Kindern mit angeborenen Blutzucker droht eine Unterversorgung. Davor
hat laut Deutschem Ärzteblatt die Deutsche Diabetes Gesellschaft
(DDG) gewarnt. Wie die Fachgesellschaft mitteilte, hat sich die
Neuerkrankungsrate bei Diabetes Typ 1 in den vergangenen 20 Jahren
mehr als verdoppelt. Und die DDG geht davon aus, daß eine weitere
Verdoppelung in den kommenden zwei Dekaden stattfinden wird. Dabei
benötigen die jungen Patienten eine flächendeckende ambulante
Versorgung und die Möglichkeit einer altersgerechten stationären
Diabetesbetreuung. Angesichts der steigenden Patientenzahlen droht
den jungen Diabetikern vor allem eine stationäre Unterversorgung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8194: Kriminalität und Rechtsprechung - 30.06.2019 (SB)




VOM TAGE



G20-Regierungen stehen hinter Bekämpfung terroristischer Netzinhalte

Die führenden Teilnehmer des G20-Gipfels im japanischen Osaka haben
unter anderem eine Stellungnahme zur Verbreitung terroristischer
Inhalte im Internet abgegeben. Sie wollen diese künftig stärker
bekämpfen, indem sie Online-Plattformen drängen, ihre Bemühungen
darum zu verstärken, daß keine terroristischen oder extremistischen
Inhalte gestreamt oder hochgeladen werden. Das hatte der australische
Premierminister Morrison mit Verweis auf den Anschlag im
neuseeländischen Christchurch angeregt. Dort hatte ein rechtsextremer
Australier in zwei Moscheen 50 Menschen getötet und das Morden live
ins Internet übertragen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8117: Sprache, Kunst und Medium - 30.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Lego kauft Madame Tussauds und Vergnügungsparks

Gemeinsam mit einem Konsortium von Investoren kauft die dänische
Lego-Familienholding den britischen Unterhaltungskonzern Merlin, der
unter anderem das weltberühmte Wachsfigurenkabinett Madame Tussauds
sowie das Riesenrad London Eye und die Legoland-Freizeitparks
betreibt.

Die Stiftung Kirkbi, die Hauptaktionär von Lego ist, und der
US-Investmentfonds Blackstone sowie der kanadische Pensionsfonds CPPIB
sollen laut ARD Tagesschau 5,9 Mrd. Pfund (rund 5,6 Mrd. Euro) für die
Merlin-Gruppe geboten haben. In der Summe sind aber auch Schulden
enthalten. Als Lego 2005 in finanziellen Schwierigkeiten steckte,
wurden die vier Legoland-Parks an Merlin verkauft, jetzt sollen sie
zurückgeholt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8183: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 30.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Drohnen aus dem Jemen in Saudi-Arabien abgeschossen

Offenbar Huthi-Rebellen aus dem Jemen haben nach saudischen Angaben
am Sonntag zwei Drohnen in Richtung einer Wohngegend in der Provinz
Asir sowie der Küstenstadt Dschazan auf den Weg gebracht. Saudisches
Militär hat die Fluggeräte abgefangen. Niemand wurde verletzt, es gab
auch keine Sachschäden. Die Aufständischen im Jemen setzen zivile
Spielzeugdrohnen als Kriegswaffen ein, aber auch professionelle
militärische Drohnen mit einer Reichweite von 1500 Kilometern.
Saudi-Arabien bekämpft seit Jahren zusammen mit einer Reihe
arabischer Verbündeter die Huthi-Milizen im Nachbarland meist aus der
Luft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8197: Aus Parlament und Gesellschaft - 30.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Berliner Pilotprojekt Solidarisches Grundeinkommen

In Berlin hat der Senat das Projekt "Solidarisches Grundeinkommen"
gestartet. Fünf Jahre lang sollen in dem Rahmen Hunderte Arbeitsloser
in Beschäftigung und darüber hinaus in ein unbefristetes
Arbeitsverhältnis gebracht werden. Die Teilnehmer des Pilotprojekts
werden von der Arbeitsagentur unter jenen ausgewählt, die ein bis
drei Jahre arbeitslos gemeldet sind und deren Vermittlungschancen auf
dem Arbeitsmarkt gering sind. Sie werden nach Tarif oder Mindestlohn
bezahlt und sollen z. B. in Kitas, der Obdachlosenhilfe oder auch als
Begleiter mobilitätseingeschränkter Fahrgäste der Berliner
Verkehrsbetriebe eingesetzt werden. Die Finanzierung des Projekts
hatten der rot-rot-grüne Senat und der Hauptausschuß des Parlaments
genehmigt. Frühestens Mitte des Monats werden die ersten
Projektteilnehmer und -teilnehmerinnen ihren neuen Job antreten. Ihre
Zahl soll schrittweise von 250 auf 1000 gesteigert werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8167: Tragisches und Kurioses - 30.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Säuberungsaktion im Pazifik hat symbolischen Charakter

Umweltschützer aus den USA haben bei einer von den Medien begleiteten
Säuberungsaktion im südöstlichen Pazifik verlorengegangene
Fischernetze mit einem Gesamtgewicht von 36 Tonnen aus dem Wasser in
ihr Boot gezogen.

Das ist sozusagen nur ein Tropfen auf dem heißen Stein, denn die
Kunststoffnetze waren nicht mehr als ein winziger Teil des riesigen
Müllteppichs, der sich zwischen Kalifornien und Hawaii angesammelt 
hat, sagte Mary Crowley, Gründerin der Non-Profit-Organisation Ocean
Voyages Institute.

Sie will Menschen auf der ganzen Welt auf die Probleme und Gefahren im
Zusammenhang mit der Zunahme von Plastikmüll aller Art in den Ozeanen
aufmerksam machen und zum Eingreifen auf welcher Ebene auch immer
ermuntern, wie ZDF heute berichtete.

Nach Schätzungen von Experten gehen jährlich bei Stürmen allein
600.000 bis 800.000 Tonnen Fischernetze verloren. Darin verfangen sich
oft Haie, Wale, Schildkröten oder Fische. Zudem beschädigen sie
Korallenriffe. Außerdem halten Fische und Seevögel Plastikteile für
Nahrung, an der sie aber zugrunde gehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8195: Arbeit, Soziales und Familie - 30.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Rote Linie für Braunkohletagebau Hambach

Am Sonntag haben rund 200 Klimaaktivisten und -aktivistinnen am
Hambacher Braunkohletagebau eine symbolische Protestlinie zwischen
dem verbliebenen Forst und der Abbruchkante gezogen. Mit der
sogenannten Roten Linie machten sie auf die Gefahr aufmerksam, die
für dem Hambacher Forst droht, wenn der Tagebaubetreiber RWE Power
den Abbau weiter vorschiebt. In dem Fall könnten für die Bäume
wichtige, wasserführende Erdschichten angeschnitten werden. Der Wald
würde unumkehrbar geschädigt, obwohl bis 2020 ein gerichtlich
verhängtes Rodungsverbot gilt und die Kohlekommission der
Bundesregierung den Erhalt des Forstes empfohlen hat. RWE hat den
Tagebau bereits bis auf rund 100 Meter an den Waldrand
vorangetrieben, sagt aber zu, daß die Bagger den Bäumen unter
Berücksichtigung der örtlichen bergbautechnischen, forstlichen und
hydrologischen Gegebenheiten nicht zu nahe kommen werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8175: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 30.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Wegen Hitzewelle Alarmstufe Rot in Frankreich

Bei der Hitzewelle 2003 waren in Frankreich Tausende Menschen
gestorben. Jetzt schlägt der französische Wetterdienst
Météo-France erneut Alarm. Erstmals hat er wegen Hitze
die Alarmstufe Rot in einigen Regionen des Landes ausgerufen. Laut
Deutschem Ärzteblatt herrscht in der überwiegenden Mehrheit der
Departments des Landes Alarmstufe Orange. In Frankreich gibt es drei
Warnstufen: gelb, orange, rot. Schulausflüge und Sportveranstaltungen
oder sportliche Aktivitäten in Schulen wurden in den vier
Departements mit Alarmstufe Rot abgesagt oder verschoben. Eltern ist
es freigestellt, ihre Kinder in die Schule zu schicken. In Paris gab
es wiederholt Fahrverbote wegen der hohen Ozonbelastung. Die
Hitzewelle hatte Frankreich gestern einen neuen Temperaturrekord für
Juni beschert. In der Gemeinde Grospierres im südfranzösischen
Département Ardèche wurden 42 Grad gemessen, in dem Ort
Saint-Julien-de-Peyrolas im Département Gard 41,9 Grad. Der
bisherige Temperaturrekord stammte vom 21. Juni 2003, als im
südfranzösischen Lézignan-Corbières im
Département Aude 41,5 Grad gemessen worden waren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8183: Märkte und Finanzen - 30.06.2019 (SB)




VOM TAGE



EU und Vietnam unterzeichnen Freihandelsabkommen

Vertreter der Europäischen Union und der Regierung Vietnams haben in
Hanoi ein Freihandelsabkommen unterzeichnet, welches unter anderem
den schrittweisen Abbau von 99 Prozent der Zölle auf beiden Seiten
vorsieht. Dem Abkommen sind jahrelange Verhandlungen vorausgegangen.
Vietnam verpflichtet sich mit der Unterzeichnung des sogenannten
EVTFA-Abkommens zur Einhaltung von Standards der Internationalen
Arbeitsorganisation und Unterbindung von Kinderarbeit sowie zur
Umsetzung des Pariser Klimaschutzabkommens. EVTFA schließt auch ein
Investitionsschutzabkommen und Regeln zum Schutz geistigen Eigentums
ein. Das EU-Parlament und das Parlament in Hanoi sollen dem Abkommen
noch zustimmen. EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström sprach in
Hanoi vom ambitioniertesten Freihandelsabkommen, das die EU mit einem
Entwicklungsland getroffen hat. Die Kommission erwartet eine
Steigerung der EU-Exporte nach Vietnam um 29 Prozent und der Importe
von dort um 18 Prozent. Die EU-Staaten haben im vergangenen Jahr aus
der sozialistischen Republik, welche zu den ärmsten Ländern der Welt
zählt, vor allem Kleidung, Smartphones und elektronische Ersatzteile
im Wert von über 37 Milliarden Euro bezogen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8198: Aus Forschung und Technik - 30.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Smart Home erfüllt oftmals nicht Sicherheitsstandards

Smarten Haushaltsgeräten gehört die Zukunft. Nach Ansicht von Experten
geht kein Weg am Smart Home vorbei. Allerdings sorgt diese neue
Technologie bei vielen für Unbehagen. Vollkommen zu Recht, wie
IT-Sicherheitsexperte Michael Steigerwald in einem Interview mit Zeit
Online findet. Denn viele Geräte gerade aus dem preiswerten Segment
erfüllen nicht die nötigen Sicherheitsstandards. Wie weit das geht,
haben zwei französische Hacker gezeigt, als sie kürzlich die von Lidl
vertriebene Küchenmaschine Monsieur Cuisine Connect auseinandernahmen
und dabei feststellen, daß das System nicht nur auf der veralteten
Android-Version 6.0 läuft, sondern in dem Gerät ein verstecktes
Mikrofon verbaut war. Für Steigerwald bedeutet das einen massiven
Eingriff in die Privatsphäre des Kunden, da das Mikro nicht
dokumentiert war. Und es ist kein Einzelfall. Laut Steigerwald sind
in vielen Geräten - etwa in intelligenten Fernseher - Mikrofone
verbaut, ohne daß der Konsument davon etwas weiß.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / KLIMA





FORSCHUNG/489: Der Ozean in 4000 Jahren - warm und trotzdem sauerstoffreich (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 26.06.2019

Der Ozean in 4000 Jahren: warm und trotzdem sauerstoffreich



Je höher die Temperatur, desto weniger Gase sind im Wasser gelöst -
dieser einfache physikalische Zusammenhang erklärt unter anderem den
messbaren Sauerstoffverlust in den wärmer werdenden Ozeanen. In der
internationalen Fachzeitschrift Nature Communications veröffentlichen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für
Ozeanforschung Kiel heute allerdings eine Modellrechnung, nach der ein
wärmerer Ozean nach Jahrhunderten des Verlusts in 4000 Jahren sogar mehr
Sauerstoff als heute enthalten wird. Die Studie erklärt Ungereimtheiten im
Sauerstoffbudget bisheriger Simulationen, wirft gleichzeitig aber neue
Fragen auf.

Die Ozeane verlieren Sauerstoff. Das haben zahlreiche, auf direkten
Messungen beruhende Studien der vergangenen Jahre gezeigt. Da Wasser bei
steigenden Temperaturen weniger Gase lösen kann, waren diese Ergebnisse
nicht überraschend. Neben der globalen Erwärmung fördern zudem Faktoren
wie die Überdüngung der Küstenmeere den Sauerstoffverlust. Doch wie sieht
die Zukunft aus? Werden die Ozeane bei weiterer Erderwärmung irgendwann
komplett sauerstoffarm? Solche anoxischen Phasen gab es in der
Erdgeschichte tatsächlich schon mehrere Male, verbunden mit großen
Massenaussterbe-Ereignissen. Auch sie gingen mit hohen
Kohlendioxidkonzentrationen in der Atmosphäre und hohen globalen
Temperaturen einher.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für
Ozeanforschung Kiel veröffentlichen heute in der internationalen
Fachzeitschrift Nature Communications Modellrechnungen zur Entwicklung des
Sauerstoffgehalts der Ozeane bis ins Jahr 8000. Sie gehen in ihrem
Szenario davon aus, dass ein großer Teil der fossilen Reserven verbrannt
wird, die Emissionen bis zum Ende des Jahrhunderts weiter ansteigen und
anschließend bis zum Jahr 2300 auf null abnehmen. Im Modell erwärmt sich
der Planet dabei um weitere 6 Grad, und Temperaturen bleiben bis zum Ende
der Simulation auf diesem hohen Niveau.

Das überraschende Ergebnis betrifft den Sauerstoffgehalt des Ozeans: Nach
einer weiteren Abnahme über mehrere hundert Jahre steigt das
Sauerstoffinventar des Ozeans wieder an und erreicht in knapp 4000 Jahren
sogar ein höheres Niveau als vor der Industrialisierung. Auf den ersten
Blick paradox erscheint, dass das Modell trotz der unerwarteten
Sauerstoffzunahme bei steigenden globalen Temperaturen eine deutliche
Ausdehnung und stärkere Ausprägung der heute schon vorhandenen
Sauerstoffminimumzonen in den Weltmeeren zeigt.

Aus Untersuchungen des Kieler Sonderforschungsbereich 754 ist bekannt,
dass solche sauerstoffarmen Gebiete zwar Todeszonen für größere Organismen
wie Fische oder Kopffüßer sind. Bestimmte Bakterien, die statt Sauerstoff
Nitrat atmen, gedeihen dort aber sehr gut. "Sie ziehen ihre Energie aus
einem chemischen Prozess, den wir Denitrifizierung nennen. Er ist ein
wichtiger Bestandteil des Stickstoffkreislaufs, führt aber dazu, dass bei
der Veratmung von organischem Material weniger Sauerstoff verbraucht wird,
als bei der Photosynthese produziert wurde", erklärt Professor Oschlies.

In der neuen Modellrechnung haben die Forscherinnen und Forscher erstmals
konsequent den Sauerstoffkreislauf mit dem Stickstoffkreislauf gekoppelt.
Dabei zeigte sich, dass aufgrund der ausgedehnten Sauerstoffminimumzonen
immer mehr organisches Material nicht mehr wie bisher mit Sauerstoff
sondern durch Denitrifizierung mit Nitrat veratmet wird. Die damit
verbundene Sauerstoff-Einsparung überstieg nach mehreren tausend Jahren
den erwärmungsbedingten Sauerstoffverlust der Ozeane. "Allerdings kann man
nicht von einer flächendeckenden Erholung sprechen, denn die weit
ausgedehnten Sauerstoffminimumzonen nahe der Meeresoberfläche bleiben im
Modell erhalten. Ein großer Teil des zusätzlichen Sauerstoffs geht in den
tiefen Ozean", sagt Andreas Oschlies.

Frühere Modellrechnungen haben den Stickstoffkreislauf oft vernachlässigt.
"Deshalb waren die Ergebnisse beim Sauerstoffbudget nie ganz befriedigend.
Das können wir jetzt auflösen", sagt Professor Oschlies.

Allerdings ergibt sich ein neues Problem: Die anoxischen Phasen, die es in
der Erdgeschichte in warmen Klimazuständen gegeben hat, sind mit den neuen
Erkenntnissen noch schwerer zu erklären. Es gibt offenbar Faktoren und
Rückkopplungsprozesse in dem komplexen Wechselspiel von biologischen,
physikalischen und chemischen Prozessen im Ozean, die noch nicht ganz
verstanden sind. "Deshalb ist die Studie auch für die Gegenwart wichtig.
Sie zeigt Lücken in unserem Wissen über zentrale Prozesse im Ozean, die
auch für aktuelle Veränderungen relevant sein können", fasst Andreas
Oschlies die Bedeutung der Studie zusammen.


Originalpublikation:

Oschlies, A., W. Koeve, A. Landolfi, P. Kähler (2019): Loss of fixed
nitrogen causes net oxygen gain in a warmer future ocean. Nature
Communications 

https://www.nature.com/articles/s41467-019-10813-w

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818
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PRESSEKONFERENZ/1881: Kanzlerin Merkel und Bundesminister Scholz beim G20-Gipfel in Osaka, 29.06.2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Samstag, 29. Juni 2019

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und Bundesminister Scholz
beim G20-Gipfel in Osaka



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, wir haben versucht, Sie auf Grundlage
des aktuellsten Standes zu informieren, und da die Verhandlungen parallel
immer noch stattfinden, ist das jetzt, glaube ich, aber auch gelungen.

Ich möchte Japan für die exzellente Organisation dieses Treffens danken.
Wir haben in verschiedenen Haupt- und auch Nebenereignissen eine ganze
Palette von Themen aufgerufen, die weltweit von Interesse sind. Ich möchte
hier das Kommuniqué hinsichtlich dessen, was ich gestern gesagt habe, noch
ergänzen und sagen, dass wir eine Osaka-Erklärung der Staats- und
Regierungschefs zur Verhinderung des Missbrauchs des Internets für Zwecke
des Terrorismus und des den Terrorismus begünstigenden gewalttätigen
Extremismus gefunden haben. Das schließt an die schrecklichen Ereignisse
von Christchurch an, und Ziel ist die Verhinderung des Missbrauchs des
Internets für terroristische Zwecke. Das knüpft auch an unsere Hamburger
Erklärung an.

Wir können sowieso sagen, dass es eine gute Kontinuität der G20-Gipfel seit
Hamburg gibt; denn auch das Ereignis mit Ivanka Trump und Königin Maxima
heute Morgen schließt an die W20-Initiative an. Hierbei geht es immer
darum, Frauen vor allen Dingen in Entwicklungsländern auch in die Lage zu
versetzen, besser gebildet zu sein, an der Erwerbstätigkeit teilzunehmen
und damit Teilhabe und Gleichberechtigung durchzusetzen.

Wir haben jetzt bis in die letzte Minute hinein über die Fragen verhandelt,
die sich mit Klimaschutz, Handel, Migration und auch dem Stahlforum
befassen. Wir können sagen, dass wir im Hinblick auf die Klimafrage einen
ähnlichen Text wie in Argentinien haben werden. Es ist jetzt also nach
nächtlichen und täglichen Verhandlungen doch wieder gelungen, eine
19-zu-1-Erklärung zu haben, bei der sich die 19 Signaturstaaten des Pariser
Abkommens zu den gleichen Dingen verpflichten, wie es in Buenos Aires der
Fall war. Wir sagen: Dieser Prozess ist unumkehrbar. Wir sagen: Wir haben
unser Verpflichtungen abgegeben. - Wir werden 2020 noch einmal einen Review
durchführen und schauen, ob wir neue Verpflichtungen eingehen müssen. Das
haben wir durch unsere Initiative von heute Morgen mit der Klimaneutralität
für 2050 zusammen mit dem chilenischen Präsidenten in gewisser Weise schon
getan.

Wir wollen die finanziellen Ressourcen - das tut die Bundesregierung ja
auch - für die Entwicklungsländer bereitstellen, die für die Anpassung an
den Klimawandel und den Umgang mit den schon eingetretenen Schäden
natürlich von uns finanzielle Unterstützung erwarten und sie auch bekommen.

Beim Handel haben wir auch ein ähnliches Ergebnis wie das in Argentinien
erreicht, also ein klares Bekenntnis zu freiem, fairem, nicht
diskriminierendem, transparentem Handel und auch zu einem guten,
nachhaltigen Investitionsklima. Wir betonen noch einmal, dass die Reform
der WTO drängt und dass die nächste Ministerkonferenz hier Fortschritte
erzielen muss. Das - ich sage das ganz deutlich - ist auch deshalb so
wichtig, weil die WTO ansonsten in eine Phase der Nicht-Arbeitsfähigkeit
hineingerät. Deshalb war uns dieses Kommuniqué an dieser Stelle sehr, sehr
wichtig.

Im Zusammenhang mit dem Stahlforum haben wir den Auftrag an die
entsprechenden Fachminister weitergegeben, zusammen mit der OECD. Das ist
sicherlich für diese Minister kein einfacher Auftrag, aber es ist gelungen,
das Stahlforum und damit das Thema der Überkapazitäten weiter anzusprechen
und die Arbeit auch fortzusetzen.

Das Thema Migration wird auch Teil des Kommuniqués sein. Hierbei geht es
vor allen Dingen darum, dass eine ganz enge Zusammenarbeit zwischen den
Mitgliedstaaten der G20 und den entsprechenden UN-Organisationen sowie den
internationalen Organisationen gegeben sein wird. Das Thema wird als
Problem anerkannt, um dessen Lösung sich auch alle bemühen müssen. Insofern
sind wir also ein ganzes Stück weitergekommen.

Am Rande hat es hier noch, wie Sie verfolgen konnten, eine Pressebegegnung
gegeben, um die Verabschiedung des MERCOSUR-Abkommens deutlich zu machen.
Das umfasst die Länder Brasilien, Argentinien, Paraguay und Uruguay. Das
ist das Ende einer 20-jährigen Verhandlungsgeschichte. Es konnten Passagen
in dieses Abkommen aufgenommen werden, die uns auch sehr wichtig sind,
nämlich ein Bekenntnis zum Pariser Abkommen sowie ein Bekenntnis dazu, sich
um den Wald zu kümmern und die Abholzung möglichst zu verhindern. Brasilien
hat diese Passagen akzeptiert, und wir werden jetzt mit Brasilien auch
weiter im Gespräch bleiben. Ich habe mit dem brasilianischen Präsidenten
hier kurz am Rande gesprochen.

Alles in allem war es sehr arbeitsreich. Ich hatte heute noch bilaterale
Gespräche mit Präsident Putin - ich hatte gestern beim Abendessen schon
lange mit ihm gesprochen - und mit Präsident Erdogan. Daraus bleibt neben
dem normalen Minsk-Prozess, über den wir natürlich gesprochen haben,
festzuhalten, dass wir das Istanbul-Format - also Erdogan, Putin, Macron
und Merkel - im Laufe dieses Jahres noch einmal fortsetzen wollen, um
gerade mit Blick auf die Situation in Idlib und die Flüchtlinge auch noch
einmal ein Zeichen zu setzen. - So weit von meiner Seite.

BM Scholz: Ich bin froh darüber, dass hier das noch einmal Zustimmung
gefunden hat, was die Finanzminister vor wenigen Tagen in Fukuoka schon
vereinbart haben, nämlich dass es globale Regeln zur Mindestbesteuerung von
großen Unternehmen geben soll und dass wir einen Umgang hinsichtlich der
Besteuerungsfragen finden, die sich wegen der großen, globalen
Internetplattformen stellen. Das ist ein Fortschritt. Es sieht so aus, als
ob wir es deshalb auch schaffen werden, im Laufe des nächsten Jahres eine
internationale Verständigung über dieses Thema herbeizuführen, die dann das
Steuerrecht aller Länder, die daran beteiligt sind, verändern und auch
sicherstellen wird, dass faire Besteuerung auch Bestandteil der weltweiten
Zusammenarbeit wird. Gut, dass sich das hier auch in dem Kommuniqué
wiederfindet. Das war wegen der Vorarbeit wohl der einfachste Teil.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, es gab Verwirrung über Ihren
Gesundheitszustand. Können Sie uns aufklären, was los ist? Haben Sie einen
Arzt aufgesucht, oder haben Sie das vor? Können Sie uns darüber berichten?

BK'in Merkel: Ich kann Ihnen so viel berichten, dass ich Ihre Frage erst
einmal verstehen kann. Ich habe aber nichts Besonderes zu berichten,
sondern mir geht es gut. Ich bin überzeugt: So, wie diese Reaktion
aufgetreten ist, so wird sie auch wieder vergehen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, könnten Sie einen kurzen Kommentar zu
Berichten darüber abgeben, dass hier am Rande des Treffens
Vorentscheidungen gefallen sind, was die Spitzenposten in Brüssel angeht,
nämlich dass Sie sich offensichtlich darauf verständigt haben, dass Manfred
Weber es auf jeden Fall nicht werden wird, oder dass Sie nachgeben mussten?

Herr Scholz, steigen damit jetzt die Chancen für, in Anführungszeichen,
Ihren Kandidaten Frans Timmermans?

BK'in Merkel: Wir haben hier am Rande, wie wir ja auch schon gesagt hatten,
über diese Themen gesprochen. Es kristallisiert sich heraus, dass der
Spitzenkandidatenprozess doch eine erheblichere Rolle spielt, als
vielleicht nach dem letzten Europäischen Rat von einigen gesagt wurde. Das
Parlament hat hier sehr klar erklärt, dass es zu diesem Konzept stehen
will, und die Spitzenkandidaten sind jeweils untereinander auch sehr
bemüht, eine Lösung zu finden.

Ich möchte den Diskussionen und Beschlüssen von morgen wirklich nicht
vorgreifen; das wäre unfair gegenüber unseren Kolleginnen und Kollegen. Ich
kann nur sagen: Die beiden Spitzenkandidaten, die ja sozusagen die echten
Spitzenkandidaten sind, sind im Gespräch und haben beide auf ihre Art und
Weise dafür Sorge getragen, dass der Spitzenkandidatenprozess auch für die
Zukunft erhalten bleibt. Das war sowohl der sozialistischen Fraktion als
auch der EVP-Fraktion sehr, sehr wichtig.

BM Scholz: Der Demokratisierungsprozess, der mit der Aufstellung von
Spitzenkandidaten schon bei der letzten Wahl zum Europäischen Parlament
verbunden war, hat auch diese Wahlen geprägt. Deshalb ist es gut, dass sich
abzeichnet, dass das auch bei den letztendlichen Entscheidungen eine Rolle
spielen könnte. Aber auch wenn wir alle die Gelegenheiten genutzt haben,
viel zu sprechen: Die Entscheidungen fallen dann, wenn es so weit ist. Das
kann hier noch nicht der Fall sein. Ich bin aber zuversichtlich, dass es zu
einer Verständigung kommen könnte, und zuversichtlich, dass ich sie im
Ergebnis gut finden werde.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, da würde ich gerne noch einmal kurz nachhaken.
Sie sagen, die beiden echten Spitzenkandidaten sind noch im Rennen. Das
bedeutet, Sie unterstützen weiterhin Manfred Weber. Habe ich das richtig
verstanden?

BK'in Merkel: Ich unterstütze, dass eine Lösung gefunden wird. Ich freue
mich, dass das eine Möglichkeit dafür zu sein scheint, dass das auf der
Grundlage der Spitzenkandidaten geschehen kann. Schauen wir einmal, was
dann dabei herauskommen wird.

Auf jeden Fall sind die beiden Spitzenkandidaten Teil der Lösung, und das
ist ganz wichtig. Es wird nach jetzigem Stand zu keinem
interinstitutionellen Konflikt kommen. Sie wissen, dass nicht alle
Mitgliedstaaten der Europäischen Union Regierungschefs haben, die zum
Beispiel einer Parteienfamilie angehören. Das heißt also, wir können nicht
ganz ohne Rücksprache mit allen agieren und einfach nur innerhalb von
Parteienfamilien miteinander reden. Aber wir sind auf einem Weg, der es
vielleicht möglich machen wird, morgen doch zu einem Ergebnis zu kommen. -
Danke schön!

Samstag, 29. Juni 2019

 * 
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Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und Bundesminister Scholz

beim G20-Gipfel in Osaka am 29. Juni 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/pressekonferenz-von-bundeskanzlerin-merkel-und-bundesminister-scholz-beim-g20-gipfel-in-osaka-1642018

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1880: Regierungspressekonferenz vom 28. Juni 2019 (BPA)




Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 28. Juni 2019

Regierungspressekonferenz vom 28. Juni 2019

Themen: Migrationspaket, Termine der Bundeskanzlerin
(Jahresversammlung der Deutschen Forschungsgemeinschaft, Kabinettssitzung,
Empfang des Präsidenten Irlands, Westbalkan-Konferenz), Gespräch über die
Zukunft des Automobilstandortes Deutschland, Flüchtlingen auf dem Schiff
"Sea Watch 3", parlamentarische Anfrage zur Sanierung von Schwimmbädern,
Nahost-Konferenz in Bahrain, Bericht der Kommission "Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung", Konzeptpapier zur Einführung einer
Kryptowährung durch Facebook, Absturz zweier Eurofighter, Kritik des
russischen Präsidenten an der Flüchtlingspolitik der Bundesregierung,
Zustand der Großen Koalition, 80. Jahrestag des Überfalls auf Polen,
Gesundheitszustand der Bundeskanzlerin


Sprecher: SRS'in Fietz, Alter (BMI), Breul (AA), Wogatzki (BMF),
Baron (BMWi), Routsi (BMVg)

Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Fietz
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Alter: Ich habe gerade die Information erhalten, dass der Bundesrat das
Migrationspaket beschlossen hat. Damit ist eines der größten Gesetzespakete
zur Ordnung, Steuerung und Begrenzung von Migration durch beide Kammern
gegangen, sodass das wichtige Geordnete-Rückkehr-Gesetz zum 1. August 2019
in Kraft treten kann. Ein weiterer wichtiger Baustein ist das
Fachkräfteeinwanderungsgesetz, das nun zum 1. Februar 2020 in Kraft treten
kann.

Sie wissen, dass das Paket aus insgesamt sieben Gesetzen besteht, für fünf
davon ist das BMI federführend zuständig und für zwei das BMAS.

SRS'in Fietz: Guten Morgen auch von meiner Seite! Wie freitags üblich
möchte ich Ihnen die Termine der Bundeskanzlerin in der kommenden Woche
mitteilen. Dass die Kanzlerin bis zum Samstag in Osaka ist, wissen Sie. Sie
wissen ebenfalls, dass sie am Sonntag nach Brüssel zum EU-Gipfel fährt.

Deshalb fange ich bei Dienstag an. Am Dienstag, den 2. Juli, wird
Bundeskanzlerin Angela Merkel an der Jahresversammlung der Deutschen
Forschungsgemeinschaft in Rostock teilnehmen und dort eine Rede halten. In
dieser wird sie insbesondere auf die Bedeutung von Wissenschaft und
Wissenschaftsfreiheit für den Innovationsstandort Deutschland eingehen. Es
ist das vierte Mal, dass die Bundeskanzlerin eine solche Festveranstaltung
der DFG besucht. Auch die Bundesministerin für Bildung und Forschung, Frau
Karliczek, nimmt teil.

Am Mittwoch, den 3. Juli, tagt wie üblich das Kabinett unter der Leitung
der Kanzlerin.

Ebenfalls am Mittwoch wird die Bundeskanzlerin um 15 Uhr den Präsidenten
von Irland, Michael Daniel Higgins, im Bundeskanzleramt zu einem Gespräch
empfangen. Der Präsident hält sich zu einem Staatsbesuch in Deutschland
auf. In dem Gespräch wird es um bilaterale und europapolitische Themen
gehen. Bei Ankunft von Staatspräsident Higgins im Bundeskanzleramt ist ein
Bildtermin geplant.

Am Freitag, den 5. Juli, wird die Bundeskanzlerin an der 
Westbalkan-Konferenz in Posen teilnehmen. Die Reihe jährlicher Konferenzen zum
westlichen Balkan, die die Bundesregierung 2014 ins Leben gerufen hat, ist
als Berliner Prozess bekannt. Zu den Gipfeltreffen dieses Formates werden
die Westbalkanstaaten, einige EU-Mitgliedstaaten sowie Vertreter der
Europäischen Kommission eingeladen.

Im Rahmen der Konferenz wird es gegen 11 Uhr eine Plenarsitzung geben, bei
der verschiedene Themen, darunter zum Beispiel die Vernetzung der Länder
untereinander, aber auch wirtschaftspolitische Fragen, erörtert werden.
Gegen 13 Uhr folgt ein Arbeitsmittagessen der Delegationsleiter. Um 15 Uhr
wird es eine gemeinsame Pressekonferenz der Bundeskanzlerin mit dem
polnischen Ministerpräsidenten Morawiecki, dem bulgarischen
Ministerpräsidenten Borissow und dem Ministerpräsidenten Nordmazedoniens,
Zaev, geben.

Frage: Frau Fietz, können Sie uns die Teilnehmerliste für den Autogipfel
diese Woche geben?

SRS'in Fietz: Ich meine, im Nachgang zum Autogipfel sind schon einige Namen
genannt worden. Mehr kann ich - - -

Zusatz: Ich will alle Namen.

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen im Moment keine Liste geben. Falls wir
tatsächlich noch eine vollständige Liste herausgeben können, würden wir das
nachreichen.

Zusatz: Sie haben uns versprochen, dass uns im Nachhinein alle Gäste
genannt werden. Es kann ja sein, dass im Vorfeld jemand abspringt usw. Aber
uns wurde versprochen, uns das im Nachhinein zu nennen.

SRS'in Fietz: Das mag sein, aber ich habe diese Liste nicht dabei. Das - - -

Zusatz: Das können Sie gern nachreichen.

Vorsitzender Detjen: Herr Seibert hat letzte Woche gesagt, dass man
gegebenenfalls nachträglich nachreicht.

SRS'in Fietz: Es tut mir leid, ich habe diese Liste nicht dabei. Vielleicht
kann ich Sie Ihnen noch im Laufe der Pressekonferenz nachreichen, ansonsten
später.

Frage: Zum Stichwort Sea Watch: Ich weiß nicht, ob die Frage an Sie geht
oder an Herrn Breul, keine Ahnung. Dieses Schiff kreuzt nach wie vor vor
Lampedusa. Etliche deutsche Städte und Organisationen haben sich bereit
erklärt, die Flüchtlinge aufzunehmen. Das setzt allerdings voraus, dass die
Bundesrepublik bereit ist, die Flüchtlinge aufzunehmen.

Wie weit ist dieser Prozess gediehen, oder haben Sie dem schon zugestimmt?
Wenn nicht, warum nicht?

Alter: Ich würde anfangen. Zu dem, was ich vergangene Woche hier an dieser
Stelle schon gesagt habe, gibt es im Wesentlichen keinen neuen Sachstand.
Das heißt, wir haben uns wie auch in vergangenen Fällen bereit erklärt, uns
an der Aufnahme grundsätzlich zu beteiligen, wenn es zu einer europäischen,
von Solidarität getragenen Lösung mehrerer, und zwar möglichst vieler,
Mitgliedsstaaten kommt. Dieser Prozess läuft. Nach unserer Erkenntnis ist
die Kommission derzeit dabei, Gespräche zu führen. Wir sind zuversichtlich,
dass es zu einer sehr zügigen Lösung kommt.

Zusatzfrage: Ich verstehe die europäischen Prozeduren. Aber hier geht es um
- ich weiß es nicht - mehr als 40 Menschen. Sie müssen auf dem Boot wohl
tatsächlich unter nicht besonders guten Umständen ausharren. Kann man sie
nicht auch unilateral ins Land holen? Wir sprechen von 40 Menschen. Wir
sprechen ja nicht von Hunderten.

Alter: Die Zahl ist bekannt. Es ändert aber nichts an der Tatsache, dass
wir hier schon mehrfach gesagt haben - wir tun das auch heute gern noch
einmal -, dass es sich um eine gemeinsame europäische Außengrenze handelt
und auch diese Entscheidungen in europäischer Solidarität getroffen werden
müssen.

Wir sind uns der Situation der Menschen auf diesem Schiff durchaus bewusst.
Diese Situation muss schnellstmöglich beendet werden. Aber sie soll unter
den genannten Bedingungen beendet werden.

Zusatzfrage: Dann möchte ich doch gern Herrn Breul fragen. Übt denn die
Bundesregierung in irgendeiner Weise Druck auf Italien aus, dass zumindest
die humanitären Mindeststandards erfüllt werden?

Vorsitzender Detjen: Das war jetzt die dritte Frage.

Breul: Ich will gern noch einmal unterstreichen, dass wir diesen Fall sehr
eng und sehr intensiv verfolgen und dazu in sehr intensiven Gesprächen mit
unseren EU-Partnern sind. Herr Alter hat schon gesagt, dass die 
EU-Kommission das Ganze koordiniert.

Das heißt aber nicht, dass wir uns zurücklehnen würden. Wir sind eng daran,
und wir sind sehr besorgt. Wie Sie schon gesagt haben, befinden sich immer
noch 40 Menschen an Bord der Sea Watch, darunter auch Minderjährige.
Gestern wurden zwei medizinische Notfälle evakuiert. Das begrüßen wir. Aber
das ist natürlich nicht genug.

Wir haben es in der Vergangenheit so gehandhabt und wollen es auch
weiterhin so handhaben, dass wir diese intensiven Gespräche, wie ich sie
jetzt einmal nennen darf, vertraulich führen. Wir brauchen die Mitwirkung
der Mitgliedsstaaten, insbesondere natürlich die Mitwirkung von Italien,
und hoffen darauf. Das ergibt sich allein schon aus der geografischen Lage
des Schiffes. Klar ist auch, dass wir die Staaten im Süden mit dieser
Problematik nicht alleinlassen dürfen. Das haben wir immer wieder
unterstrichen, und dazu stehen wir. Herr Alter hat es gerade vorsichtig
angedeutet, und darüber kann auch ich hier nicht hinausgehen. Wir sind
zuversichtlich, dass wir zeitnah eine Lösung für diesen konkreten Fall
erreichen.

Frage: Man kann also davon ausgehen, Herr Breul, dass das Auswärtige Amt
eine eigene direkte Verbindung zur Sea Watch hat. Haben Sie bei möglichen
Alternativen auch andere Häfen oder Nationen als Italien im Blick? Denn im
Moment übt Italien im Grunde einen Erpressungsdruck aus. Man kann das nicht
anders bezeichnen.

Wo ist der Punkt erreicht, an dem Sie sagen: "Die humanitäre Not ist so
groß, dass wir dann eben auch auf andere Nationen gehen"?

Breul: Ich habe es ja gerade schon angedeutet: Das Schiff ist da, wo es
ist, und da -

Zuruf: Es kann fahren!

Breul: - muss den Menschen geholfen werden. Auch das Mittelmeer ist
ziemlich groß, und es müssen lange Distanzen zurückgelegt werden. Ich
glaube also nicht, dass das weiterhilft.

Wir arbeiten daran - ich glaube, ich habe hier vor zwei Wochen auch schon
einmal ein bisschen durchblicken lassen, dass wir frustriert sind, dass wir
damit noch nicht weiter sind -, einen Mechanismus zu finden, in dem wir uns
das ersparen, was jetzt wieder stattfindet, nämlich jedes Mal ad hoc eine
Lösung zu suchen. Leider haben wir noch keine Lösung. Das ist aber unser
Ziel. Daran arbeiten wir mit Hochdruck und fordern alle EU-Mitgliedsstaaten
auf, Bereitschaft zu zeigen, dafür einen Beitrag zu leisten.

Frage: Sehen Sie in dieser Hinhaltetaktik der Italiener, des
Innenministeriums, eine Methode? Immer wieder wird bei jedem neuen
Einzelfall dasselbe Spiel gespielt: Es muss eine europäische Lösung
gefunden werden. Es sind nur 40 Leute, aber trotzdem.

Breul: Ich würde sagen, auch die italienische Regierung hat ein sehr
starkes Interesse daran, dass wir eine europäische Lösung finden.

Zusatzfrage: Aber hat sie daran Interesse, dass Menschen gerettet werden?
Das ist ja das Allerwichtigste. Artikel 1 Grundgesetz!

Breul: Natürlich hat die italienische Regierung Interesse daran,
Menschenleben zu retten. Ich möchte auch daran erinnern, dass sich Italien
in der Vergangenheit immer an humanitären Lösungen beteiligt hat, auch
jenseits der Schiffsproblematik. Von daher denke ich, dass es uns nicht
weiterhilft, mit dem Finger in die eine oder andere Richtung zu zeigen. Wir
brauchen eine europäische Lösung, und dazu brauchen wir selbstverständlich
auch Italien.

Vorsitzender Detjen: Noch eine Frage zu dem Thema.

Zusatzfrage: Ich würde es gern verstehen. Was würden Sie denn der
Kapitänin, die jetzt unbedingt in Lampedusa anlegen will, empfehlen, Herr
Breul?

Breul: Es steht mir nicht zu, ihr öffentliche Empfehlungen zu geben.

Zusatzfrage: Reden Sie mit der Crew?

Breul: Ich persönlich rede nicht mit der Crew, nein.

Alter: Ich möchte gern noch einen Kommentar anbringen. Sie haben gerade
angedeutet, dass es unsererseits eine Hinhaltetaktik gebe. Das will ich
zurückweisen. Es geht nicht darum, hinzuhalten, sondern es geht darum, dass
wir wie in vergangenen Fällen auch in diesem Fall eine Aufnahmebereitschaft
signalisiert haben. Dazu stehen wir. Aber die Bedingungen sind: mit einer
europäischen Perspektive. Das hat mit einer Hinhaltetaktik nichts zu tun.

Frage: Komplett anderes Thema, das leider auch mit Wasser zu tun hat: Die
Bundestagsfraktion der Linken hat eine parlamentarische Anfrage zur
Situation in maroden Schwimmbädern gestellt. Ich glaube, es sind im Rahmen
der Förderprogramme von über 400 Anträgen nicht einmal 16 Prozent genehmigt
worden. Diese Gelder fließen offensichtlich auch noch langsam. Vor dem
Hintergrund, dass viele Kinder nicht mehr schwimmen können, ein
bedauerlicher Umstand. Warum fließen die Gelder so schleppend? Warum sind
so wenig Anträge genehmigt worden? Ich weiß nicht, ob Bau- oder
Innenministerium zuständig ist.

Alter: Ich kann dazu etwas sagen. Sie sprechen vom Bundesprogramm
"Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und
Kultur", das die Kommunen seit 2016 dabei unterstützt, ihre Infrastruktur
in diesen Bereichen zu sanieren und zu erneuern. Antragsberechtigt sind
Städte und Gemeinden, bei denen Sanierungsbedarf in diesen Einrichtungen
besteht. Auf den Projektaufruf 2018 sind rund 1300 Interessenbekundungen
eingegangen, von denen der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestags im
April 2019 186 Projekte auf der Grundlage der Kriterien des Projektaufrufs
sowie dem Aspekt einer bundesweiten Verteilung beschlossen hat.

Das Programm mit diesen zahlreichen Interessenbekundungen ist dreizehnfach
überzeichnet. Insofern konnten nicht alle Projektvorschläge eine Förderung
erhalten. Der Haushaltsgesetzgeber hat in den vergangenen Jahren im Rahmen
der Verabschiedung des Bundeshaushalts das Programm wiederholt aufgestockt.
Inwiefern dies auch 2020 beabsichtigt ist, ist derzeit nicht bekannt.

Zusatzfrage: Warum sind die Gelder noch nicht geflossen? Bei einem so
schönen Sommer wäre es ja sicherlich wünschenswert, auch vor dem
Hintergrund von so vielen Kindern, die nicht schwimmen können und es
eigentlich dringend lernen sollten.

Vater: Diese Information liegt mir nicht vor. Die müsste ich nachprüfen.
Mir ist nicht bekannt, dass Gelder bereits bewilligt sind, die noch nicht
abgeflossen sind. Das müsste ich nachprüfen und nachreichen.

Zusatz: Das haben unsere Recherchen bei einigen Schwimmbädern ergeben, bei
denen es bewilligt worden ist.

Vater: Das will ich gerne nachreichen.

Frage: Ist es richtig, dass die Fördersumme bei 110 Millionen Euro liegt?

Vater: Zu der Gesamtfördersumme habe ich auch keine Informationen. Das
müsste ich ebenfalls nachreichen.

Zusatzfrage: Ich würde das gerne ins Verhältnis setzen. Dabei geht es zum
Beispiel um die Schwimmfähigkeit. Wir haben gehört, dass es 135 Millionen
Euro kostet, um die "Gorch Fock" wieder schwimmfähig zu machen. Ist das ein
richtiges Verhältnis?

Vater: Ich kann Ihnen, wie gesagt, zu der Fördersumme insgesamt nichts
sagen. Das kann ich jetzt nicht bestätigen, weil ich die Information nicht
habe.

Frage: Ich würde gerne zu der Konferenz in Bahrain kommen, bei der es um
den Plan für die Palästinenser ging. Hat die Bundesregierung eine Haltung
zu dem Kushner-Plan?

Können Sie uns sagen, wer von deutscher Seite in Bahrain vertreten war?

Breul: Das kann ich Ihnen sagen. Für das Auswärtige Amt war unser 
Nahost-Beauftragter Christian Buck dort sowie ein Vertreter des BMF. Ich weiß,
ehrlich gesagt nicht, wer das war.

Wogatzki: Das kann ich jetzt auch nicht sagen.

Breul: Das müssten wir gegebenenfalls nachreichen. Das Auswärtige Amt und
das Finanzministerium haben jedenfalls gemeinsam die Bundesregierung
vertreten. Vielleicht haben Sie es gesehen: Unser Nahost-Beauftragter hat
sich danach auch mit einem kurzen Tweet geäußert, der, wie ich denke,
unsere Haltung gut widerspiegelt, indem er gesagt hat, dass auf der
Konferenz durchaus wichtige Impulse für das wichtige Thema der Stärkung der
Wirtschaft in den palästinensischen Gebieten gesetzt werden konnten, um
eine "viable economy" aufzubauen. Das ist eine Volkswirtschaft oder
Wirtschaft, die gut arbeiten kann, die gute Erfolge haben kann.

Nichtsdestotrotz ist es so, wie wir immer wieder betont haben, dass wir
glauben, dass es echte Fortschritte nur dann geben kann, wenn wir eine
ausverhandelte Zwei-Staaten-Lösung bekommen. Das ist ja auch die Position
der palästinensischen Regierung gewesen.

Unsere Position zu der Grundsatzfrage bleibt klar: Wir brauchen politische
Fortschritte. Nichtsdestotrotz begrüßen wir, wenn es Bestrebungen gibt, die
palästinensische Wirtschaft zu stärken.

Zusatzfrage: Aber die Trump-Administration will ja quasi damit einen
Friedensplan vorgelegt haben. Ich habe mir einmal den Plan angeschaut. Dort
steht nichts von einem eigenen Staat für die Palästinenser, nichts von
Souveränität, nichts vom Ende der Besatzung. Das sind ja alles Forderungen,
die die Bundesregierung, die EU auch hat. Ist denn davon auszugehen, dass
Sie diesen Plan nicht unterstützen werden?

Breul: Diese Fragen, die die Einzelheiten eines Plans betreffen, müssten
Sie streng genommen an die amerikanische Regierung richten. Ich kann Ihnen
nur unser Verständnis vorstellen. Das ist das, dass bei der Konferenz in
dieser Woche ein Wirtschaftsplan vorgestellt wurde und dass Vorschläge zu
einem Prozess hin zu einer politischen Lösung in den Herbst verschoben
wurden, nämlich nach den Wahlen in Israel.

Zusatzfrage: Können Sie sich vorstellen, dass die Europäer, dass
Deutschland sich mit einem eigenen Plan beteiligt?

Breul: Wir haben aktuell keine Pläne, ein eigenes Konzept vorzulegen.

Frage: Frage an das Wirtschaftsministerium. Frau Baron, vor einer
Viertelstunde gab es hier eine Pressekonferenz, in der die Partei der
Grünen gesagt hat, dass Kohlekonzernen, die demnächst Anlagen abschalten
müssen und die Gesprächsbedarf gegenüber dem Bundeswirtschaftsministerium
hatten, Gespräche verweigert worden seien. Wie kommentieren Sie das?

Baron: Ich kenne die Äußerungen nicht, und deshalb kann ich die Äußerungen
nicht kommentieren.

Aber ich kann gerne noch einmal etwas zum Prozess sagen: Sie wissen ja, es
gibt den Bericht der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung", den wir umsetzen. Schritt eins waren die Eckpunkte im
Kabinett am 22. Mai. Schritt zwei ist das Kohleausstiegsgesetz, das wir im
zweiten Halbjahr vorlegen werden. Dazu gibt es erste Gespräche, die wir
führen und die auf fachlicher Ebene stattfinden. Das ist ein Prozess, der
jetzt eben kontinuierlich und schrittweise läuft. Aber es gab erste
Gespräche.

Zusatzfrage: Können Sie, da Sie die Äußerungen nicht kennen, vielleicht
nachreichen, ob es Gesprächsbedarf, Gesprächsnachfragen seitens der
Kohleverstromungs- und Förderindustrie gab, die das Ministerium abschlägig
beschieden hat? Könnten Sie das nachprüfen und nachreichen?

Baron: Ich werde das prüfen. Was ich Ihnen sagen kann, ist: Es gab erste
Gespräche.

Frage: Ich würde gerne nach der Ankündigung von Facebook fragen, ab 2020
eine eigene Währung beziehungsweise eine Ersatzwährung einzuführen. Gibt es
dazu schon eine Haltung des Bundesfinanzministeriums, Frau Wogatzki?

Wogatzki: Ich bitte um Ihr Verständnis, dass wir uns zu
geschäftspolitischen Entscheidungen von einzelnen Unternehmen - welches
Unternehmen auch immer eine eigene Kryptowährung herausbringen will - hier
nicht äußern werden.

Grundsätzlich gilt aber, dass wir natürlich den Markt immer beobachten und
negative Auswirkungen vermeiden wollen. Deshalb beobachten wir, sprich BMF,
Bundesbank und BaFin, die Entwicklung genau und schauen, ob es Bedarf gibt,
tätig zu werden. Grundsätzlich muss man aber sagen, dass auch
Kryptowährungen in Deutschland erlaubnispflichtig sind.

Zusatzfrage: Darum frage ich ja. Das ist eine währungspolitische Sache. Es
gibt in Amerika auf beiden Seiten schon sehr harte Kritik, dass es eine
Aufschiebung geben soll, dass das zum Beispiel in Europa gar nicht
eingeführt werden soll. Wie sehen Sie denn aus währungspolitischer Sicht
diesen Schritt? Das greift ja die echten Währungen massiv an.

Wogatzki: Für geld- und währungspolitische Fragen sind zunächst einmal die
Notenbanken "in the lead" und nicht das Finanzministerium. Ich kann Ihnen
aber dazu sagen, dass die BaFin gerade klärt, inwieweit die Begebung von
Libra in Deutschland überhaupt erlaubnispflichtig ist. Soweit ich weiß, ist
bisher nicht bekannt, wie das überhaupt ausgestaltet werden soll und in
welchem Rahmen sich das anpassen müsste.

Frage: Eine Frage an das BMVg. Es geht um die Eurofighter-Abstürze. Ich
würde gerne wissen, ob Sie zu dem Wahrheitsgehalt der Meldungen, dass der
Schleudersitz nicht ausgelöst hat, etwas sagen können. Schätzen Sie das als
technischen Defekt ein?

Ich wüsste gerne noch den Stand der Ermittlungen und was die Ursache des
Zusammenstoßes gewesen ist.

Routsi: Ich bedanke mich für Ihre Frage. Das Wichtigste ist - ich möchte
das deshalb vorneweg ansprechen -, dass im Moment unsere Gedanken bei den
Angehörigen und den Hinterbliebenen des toten Soldaten sind. Es ist mir
sehr wichtig, das zu sagen, weil wir dieses Thema hier noch nicht behandelt
haben. Natürlich sind wir sehr erleichtert, dass ein Soldat noch am Leben
ist. Wir sind auch darüber erleichtert, dass bei aller Tragik keine
Mitbürgerinnen und Mitbürger bei den Abstürzen zu Schaden gekommen sind.

Bitte lassen Sie mich betonen, dass das Thema Flugsicherheit für die
Bundeswehr beim täglichen Betrieb an oberster Stelle steht. Sie haben es
selbst schon angesprochen: Der General Flugsicherheit hat die Ermittlungen
vor Ort übernommen. Das ist ein ganz normaler Standardvorgang und
entspricht auch den Regularien. Genau deswegen - ich glaube, dafür haben
Sie auch Verständnis - werde ich jetzt diese Ermittlungen, die angelaufen
sind, nicht kommentieren. Ich möchte mich auch nicht an den Spekulationen
beteiligen.

Was mir aber wichtig ist, ist, dass Sie davon ausgehen können, dass wir in
unserem eigenen Interesse sehr akribisch daran arbeiten. Das sind sehr
komplexe Sachverhalte, die einer entsprechenden Zeit bedürfen. Diese werden
wir uns auch nehmen.

Zusatzfrage: Können Sie Äußerungen nach dem Absturz verstehen, dass solche
Übungsflüge über einem - wenn auch relativ dünn besiedelten - Gebiet, das
als Urlaubsregion gekennzeichnet ist, künftig nicht mehr stattfinden
sollten, damit gar nicht erst die Gefahr besteht, dass es zu Verletzten
oder Toten in der Zivilbevölkerung kommt? Wie wird die Bundeswehr ihre
Übungsflüge in diesem Bereich also künftig umgehen?

Routsi: Ich glaube, Sie können nachvollziehen, dass wir, wenn wir unsere
Soldatinnen und Soldaten in die Einsätze schicken beziehungsweise wenn sie
entsandt werden, natürlich Sorge dafür tragen wollen, dass sie bestmöglich
ausgebildet sind. Bei der Luftwaffe, bei den Piloten, gehört einfach Übung
mit dazu. Sie geben den Frauen und Männern die entsprechende
Handlungssicherheit und sind daher essenziell.

Sie haben angesprochen, dass das über sehr dünn besiedelten Gebieten
stattfindet; in Teilen findet das auch über See oder auch in anderen
Nationen statt. Man muss aber auch ganz klar sagen, dass man das nicht
aussparen kann. Wir schicken die Leute in die Einsätze, und da können wir
sie nicht unvorbereitet hinschicken - und das wollen wir auch nicht.

Frage: Laut Pressemeldungen hat der russische Staatspräsident Putin die
Entscheidung der Bundeskanzlerin 2015, in größerer Zahl Flüchtlinge ins
Land zu lassen, als einen schwerwiegenden politischen Fehler kritisiert.
Wie bewertet die Bundesregierung diese Äußerung?

SRS'in Fietz: Lassen Sie mich sagen, dass die Entscheidungen aus dem Jahre
2015 an dieser Stelle schon vielfach kommentiert worden sind, so wie auch
alle Entscheidungen, die in den folgenden Jahren im Zusammenhang mit der
Migrationspolitik getroffen wurden. Deshalb, glaube ich, muss man diese
politische Entscheidung und die Folgen hier an dieser Stelle nicht mehr
einordnen. Wir haben die Äußerungen des russischen Präsidenten zur Kenntnis
genommen, aber ich werde sie an dieser Stelle nicht bewerten.

Zusatzfrage: Sie haben Recht, es wurde häufig darüber diskutiert und
kommentiert. Allerdings ist eine solche Kritik von dieser Position eben
doch ein neuer Vorgang. Die Bundesregierung hat keine Haltung dazu und
empfindet das nicht als Einmischung in die inneren Angelegenheiten oder als
unpassenden Kommentar? Gar nichts?

SRS'in Fietz: Ich möchte das an dieser Stelle nicht bewerten. Ich glaube,
wenn es dazu etwas zu sagen gibt, dann wird das auf anderen Kanälen
erfolgen.

Frage: Der "Focus" meldet heute, der Vizekanzler habe mitgeteilt, dass die
Große Koalition Weihnachten nicht mehr erleben würde. Er ist ja auch der
Finanzminister - gibt es schon nähere Planungen in Ihrem Ministerium?

Wogatzki: Vielen Dank für die Frage, die mir die Möglichkeit gibt, hier mit
der Berichterstattung etwas aufzuräumen. Ich kann Ihnen dazu mitteilen,
dass sowohl das kolportierte Zitat als auch die "Focus"-Meldung an sich
kompletter Irrsinn, Unsinn und frei erfunden sind.

Zusatzfrage: Und das wäre dann alles dazu?

Wogatzki: Das wäre alles dazu.

Ich kann auch noch etwas zu der Frage nach der Nahost-Konferenz in Bahrain
nachliefern und sagen, wer in Bahrain dabei war: Das war ein Referatsleiter
unserer Abteilung für Grundsatzfragen für die internationalen Beziehungen.
Die namentliche Nennung spielt hier, glaube ich, keine Rolle.

Vorsitzender Detjen: Dann haben wir von Herrn Alter noch eine Information
für die Kollegin und alle, die sich für Schwimmbäder im Sommer
interessieren.

Alter: Ich habe jetzt das, was mir in der kurzen Zeit möglich war, prüfen
lassen und kann Ihnen sagen, dass wir keine aufgeschlüsselten Zahlen haben,
aber für das Bundesprogramm zur Sanierung kommunaler Einrichtungen
insgesamt 540 Millionen Euro zur Verfügung stehen. Zu der Frage, warum die
Gelder nicht abfließen, kann ich Ihnen sagen, dass die Antragsphase derzeit
noch läuft und die Bescheide einfach noch nicht rausgegangen sind.

Frage: Kurze Lernfrage: Frau Fietz, am 1. September jährt sich zum 80. Mal
der Überfall auf Polen. Was plant die Bundesregierung an dem Tag?

SRS'in Fietz: Dazu kann ich Ihnen im Moment keine Auskunft geben, da bin
ich überfragt.

Zusatzfrage: Vielleicht das Innenministerium?

Alter: Ich habe keine Ergänzung dazu.

Zusatzfrage: Können Sie das nachreichen?

Alter: Ich kann das gerne prüfen und nachreichen, ja.

SRS'in Fietz: Wenn es gibt, reichen wir das nach, genauso wie wir nachher
die Liste der Teilnehmer des Autogipfels nachreichen werden.

Zusatz: Danke schön!

Frage: Die Kanzlerin ist jetzt ja auf dem G20-Gipfel in Osaka. Gestern
machte noch einmal ihr Zittern - ich nenne es einfach mal so - ein bisschen
Wirbel. Wie geht es ihr heute und was wissen Sie Neues über ihren
Gesundheitszustand?

SRS'in Fietz: Die Bilder, die man aus Osaka sehen kann, zeigen ja eine
Bundeskanzlerin, die völlig aktiv und gesund ist, ihre Arbeit erfüllt und
alle Termine so wahrnimmt, wie sie angesetzt sind. Über das, was zu dem
gestrigen Vorfall zu sagen war, hat sich Steffen Seibert geäußert. Mehr
kann ich dazu nicht hinzufügen.

Freitag, 28. Juni 2019

 * 
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MELDUNG/665: Klöckner zur Nährwertkennzeichnung - "Votum der Verbraucher ist maßgeblich für mich" (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 141 vom 28.06.2019

Klöckner: "Votum der Verbraucher ist maßgeblich für mich"

Bundesministerin beteiligt die Verbraucher bei Entscheidung für eine
erweiterte Nährwertkennzeichnung - repräsentative Befragung wird durch
unabhängiges Forschungsinstitut ab Juli durchgeführt - Nutri-Score®, 
BLL-Modell, MRI-Modell und Keyhole® stehen zur Auswahl



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, hat
am Donnerstag (28.06.2019) die Rahmenbedingungen für die
Verbraucherbeteiligung zum erweiterten, vereinfachten
Nährwertkennzeichnungssystem festgelegt. Zuvor hatte das Max
Rubner-Institut die wichtigsten Systeme analysiert - jedes hat seine Vor-
und Nachteile. Vier Modelle wurden nun ausgewählt für eine
Verbraucherbefragung. Es geht darum herauszufinden, welches Modell für die
Verbraucher am meisten Orientierung im Alltag bietet. Untersucht werden
soll die Wahrnehmung der ausgewählten Systeme, deren Verständlichkeit und
das Verständnis der Verbraucher. Die repräsentative Umfrage wird ab Juli
von einem unabhängigen Meinungsforschungsinstitut durchgeführt. Einbezogen
wird ein Querschnitt der Bevölkerung anhand der Kriterien regionale
Verteilung, Stadt/Land, Einkommen, Bildung, Alter, Geschlecht und
ernährungsbedingte Erkrankungen.

Dazu Julia Klöckner: "Immer mehr Fertiggerichte, zunehmendes Übergewicht,
sich gut und ausgewogen zu ernähren, das sind Herausforderungen. Umso
wichtiger ist zu wissen, welche Nährwerte in den Nahrungsmitteln stecken,
die wir zu uns nehmen. Für die Vorderseite von Lebensmittelverpackungen
brauchen wir deshalb eine Kennzeichnung der Nährwerte, die klar, einfach
und verständlich ist - auch ohne ein Studium der Ernährungswissenschaften."

Sie hätte sich deshalb gewünscht, so die Ministerin weiter, wenn sich die
EU-Kommission zu einem europaweit einheitlichen Kennzeichnungssystem
durchgerungen hätte. Da dies nicht erfolgt ist, können die Mitgliedsstaaten
eine solche Kennzeichnung für die Unternehmen nicht verpflichtend vorgeben.
Das ist europarechtlich nicht möglich. Die EU-rechtlichen Rahmenbedingungen
sehen lediglich die Empfehlung eines Systems vor.

"Ich gehe nun national voran und werde ein Nährwertkennzeichnungssystem
vorschlagen. Wichtig ist, dass dieses wissenschaftlich fundiert ist. Und,
dass es vor allem den Verbrauchern tatsächlich hilft, sich zurechtzufinden,
ihnen gute Orientierung bietet. Um das sicherzustellen, lassen wir ab Juli
eine unabhängige und repräsentative Verbraucherbefragung durchführen. Ich
freue mich, dass mir die Koalitionsfraktionen, der Spitzenverband der
Lebensmittelwirtschaft und der Verbraucherzentrale Bundesverband hier
folgen und wir mit folgenden vier Modellen in die Umfrage gehen: 
Nutri-Score®, das BLL- und das MRI-Modell sowie das skandinavische 
Keyhole®-System.

So weit wie jetzt waren noch nie bei der vereinfachten
Nährwertkennzeichnung. Das Ergebnis der Befragung wird im September kommen.
Das Votum der Verbraucher wird dann maßgeblich sein für meine
Entscheidung."


Informationen zur Umfrage:

Ein wichtiger Prüfstein im EU-Recht ist die Verbraucherforschung.
Verbraucherforschung ist EU-rechtlich die Grundvoraussetzung, um ein System
durch den notwendigen Notifizierungsprozess steuern zu können. Das EU-Recht
gibt zudem vor, dass ein erweitertes Nährwertkennzeichnungssystem national
nicht verpflichtend für Lebensmittelunternehmen sein kann.

Meinungsforschungsinstitut: Info GmbH

Zeitraum und Befragte:


	Juli bis September 2019

	Repräsentative Befragung: mindestens 1.000 Befragte

	Durchmischung von Alter, Geschlecht, Regionen, Stadt und Land.

	Gruppen mit höherem und geringerem Bildungs- und Einkommensstatus.

	Auch Gruppen mit Teilnehmern, die ernährungsbedingt erkrankt sind.



Studiendesign:


	Juli/August: Qualitative Befragung in Gruppendiskussionen (zehn Fokusgruppen)

	August/September: Quantitative Befragung (Online- und face-to-face- Interviews)

	Durchführung der Befragung durch die unabhängige Info GmbH.



Studienziel

• Welches Modell bietet Verbrauchern mehr Orientierung im Alltag?

• Info GmbH untersucht:

- die Wahrnehmung verschiedener Systeme,

- die Verständlichkeit [Ist ein bestehendes System auch objektiv
verständlich, ohne dass das System erklärt werden müsste?],

- das Verständnis der Verbraucherinnen und Verbraucher [Verstehen
Verbraucher das vorliegende Modell tatsächlich?].

Hintergrund:

Die vereinfachte, erweiterte Nährwertkennzeichnung ist ein weiterer
entscheidender Baustein für eine gesunde und ausgewogene Ernährung.
Angesichts von 47 Prozent der Frauen, 62 Prozent der Männer und bereits 15
Prozent der Kinder und Jugendlichen, die an Übergewicht leiden, ist es ein
zentrales Anliegen der Ministerin.

Beteiligt an der Auswahl der Kennzeichen für die Befragung und deren
Ausgestaltung waren Vertreter der Koalitionsfraktionen des Deutschen
Bundestages, des Bundesverbandes Verbraucherzentralen (vzbv), sowie des
Bundes für Lebensmittelrecht und Lebensmittelkunde e.V. (BLL).

Auch die Länder sowie Verbraucher-, Gesundheits-, Wirtschaftsverbände und
Gewerkschaften wurden in den Diskussionsprozess miteinbezogen.


Links zum Thema:

Erweitertes Nährwertkennzeichnungs-Modell für Deutschland: Das weitere
Verfahren:

https://www.bmel.de/DE/Ernaehrung/Kennzeichnung/FreiwilligeKennzeichnung/_Texte/Naehrwertkennzeichnungs-Modelle-MRI-Bericht.html

Vorläufiger MRI-Bericht: Beschreibung und Bewertung ausgewählter 
"front-of-pack"-Nährwertkennzeichnungs-Modelle: 

https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Ernaehrung/Kennzeichnung/MRI-Bericht-Naehrwertkennzeichnungs-Modelle.pdf?__blob=publicationFile

Die Nationale Reduktions- und Innovationsstrategie: Weniger Zucker, Fette
und Salz in Fertigprodukten:

https://www.bmel.de/DE/Ernaehrung/_Texte/ReduktionsstrategieZuckerSalzFette.html

 * 

Quelle:
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BERICHT/343: Ankara - Staatssicherheit und Folterjustiz ... (SB)


Präsident Erdogan hat eine Weiche gestellt, indem er unter
anderem der Polizei so viel Macht gegeben hat. Die Grausamkeit des
Systems wird aber immer durch einzelne Menschen fortgesetzt. Und da,
wo es kein richtiges Gesetz mehr gibt, werden Sadisten immer stärker.
Gib Menschen die Möglichkeit zu quälen und zu töten - und sie werden
es tun. Inzwischen siehst du in der Türkei selbst in den Augen deines
Richters, was er dir antun will. Es ist nicht einer von ihnen mehr
übrig, der etwas Respekt für seine Profession hätte. Jeder ist ein
kleiner Erdogan.

Asli Erdogan (Türkische Schriftstellerin und Kolumnistin) [1]



Ist die Türkei noch ein Rechtsstaat? Diese Frage wird von der
deutschen Regierungspolitik und weiten Teilen der Medienlandschaft je
nach aktueller Großwetterlage der offiziellen Beziehungen zwischen den
beiden Ländern mit Zweifeln befrachtet, aber nicht grundsätzlich
verneint. Geostrategische Einbindung des NATO-Partners,
wirtschaftliche Interessen und der Pakt zur Abschottung vor
Geflüchteten verschränken deutsche Staatsräson mit dem autokratischen
Regime in Ankara zu einer unheiligen Allianz, deren Opfer nicht allein
Recep Tayyip Erdogan und der AKP/MHP-Koalition, sondern auch der in
Teilhaberschaft mit ihr kollaborierenden Bundesregierung, hiesigen
Handelspartnern und Investoren und letzten Endes auch wetterwendischen
Medien anzulasten sind. Was den kurdischen Widerstand und die radikale
türkische Linke betrifft, galten für sie hier wie dort noch nie
rechtsstaatliche Prinzipien. Politische Gefangene aus ihren Kreisen
sitzen auch in deutschen Gefängnissen, die wechselweise
Handlangerschaft der Sicherheitsdienste und Justizorgane funktioniert
wie ein gut geöltes Räderwerk.

Auf großer Bühne werden Geiseldramen inszeniert, füllt der türkische
Machthaber seinen Fundus an prominenten Opfern regelmäßig auf, um sie
bei Bedarf als Faustpfand für Gegenleistungen wieder freizulassen.
Auch die Wahlen in Istanbul scheinen nahezulegen, daß die Demokratie
in der Türkei zwar erheblich geschwächt, aber keineswegs außer Kraft
gesetzt ist. Während droben auf dem diplomatischen Parkett die
Etikette abgearbeitet und das maßgebliche Armdrücken in den
Hinterzimmern ausgetragen wird, laufen drunten die Folterkeller und
Verliese weiter auf Hochtouren, als handle es sich um zwei völlig
verschiedene Welten. Erdogan hat das Terrorverdikt nicht erfunden,
eifert seinen westlichen Lehrmeistern in der Anwendung aber auf
grausamste Weise nach. Dieser Akt der Entmenschlichung schafft Wesen
anderer Art, die nach Belieben verfolgt, verhaftet, gefoltert,
abgeurteilt, eingekerkert und nicht selten getötet werden.

Wie das vonstatten geht, Rechtsstaatlichkeit zu simulieren, während
sie gleichzeitig eliminiert wird, belegt der politische Aktivist Cavit
Yilmaz aus der Türkei anhand seiner eigenen leidvollen Erfahrung. Auf
einer Pressekonferenz im Hamburger Centro Sociale am 26. Juni
berichtete er, wie er unter Folter und Drohungen zu falschen
Geständnissen gezwungen wurde. Diese reichen von den vermeintlichen
Hintermännern der Ermordung des Staatsanwalts Mehmet Selim Kiraz bis
zu angeblichen Geldtransfers der größten Oppositionspartei CHP an
illegale Organisationen. Physisch und psychisch drangsaliert wie auch
mit einer lebenslangen Haftstrafe und der Vergewaltigung und Ermordung
seiner Verlobten bedroht, unterschrieb er vorgefertigte Geständnisse.
Erst nach seiner letztendlich gelungenen Flucht nach Deutschland ist
es ihm möglich, an die Öffentlichkeit zu treten. Zahlen wie die
Zehntausenden politischen Gefangenen in türkischer Haft lassen das
Ausmaß der massenhaften Verfolgung Oppositioneller erahnen. Indessen
verleiht dieses persönliche Zeugnis den Mechanismen und Folgen der
Repression auf eine Weise Kontur, die geeignet sein könnte, die Mauer
des Wegsehens und Schweigens zu perforieren.
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Geiselnahme und Tod des Staatsanwalts Mehmet Selim Kiraz

Zum besseren Verständnis der Hintergründe sei vorab an die Umstände
des Todes von Mehmet Selim Kiraz erinnert. Ende März 2015 fand die
Geiselnahme des Staatsanwalts durch zwei Aktivisten der DHKP-C in
Istanbul ein blutiges Ende. Obgleich es während der stundenlangen
Verhandlungen zwischenzeitlich Anzeichen für eine friedliche Lösung
gab, stürmte schließlich eine Sondereinheit der Polizei das
Justizgebäude und erschoß die beiden Geiselnehmer, Kiraz wurde schwer
verletzt und starb wenig später im Krankenhaus. Womöglich noch
überraschender als die Geiselnahme selbst waren die öffentlichen
Reaktionen, da unmittelbar nach der Erstürmung des Justizgebäudes
bereits erste Solidaritätsaktionen mit den Geiselnehmern stattfanden,
die in mehreren Stadtteilen zu gewaltsamen Auseinandersetzungen mit
der Polizei eskalierten. In oppositionellen und linken Medien wurden
die Geiselnehmer vielfach eher positiv dargestellt, die Tat wurde
nicht vollends verurteilt. Im türkischen Twitter wurde der Hashtag
#BizdeSiziSeviyoruz ("Wir lieben euch auch") zum Trend des Tages - der
Spruch bezog sich auf ein Zitat der Geiselnehmer ("Wir lieben unser
Volk"), mit dem sie sich in ihrem letzten Interview verabschiedet
hatten. Am folgenden Tag hielten die Proteste gegen die Erstürmung und
Solidaritätsaktionen mit den Geiselnehmern weiter an, worauf die
Polizei mit Razzien und zahlreichen Festnahmen reagierte. Allein an
der juristischen Fakultät der Universität Istanbul wurden mehrere
dutzend StudentInnen festgenommen, denen man Verbindungen zur DHKP-C
unterstellte.

Der getötete Staatsanwalt hatte das Verfahren gegen die Mörder von
Berkin Elvan betreut. Der 15jährige wurde am Rande der Gezi-Proteste
am 16. Juni 2013 auf dem Weg zum Bäcker durch eine Tränengasgranate
der Polizei am Kopf schwer verletzt und verstarb am 11. März 2014 nach
einem langen Koma. Sein Tod löste massive Proteste mit bis zu zwei
Millionen Teilnehmern aus, in den folgenden Auseinandersetzungen
starben weitere Menschen. Wie bei den meisten Fällen, in denen
Gezi-Demonstrierende von der Polizei getötet wurden, blieben auch im
Fall Berkin Elvan die Täter straffrei. In vielen anderen Fällen wurden
erst gar keine Ermittlungen eingeleitet, und sollte es überhaupt zu
einem Prozeß kommen, werden Beweise vorenthalten, Polizisten machen
nachweisbar falsche Aussagen, und am Ende kommt es fast nie zu einer
Verurteilung der Täter. Die Unzufriedenheit über diese Zustände in der
Bevölkerung befeuerte die Massenproteste. Linksradikale Kräfte wie die
DHKP-C wollen es nicht bei Protesten belassen, da sie die Türkei als
faschistischen Staat einschätzen, in dem friedliche Opposition
wirkungslos bleibe. Die beiden DHKP-C-Aktivisten wollten mit der
Geiselnahme des Staatsanwalts ihrer Forderung nach beschleunigten
Ermittlungen Nachdruck verleihen und verlangten ein Ende der
Straffreiheit für beteiligte Polizisten. [2]

Angesichts der Bedeutung dieser Geiselnahme in der öffentlichen
Wahrnehmung ist dem Regime daran gelegen, mit der DHKP-C abzurechnen
und Verurteilungen herbeizuführen, um das uneingeschränkte
Gewaltmonopol des Staates zu demonstrieren. Auf Grundlage eines
Geständnisses, das man dem Aktivisten Berk Ercan abgepreßt hatte,
wurden AnwältInnen der Anwaltskanzlei des Volkes (HHB) zu insgesamt
159 Jahren Freiheitsstrafe verurteilt. Mehr als hundert Jugendliche
der Jugendföderation wurden festgenommen und zu Haftstrafen zwischen
20 und 35 Jahren verurteilt. Hunderte weitere Menschen wurden aufgrund
der erzwungenen Aussagen auf Terrorlisten gesetzt und mit Kopfgeld
gesucht. Darunter auch sechs KünstlerInnen von Grup Yorum, auf die
Kopfgelder zwischen 300.000 und 3 Millionen Lira ausgesetzt sind.

Geheime Zeugen - unter Folter erzwungene Aussagen

Wolfgang Lettow (GefangenenInfo) führte für die VeranstalterInnen als
Moderator durch die Pressekonferenz. Der Abgeordnete der Linken in der
Hamburger Bürgerschaft Martin Dolzer konnte nicht wie vorgesehen
teilnehmen, hatte aber ein Grußwort entsandt. Darin verurteilte er die
langjährige systematische Folterpraxis in türkischen Polizeistationen
und Gefängnissen wie auch die Verwendung erzwungener Aussagen zur
Kriminalisierung und Verurteilung Oppositioneller. Er hob die
anwachsende Verfolgung seit 2016 hervor, darunter auch die
Kriegsverbrechen in den kurdischen Provinzen der Türkei und
Nordsyriens. Die Bundesregierung sei gefordert, ihre militärische und
sicherheitspolitische Zusammenarbeit mit der türkischen Regierung
sofort zu beenden und wirtschaftlichen Druck auf sie auszuüben.
Wichtig sei zudem, daß in der Türkei erfolterte Aussagen von deutschen
Behörden und Gerichten nicht genutzt werden.

Wie Cavit Yilmaz in seiner aus dem Türkischen übersetzten Erklärung
darlegte, berichte er von den Repressionen gegen Oppositionelle in der
Türkei, die seit dem gescheiterten Putschversuch am 15. Juli 2016
zugenommen haben. Die europäischen Länder sähen die Türkei als
Rechtsstaat, was aber nicht der Fall sei. Dann schilderte er, wie die
Behörden in jüngerer Zeit gegen Oppositionelle vorgehen: Einige
Mitglieder oppositioneller Gruppen werden dazu gezwungen, unter Folter
Aussagen zu machen und zu Kollaborateuren zu werden. Diese
Vorgehensweise stützt sich auf die drei Institutionen
Staatsanwaltschaft, Polizei und Geheimdienst MIT, die eine bestimmte
Person ins Visier nehmen und ihr monatelang nachstellen, um sie unter
Druck zu setzen. So werden gewissermaßen als Trojanisches Pferd
geheime Personen erschaffen, die falsche Aussagen über andere
Aktivisten machen. Es geht dabei insbesondere um bedeutende
unaufgeklärte Fälle, die dem Schein nach aufgeklärt werden, um auf
diese Weise das Ansehen des Staates zu retten.

Die ins Visier genommenen Aktivisten werden entweder entführt und an
einen vom Geheimdienst betriebenen Ort verschleppt oder ohne
Gerichtsverfahren ins Gefängnis gesteckt. Er selbst habe neun Monate
im Gefängnis gesessen und sei während dieser Zeit ständig den
Drohungen von Polizei und Geheimdienst ausgesetzt gewesen. Bei den
Verhören wurden vorgefertigte Aussagen vorgelegt, die Oppositionelle
bis hin zur Republikanischen Volkspartei CHP belasteten. In den
Unterlagen stand, daß diese Partei revolutionäre Kräfte unterstützt
und ihnen über geheime Kanäle Gelder zukommen läßt. Auch wurden ihm
Fotos von Verwaltungsbeamten der CHP vorgelegt, über die er Aussagen
machen sollte. Diese Dokumente sollte er ebenso wie Aussagen
unterschreiben, die bereits von Berk Ercan abgegeben worden waren.
Cavit Yilmaz sah sich stärker psychischer als physischer Folter
ausgesetzt und saß monatelang in Einzelhaft, ohne die Sonne gesehen zu
haben. Notwendige Medikamente, die er wegen seiner Asthmaanfälle und
einer Rückenverletzung dringend zum ständigen Gebrauch benötigte,
wurden ihm verweigert. Auch wurde er mit Fotos seiner Verlobten
erpreßt, auf denen sie im Bikini an einem Strand zu sehen war. Sie
drohten, sie zu vergewaltigen, falls er keine Aussage mache. Auch
zeigten sie ihm Fotos von Frauen, die in Einrichtungen des
Geheimdienstes gefoltert worden waren, und drohten, seine Verlobte
werde dasselbe Schicksal erleiden. Der MIT könne ihn jederzeit aus dem
Gefängnis holen und monatelang foltern. So wurde er gezwungen, die
vorgefertigten Aussagen zu unterschreiben.

Nach diesen neun Monaten im Gefängnis wurde er zu einer Polizeistation
in Istanbul gebracht, wo ihn die Staatsanwaltschaft, die Polizei und
der Geheimdienst abermals bedrohten. Anwesend waren der Staatsanwalt
Can Tuncay, der Polizeichef Dogan Topcu sowie ein Melih genannter
Geheimdienstmann. Sie hatten die unter Folter erzwungenen Aussagen in
einer Akte festgehalten. Nach seiner Freilassung wurde er weiter
verfolgt, seine Telefonate wurden abgehört, monatelang konnte er das
Haus nicht verlassen. Auf dem Weg zu seinem Anwalt, bei dem er seine
Aussage widerrufen wollte, wurde er auf offener Straße abermals
entführt. Ihm sei klar geworden, daß er unter diesen Umständen seine
Unterschrift in der Türkei nicht widerrufen könne.

Auf der Flucht vor dem langen Arm des Regimes

Am 20. Juli 2018 flüchtete er illegal über den Grenzfluß Meric
(griechisch: Evros) nach Griechenland. Nach Überquerung des Flusses
mit sieben Leuten im Boot wurden die Geflohenen jedoch sofort gefaßt,
mit Handschellen gefesselt und auf den Boden gesetzt. Nach etwa einer
Stunde wurden sie auf einem Militärboot wieder zurück in die Türkei
gebracht. All ihr Geld und sämtliche Wertgegenstände wurden von der
griechischen Polizeibehörde beschlagnahmt, sie wurden von den
griechischen Soldaten gefoltert und dann übergeben, worauf sie auch
auf türkischer Seite drangsaliert wurden. In den meisten Fällen werden
wohl gefaßte Flüchtlinge wieder zurückgeschickt. Pressemeldungen,
wonach seit dem Putschversuch am 15. Juli 2016 geflohene Menschen
sofort zurückgeschickt würden, treffen seiner Erfahrung nach zu.

Nachdem er freigekommen war, seien auch die Polizisten hinter ihm her
gewesen, die ihn zuvor gefoltert hatten. Der Staatsanwalt rief ihn
alle paar Tage an, um zu kontrollieren, ob er sich noch im Land
aufhielt. Dieser habe sogar eingeräumt, daß er keine konkreten Beweise
habe, wer für den Anschlag auf den Staatsanwalt Mehmet Selim Kiraz
verantwortlich sei. Deswegen löse man den Fall auf diese Weise. Cavit
Yilmaz hob abermals hervor, daß die Aussagen Berk Ercans ebenso
erzwungen, unzutreffend und daher ungültig wie seine eigenen seien.
Ihm selbst wurde jedoch für den Fall, daß er seine Angaben widerriefe,
angedroht, sie würden seine Verlobte vergewaltigen und töten.

Da er seines Lebens nicht sicher sein konnte, sah er sich dazu
gezwungen, die Türkei zu verlassen. Er sollte seinen Reisepaß
wiederbekommen, der eingezogen worden war, doch verweigerten die
Behörden unter fadenscheinigen Vorwänden die Herausgabe. Durch
Bestechung eines korrupten Beamten kaufte er seinen eigenen Paß zurück
und reiste mit dessen Hilfe aus. Da er fürchten mußte, auch in
Griechenland entführt zu werden, verbrachte er in Athen zwei Tage im
Hotel und benutzte dort weder das Telefon noch andere elektronischen
Geräte. Am 21. April 2019 landete er schließlich auf dem Flughafen
Düsseldorf. Nach Ablauf seines Visums rief er seinen Anwalt in der
Türkei an und stellte sofort einen Asylantrag in Deutschland, der
gegenwärtig bearbeitet wird.

Die blutige Diktatur in der Türkei dauert weiter an

Cavit Yilmaz gab bei einem deutschen Notar die Erklärung ab, daß er
seine Aussagen widerrufe, und dies wurde seinem Anwalt in der Türkei
übermittelt. Zudem berichtete er in einer Live-Sendung des
türkischsprachigen Senders Arti am 22. Juni von seinen Erfahrungen, so
daß die türkische Öffentlichkeit etwas darüber erfuhr. Nach dieser
Sendung wurde das Büro seines Anwalts von der Polizei gestürmt. Sie
bedrohten ihn und erklärten, ihr Arm reiche bis nach Deutschland, wo
sie jeden auf offener Straße verschleppen könnten. Der Anwalt setzte
sich mit Yilmaz' Angehörigen in Verbindung, die ebenfalls bedroht
worden waren. Er müsse in Deutschland schweigen, dürfe keine Namen
nennen und insbesondere nicht über die Beteiligung des Geheimdienstes
sprechen. Sollte er sich nicht daran halten, müsse er die Konsequenzen
tragen. Er fürchte daher um die Sicherheit seiner Angehörigen in der
Türkei, sei aber auch selbst in Deutschland seines Lebens nicht
sicher, da er sich entschlossen habe, an die Öffentlichkeit zu treten.

Er wolle die Praxis der geheimen Zeugen offenlegen und die Politik des
türkischen Staates bloßstellen. Im Folterzentrum des MIT in Ankara
würden derzeit zahlreiche Menschen festgehalten. Von der Genossin
Ayten Öctürk [3], die dort sechs Monate lang gefoltert worden war,
habe die Öffentlichkeit von der Existenz dieser geheimen Einrichtung
erfahren. Er setze sich gegen die menschenrechtsverletzende Politik
der türkischen Regierung ein, die allein wegen dieser unter Folter
erzwungenen Aussagen Hunderte Menschen in Gefängnissen festhalte und
foltere.

Am Freitag, den 28. Juni, wurde der Prozeß um den getöteten
Staatsanwalt Mehmet Selim Kiraz eröffnet, in dem zwei Angeklagten eine
lebenslange Haftstrafe droht. Er habe die Akte zu Gesicht bekommen,
die nichts außer der Aussage Berk Ercans und seiner eigenen enthalte.
Ginge es in diesem Verfahren regulär zu, müßten die beiden Angeklagten
freigelassen werden, nachdem er seine Aussage widerrufen habe. Er
hoffe sehr, daß sie freigesprochen werden, und wolle sich
gegebenenfalls an den Europäischen Gerichtshof wenden. Dabei handle er
nicht für sich allein, sondern für alle, die sich in einer solchen
Situation befinden: Solange wir diese Zustände nicht bloßstellen, wird
die Folter weitergehen. Ich setze mich dafür ein, der Folter ein Ende
zu machen!

In Deutschland wird derzeit der Wahlausgang in Istanbul gefeiert, als
sei das bereits eine Wende in der Türkei. Cavit Yilmaz hält die
Hoffnung für verfrüht, daß ein Rückgang der Repression in absehbarer
Zeit zu erwarten sei. Der Wahlausgang ändere seines Erachtens nichts
an der Realität, daß Revolutionäre in der Türkei gefoltert werden. Im
Gegenteil würden diese Verhältnisse sogar dadurch noch verschleiert:
Die blutige Diktatur dauert in der Türkei weiter an, Repression und
Folter werden fortgesetzt.


Fußnoten:


[1] www.spiegel.de/kultur/gesellschaft/asli-erdogan-ueber-folter-in-der-tuerkei-interview-a-1268698.html

[2] www.vice.com/de/article/wdkzkb/toedliche-geiselnahme-in-istanbul-warum-gibt-es-so-viel-unterstuetzung-fuer-die-taeter-362

[3] Türkische Konter-Guerilla foltert Revolutionäre: Ayten Öztürks
Zeugnis

www.gefangenen.info/tuerkische-konter-guerilla-foltert-revolutionaere-ayten-oeztuerks-zeugnis/
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INTERVIEW/438: Afrika - Flucht und Gegenwehr ...    Bruno Watara im Gespräch (SB)




Ab Mitte des vorigen Jahrhunderts erlebte die Idee des
Panafrikanismus in Afrika eine Hochblüte. In zahlreichen Kolonien
bereitete man sich auf das Ende der Kolonialzeit vor, bis dann in den
sechziger Jahren viele Staaten in die sogenannte Unabhängigkeit
entlassen wurden. Staatsführer wie Gamal Abdel Nasser (1918 - 1970)
in Ägypten, Kwame Nkrumah (1909 - 1972) in Ghana, Léopold Sédar
Senghor (1906 - 2001) in Senegal und Julius Nyerere (1922 - 1999) in
Tansania versuchten, jeder auf seine Weise, mal mit sozialistischer,
mal mit kapitalistischer Ausrichtung, panafrikanische Vorstellungen
politisch umzusetzen. Eine Gemeinsamkeit der mitunter deutlich
voneinander abweichenden Ansätze bestand in dem Bestreben, den
afrikanischen Kontinent auf einen eigenständigen Weg zu bringen, vom
Einfluß der alten Kolonialmächte befreit und die afrikanischen Länder
vereinend.

Die Betonung liegt auf "Bestreben", denn in der postkolonialen Phase
setzte sich der alte Kolonialismus im neuen Gewand fort. In
Stellvertreterkriegen rangen die Sowjetunion, die USA und die
europäischen Kolonialstaaten manchmal jahrzehntelang um Kontrolle
über ein Land oder eine - meist rohstoffreiche - Region, wobei sie es
verstanden, sich ihnen wohlgesonnener afrikanischer Interessengruppen
zu bedienen. Ob Soldaten der Rebellen oder Staaten - mit Waffen der
Industriestaaten ausgerüstet, verrichteten diese um des eigenen
Vorteils willen und zugleich für das Interesse ihrer Herren in
Übersee ein blutiges Werk. Die erhoffte Befreiung jedenfalls blieb
aus.

Ausgerechnet der libysche Revolutionsführer Muammar al-Gaddafi (1942
- 2011) verwirklichte einige panafrikanische Ideen, indem er
Entwicklungsprojekte in zahlreichen afrikanischen Ländern
unterstützte, den ersten Kommunikationssatelliten Afrikas ins All
bringen ließ, die Afrikanische Union mitaufbaute und einiges mehr.
Gaddafi agiere nicht uneigennützig, wurde ihm von den Regierungen
des globalen Nordens vorgeworfen, ganz so, als handelten sie selbst
stets zum Wohle der anderen ...

Mit "Panafrikanismus von unten" knüpft Bruno Watara bewußt an die
Befreiungsbewegung von einst an und verleiht ihr ein neues, den
heutigen Gegebenheiten gemäßes Antlitz, da die politischen Strukturen
als verkrustet gelten und zivilgesellschaftliche Bewegungen von unten
Druck aufbauen. Der aus Togo stammende Aktivist informierte am 8.
Juni 2019 auf einer Veranstaltung zur EU-Afrikapolitik der AG
Gerechter Welthandel der Organisation attac Berlin im Kino der
Regenbogenfabrik in Berlin-Kreuzberg über die
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen der Europäischen Union mit den
AKP-Staaten und die von Frankreich installierte Währung CFA-Franc.

Laut einem Porträt der Bewegungsstiftung [1], von der Bruno Watara
unterstützt wird, wurde er 1963 in Togo geboren und ist dort
aufgewachsen. Als Student begann er, sich in der Oppositionsbewegung
gegen das Regime des togoischen Diktators Gnassingbé Eyadéma zu
engagieren. Als er Anfang der neunziger Jahre bei einer Demonstration
in der Hauptstadt Lomé Zeuge eines politischen Mordes und auch selbst
angeschossen wurde, war er in seiner Heimat nicht mehr sicher. Er
floh über Benin nach Ghana. Weil er auch dort vor Verfolgung nicht
sicher war, flüchtete er 1997 nach Deutschland. Sieben Jahre lang war
er in dem Flüchtlingslager in Tramm-Zapel in Mecklenburg-Vorpommern
quasi kaserniert, mitten im Wald gelegen, neun Kilometer vom
nächstgelegenen Ort mit Einkaufsmöglichkeiten entfernt. Seit 2006 ist
sein Aufenthalt in Deutschland durch eine Partnerschaft gesichert.
Sein ursprüngliches Vorhaben, Informatik zu studieren, hat er
zugunsten seiner Arbeit als, wie er sagt, "Geflüchtetenhelfer" -
"Flüchtling" hat inzwischen eine zu negative Konnotation, so Watara -
aufgegeben. Im folgenden Interview gibt er weitere Einblicke rund um
die beiden Streitfelder der attac-Veranstaltung.
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Schattenblick (SB): Sie waren vorhin bei der Diskussion zur Opposition
gegen den CFA-Franc aus zeitlichen Gründen nicht mehr zu Wort
gekommen. Möchten Sie hier die Gelegenheit nutzen, Ihren Standpunkt
darzulegen?

Bruno Watara (BW): Zunächst einmal ist festzustellen, daß die
Opposition oftmals keine Möglichkeit hat, sich gegenüber ihrer
Regierung durchzusetzen. Zumal diese von Frankreich unterstützt wird.
Wer gegen die französischen Interessen antritt, beispielsweise weil
er den CFA-Franc abschaffen will, hat keine Chance. Faktisch wählen
nicht wir unsere Präsidenten, sondern sie werden von Frankreich
ernannt. Daran hat sich seit der Kolonialzeit nichts geändert. Ich
komme aus Togo. Der derzeitige Präsident Faure Gnassingbé ist der
Sohn des 2005 verstorbenen Präsidenten Étienne Gnassingbé Eyadéma und
wurde von der togoischen Armee unter Mißachtung der Verfassung zum
neuen Präsidenten ernannt. Der Vater hatte das Land 40 Jahre lang mit
Rückendeckung Frankreichs regiert, obschon während seiner Amtszeit
viele Oppositionelle vom Staat umgebracht worden waren.

Erinnern Sie sich, was 2010, 2011 in der Elfenbeinküste passiert ist.
Zunächst war Laurent Gbagbo an der Macht. Er wurde von Alassane
Ouattara abgelöst, einem Freund des französischen Präsidenten
Nicholas Sarkozy. Daher kann es nicht überraschen, daß Ouattara nach
Frankreich fliegt und dort erklärt, der CFA-Franc sei eine gute
Währung. Denn wer hat ihm das Präsidentenamt geschenkt? Das war
Frankreich! Ohne dessen Einflußnahme wäre er niemals Präsident
geworden. Einige der Staatsführer, die den CFA-Franc abschaffen
wollten, sind von Frankreich bzw. dessen Vasallen umgebracht worden.

SB: Wie steht die Afrikanische Union zu einer einheitlichen Währung
für den gesamten Kontinent, wobei dann auch der CFA-Franc abgeschafft
werden würde - existieren solche Überlegungen, diesmal nicht seitens
der Opposition, sondern der Regierungen?

BW: Wer ist schon die Afrika Union? Wir sprechen zunächst einmal von
der CEDEAO [Anm. der SB-Red.: Communauté économique des États de
l'Afrique de l'Ouest, z. Dt.: Westafrikanische
Wirtschaftsgemeinschaft.] und ihrem Verhältnis zum CFA-Franc.
Normalerweise steht die CEDEAO für die Bevölkerung ein. Doch in dem
Fall von Massenprotesten gegen die Währung traf das nicht zu, sie
stand hinter dem Präsidenten. Was 2017 bei den Protesten in Togo
passiert ist, war eine Revolution. Die Opposition hat die CEDEAO
aufgefordert, sich mit unserem Anliegen zu befassen. Doch dort wurde
das Thema unter den Teppich gekehrt. Sie haben uns vollkommen
ignoriert und letztlich sogar hinters Licht geführt. Wer bestimmt,
was in der CEDEAO geschieht? Das ist die EU. Was Ihre Frage nach der
Afrikanischen Union betrifft, stellt sich da die gleiche Frage: Wer
finanziert die AU? Das sind zum guten Teil die Europäer. Und wenn dir
jemand Geld gibt, bist du umgekehrt in der Pflicht, etwas für ihn zu
tun.

SB: Wäre da China eine Alternative, sozusagen über die Handelskonkurrenz zur EU?

BW: Das würde ich so nicht sagen. Finanzielle Unterstützung und
Investitionen sind etwas, das China längst betreibt. Diese Konkurrenz
besteht übrigens nicht nur von der EU zu China, sondern
beispielsweise auch zu Indien. Wir wollen aber kein Konkurrenzsystem.
Das kennen wir zur Genüge, das haben wir jahrzehntelang mit der
Systemkonkurrenz zwischen Kapitalismus und Kommunismus erlebt. Beides
ist keine Sache für uns Afrikaner, das kommt von den Europäern.
Aufgrund äußeren Drucks haben wir uns schließlich für den
Kapitalismus entschieden. Doch jetzt sind wir einmal an der Reihe,
uns zu entscheiden, was wir haben wollen. Unser Problem ist nicht
Kommunismus oder Kapitalismus.

SB: Würden Sie sagen, daß das Ausbeuten von Rohstoffen ein
systemunabhängiges Problem aufgrund der in diesem Fall
wirtschaftlichen Einmischung ausländischer Interessen ist, die in
Afrika Fuß fassen wollen?

BW: Ausbeutung hat es schon immer gegeben. Heute wird zwar von
Neokolonialismus gesprochen, aber das stimmt nicht, es ist immer der
gleiche Kolonialismus. Ich denke, die Menschen in Afrika sollen
selber darüber entscheiden, was sie wollen. Doch was geschieht? Wir
verhandeln mit Europäern oder Amerikanern, während sie uns
gleichzeitig die Pistole an den Kopf halten! Uns wird gesagt, wir
wollen auf Augenhöhe mit Afrika sprechen. Tatsächlich geschieht etwas
ganz anderes.

Afrika wird immer Afrika sein. Das wollen wir, frei wie wir sind, so
lassen. Doch man mischt sich in unsere Politik und Wirtschaft ein.
Wir wollen nichts von den Kolonialmächten zurückbekommen und erwarten
von unseren Regierungen, daß sie uns unsere Freiheit lassen, Afrika
weiterzuentwickeln. Statt dessen werden wir von den Europäern und
Amerikanern gefesselt, so daß wir unsere Vorstellungen nicht
verwirklichen können. Afrika ist eigentlich ein reicher Kontinent,
sogar größer und reicher als andere Kontinente, doch er ist zugleich
viel ärmer. Da muß man sich fragen, wieso es heute noch Armut und
Hunger in Afrika gibt.

SB: Die heutige Veranstaltung läuft unter dem Titel "Panafrikanismus
von unten". Wie verbreitet sind die Vorstellungen dazu?

BW: Wir haben schon verschiedene Veranstaltungen in Berlin
organisiert, und ich arbeite schon sehr lange in Deutschland an
Initiativen für Flüchtlinge mit. So habe ich 2012 hier in Berlin die
Besetzung des Oranienplatzes mit organisiert und dort das Lager mit
aufgebaut. Dafür hatten wir zwei Jahre lang gekämpft. Ich habe damals
für "The Voice Refugee Forum Germany" [2], "Caravan - for the rights
of refugees and migrants" [3] und die Initiative "Kein Mensch ist
illegal" [4] gearbeitet. 2004 haben wir vom Süden bis zum Norden der
Bundesrepublik demonstriert und einen Monat lang die "No Lager Tour"
durchgeführt. [5]

Wenn damals einer von uns in Schwierigkeiten war, ob er aus Algerien,
Marokko, Togo oder woher auch immer stammte und ihn die Polizei
festgenommen hat, sind wir solange vor der Wache geblieben, bis
derjenige wieder herauskam. Anschließend haben wir unsere Arbeit
wieder aufgenommen. Niemand dachte in nationalen Kategorien. Heute
sieht es anders aus. Die deutsche Regierung hat uns in gute und
schlechte Flüchtlinge gespalten. Nun versucht jeder, ein guter
Flüchtling zu sein. Es gibt Zuwanderungsquoten, wie viele Flüchtlinge
in Deutschland bleiben dürfen, beispielsweise aus Syrien und Eritrea.
Warum? Weil in Syrien Krieg geführt wird und in Eritrea eine schlimme
Diktatur herrscht. Doch in meinem Land ist es genauso!

2016 haben wir Flüchtlinge eine Konferenz auf Kampnagel in Hamburg
organisiert [6], und was ist passiert? Da gab es zunächst die Gruppe
der Lampedusa-Flüchtlinge. Sie wurden als die guten Flüchtlinge
wahrgenommen, weil sie, als sie noch in Libyen waren, dort Arbeit und
ihre Familien hatten. Nach Beginn des Bürgerkriegs und des
Bombardements der NATO und einem Umweg über Italien waren sie in
Deutschland angekommen. Sie wurden als "gute" Flüchtlinge anerkannt.

Nach Lampedusa kam Syrien mit Dürre und dem Bombenhagel, und die
Flüchtlinge sagten: Seht mal, was mit unserem Land angerichtet wird -
wir sind die guten Flüchtlinge. Danach kam Afghanistan, und es hieß:
Seit vielen Jahren bombardiert die NATO unser Land - wir sind die
guten Flüchtlinge. Sudan das gleiche: Al-Bashir ist ein Diktator -
wir sind die guten Flüchtlinge.

Aber was mit Tschad, Togo und anderen Ländern? Wer sind denn die
"schlechten" Flüchtlinge? Ich lehne die Spaltung der Bundesregierung
kategorisch ab, die sagt, daß Menschen aus Tschad, Togo und anderen
Ländern bei sich zu Hause leben könnten, vereinfacht gesagt, daß sie
schlechte Flüchtlinge sind. Ich dagegen sage: Jeder, der darum
kämpft, hierherzukommen, ist ein guter Flüchtling.

Vor einigen Jahren ist uns bei der Besetzung des Oranienplatzes in
Berlin [7] aufgefallen, daß Flüchtlinge, die gegen ihre Diktatoren
demonstrierten, dies teilweise nach Staaten getrennt gemacht haben.
Zunächst demonstrierten die Leute aus Tschad. Dann haben die Malier
eine Demo mit 20, 30 Leuten durchgeführt. Ich fragte sie, warum sie
nicht gemeinsam auf die Straße gehen, sie hätten doch das gleiche
Problem, nämlich das der Diktatur. Müssen nicht alle Menschen, die
gegen die Diktatur demonstrieren, zusammenhalten? Aus diesem Grund
spreche ich von Panafrikanismus von unten. Wir müssen nicht darauf
warten, daß die Regierung ihn für uns verwirklicht. Wir sind die
Betroffenen, deshalb müssen wir zusammenhalten. Wenn uns das nicht
gelingt, haben wir schon verloren. Das ist unsere Idee.

Deshalb haben wir uns zu einer Gruppe zusammengeschlossen und
beraten, wie wir uns gegenseitig unterstützen können. Am Anfang kam
die Idee auf, uns Diaspora zu nennen, aber das hat mir nicht
gefallen, denn wir wollen auch mit den Menschen in Afrika
zusammenarbeiten. Wenn wir uns Diaspora nennen, würden sie sagen:
"Ach, das sind die Leute aus Europa. Die haben Geld und kennen sich
besser aus." Aber das stimmt nicht. "Panafrikanismus von unten"
bedeutet: Wir sind hier und zugleich können wir mit den Menschen vor
Ort in Afrika zusammenarbeiten. Wir alle erleben, wie schwierig sie
es dort haben. Wir in Deutschland sollten uns gegenseitig
unterstützen.

SB: Wie wird es aus afrikanischer Sicht gesehen, daß sich so viele
Menschen auf den Weg nach Europa machen?

BW: Ich war in Mali, Senegal und Togo und habe mit den Leuten über
politische Fragen diskutiert. Dort habe ich ihnen gesagt: Von mir
werdet ihr nicht hören, daß ihr nicht nach Europa kommen sollt. Ich
würde das niemandem ausreden. Aber ich würde ihm sagen: Wenn du dich
zu diesem Schritt entscheidest, dann nimm nicht den Weg über das
Mittelmeer. Außerdem ist Europa nicht das Eldorado, für das du es
womöglich hältst. Du mußt hier sehr stark sein. Andere werden
vielleicht fragen: Wenn Europa nicht gut ist, warum bist du dann
überhaupt dorthin gegangen? Ich mußte aus politischen Gründen
fliehen.

Ich will Ihnen ein weiteres Beispiel geben, warum die Menschen
flüchten: Im vergangenen Sommer hat es hier in Deutschland monatelang
nicht geregnet, es herrschte eine Dürre. Da haben die Bauern
aufgeschrien und von der Regierung Geld erhalten. Jetzt frage ich
Sie: Welcher Bauer hier in Deutschland könnte seine Kinder zu Hause
halten, wenn es drei, vier Jahre lang nicht regnet? Warum die
Menschen fliehen? Willst du jeden Tag aufstehen und deinen Kindern in
die Augen sehen und feststellen, daß sie allmählich verhungern? Würde
man an so einem Ort bleiben? So sind die Verhältnisse in vielen
Ländern.

In Mali war ich von rund 20 Frauen eingeladen worden, die mit mir
reden wollten. Ich fragte, was ihr Problem sei, und sie antworteten,
ihre Kinder seien vor 15, 20 Jahren nach Europa gegangen, aber sie
hätten bis heute nichts von ihnen gehört. Das Problem der Frauen
besteht in der Ungewißheit. Wüßten sie, daß ihre Kinder gestorben
sind, könnten sie loslassen und müßten nicht immer darüber
nachdenken. Nun träumen sie nachts regelmäßig, ihre Kinder würden
anrufen. Die meisten Mütter sind so verzweifelt, daß es sie innerlich
zerstört.

Als ich wieder in Deutschland war, habe ich einige Menschen aus
Afrika getroffen, die sich ebenfalls nicht mehr zu Hause gemeldet
haben. Als Asylbewerber erhielten sie nur wenig Geld und ansonsten
Gutscheine. Diese haben sie verkauft und ein Teil des Geldes nach
Hause geschickt. Eines Tages bekamen sie einen Anruf, daß ihr Kind im
Krankenhaus ist. Doch sie konnten nicht helfen. Bald darauf war auch
die eigene Frau sehr krank geworden, und wiederum konnten sie nicht
helfen. Wer würde das aushalten, jederzeit so einen Anruf zu
erhalten? Deshalb brechen manche Menschen den Kontakt ab.

Einige Flüchtlinge leben hier seit 15, 20 Jahren nur mit "Duldung"
und dürfen nicht arbeiten. Dennoch kommt ihr Bruder ebenfalls
hierher. Aber wenn sie hier arbeiten dürften, dann könnten sie ihren
Bruder in Afrika unterstützen, so daß er dort bleiben und am Aufbau
des Landes mitarbeiten könnte. Das heißt, hier in Europa wird die
Migration bekämpft, aber zugleich wird nicht genügend gegen die
Ursachen für Migration getan.

SB: Herr Watara, vielen Dank für das Gespräch.
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Sachkundige Veranstaltung in gemütlicher Atmosphäre

Foto: © 2019 by Schattenblick




Fußnoten:


[1] https://www.bewegungsstiftung.de/foerderung0/bewegungsarbeiter/watara.html

[2] http://www.thevoiceforum.org/

[3] http://thecaravan.org/

[4] http://www.kein-mensch-ist-illegal.org/

[5] http://de.indymedia.org/2004/08/89785.shtml

[6] Bericht und Interviews des Schattenblick zur Migrationskonferenz
Kampnagel
unter Schattenblick / INFOPOOL → POLITIK → REPORT → BERICHT und  INTERVIEW.

Siehe zum Beispiel:

BERICHT/231: Migrationskonferenz Kampnagel - Teilen und Verweilen (SB)

http://schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0231.html

[7] Das Protestcamp der Flüchtlingen auf dem Berliner Oranienplatz
dauerte vom 6. Oktober 2012 bis 8. April 2014 und wurde von
zahlreichen Aktionen in der Stadt begleitet.



Bisher im Schattenblick unter POLITIK REPORT zur attac-Veranstaltung
über die EU-Afrikapolitik am 8. Juni 2019 in Berlin erschienen:

BERICHT/342: Afrika - wirtschaftskoloniale Methoden ... (SB)
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MELDUNG/617: Piratenpartei reicht Verfassungsbeschwerde gegen Hessentrojaner ein (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 27. Juni 2019

PIRATEN reichen Verfassungsbeschwerde gegen Hessentrojaner ein

Die Piratenpartei Hessen reicht am 02.07.2019 Verfassungsbeschwerde beim
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe gegen den sogenannten
"Hessentrojaner" der schwarz-grünen Landesregierung ein.



Der beauftragte Rechtsanwalt Dr. Peter Spengler erklärt die Hauptkritik an
der Novellierung des hessischen Polizeigesetzes wie folgt: "Das Grundgesetz
verpflichtet den Staat, die Integrität und Vertraulichkeit
informationstechnischer Systeme zu gewährleisten. Ihn trifft eine
Schutzpflicht für die sichere Nutzung von PCs und Smartphones genauso wie
für die Verlässlichkeit digitaler Infrastrukturen. Staatstrojaner
untergraben diesen Schutz. Vor allem dann, wenn digitale Sicherheitslücken
als Hintertür für Online-Durchsuchungen offen gehalten werden, verstärkt
der Staat Gefahren für die Allgemeinheit und den Einzelnen, statt sie in
Erfüllung seiner Schutzpflicht zu bekämpfen."

Die Piratenpartei lehnt das Offenhalten von Hintertüren in IT-Systemen ab.
Sie steht auf dem Standpunkt, dass Bürgerrechte bewahrt und die Sicherheit
von IT-Infrastruktur gewährleistet werden müssen. Der hessische
Landesverband sieht sich zum Gang nach Karlsruhe gezwungen, da die
schwarz-grüne Landesregierung beides mit der neu geschaffenen gesetzlichen
Grundlage für den Hessentrojaner massiv untergräbt.

Der Beschwerdeführer Helge Herget, Vorsitzender des Kreisverbands
Offenbach, erklärt: "Die Angriffe auf meine Freiheitsrechte werden immer
umfangreicher. Mit dem neuen Hessischen Polizeigesetz haben wir jetzt eine
Situation, die uns direkt in den totalitären Überwachungsstaat führen kann.
Ich als hessischer Bürger möchte meine Freiheiten geschützt und bewahrt
wissen."

Der zweite Beschwerdeführer Gregory Engels, Stadtverordneter der PIRATEN in
Offenbach, ergänzt: Ich habe mit russischen Aktivisten zusammen das Portal
Ruleaks.net betrieben, wo anonyme Whistleblower Veröffentlichungen
eingereicht haben. Ich bin auch rechtlicher Besitzer der Domain
'rublacklist.net', die von der NGO Roskomsvoboda benutzt wird, und in
dessen Namen ich Russland vor dem Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte verklagt habe. Außerdem habe ich Kontakte zu Aktivisten und
Dissidenten in weiteren Ländern. Ich bin mir sicher, dass sich verschiedene
Geheimdienste dafür interessieren, und bin daher auf Integrität meiner IT
angewiesen."

Der politische Geschäftsführer der Piratenpartei Hessen, Dr. Aljoscha Kreß,
kommentiert: "Man muss sich das mal vorstellen: Das wäre, als ob die
Polizei mit organisierten Autodieben gemeinsame Sache macht und ihnen die
neusten Tricks zum Schlösserknacken abkauft. Anstatt diese Schwachstellen
den Autoherstellern zu melden, nutzt man sie zum heimlichen Durchsuchen von
Kofferräumen. Resultat ist, dass eines Morgens tausende Menschen ihr Auto
als gestohlen melden werden, weil die Tricks bekannt wurden!"

Die Piratenpartei sieht sich als parlamentarischer Arm von Datenschützern
und netzpolitischen Initiativen. Ihr neugewählter Vertreter im
EU-Parlament, Dr. Patrick Breyer, hat bereits mehrere erfolgreiche
Verfassungsbeschwerden beim Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe
eingereicht. "Der Raubbau an unseren Freiheitsrechten gefährdet im
Zeitalter der digitalen Revolution sowohl unsere Freiheit als auch unsere
Sicherheit. Wie groß die Gefahren unsicherer Informationstechnik sind,
haben CDU und Grüne in Hessen offensichtlich nicht verstanden. Der letzte
Ausweg ist in dieser Situation Karlsruhe."



Was ist der Hessentrojaner?





Ein Trojaner ist eine Schadsoftware, die heimlich auf den PC oder das
 Handy eines Nutzers gespielt wird und dort alles mitschneiden kann. Seit
 fast einem Jahr ist das Polizeigesetz der schwarz-grünen Landesregierung
 in Kraft, das es der Polizei erlaubt, Schadsoftware heimlich auf den PC
 oder das Handy eines Nutzers zu spielen und dort alles
 mitzuschneiden.

 https://www.piratenpartei-hessen.de/blog/2019/06/26/hessentrojaner/



Nähere Informationen zum Trojaner, der Beschwerde, und weiteren
Hintergründen finden sich auf der Webseite: 

www.piratenpartei-hessen.de/blog/2019/06/26/hessentrojaner/

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Juli 2019 
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FRAGEN/001: Berufsverbote - Neuer Druck gegen altes Unrecht (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 25 vom 21. Juni 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Neuer Druck gegen altes Unrecht

Berufsverbote-Initiative bekommt Rückenwind aus der GEW

Markus Bernhardt im Gespräch mit Uwe Koopmann



UZ: Die neue Vorsitzende der Landesverbandes NRW der
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW), Maike Finnern, hat
kürzlich massive Kritik an den Berufsverboten geübt. Warum sind
Radikalenerlass und Berufsverbote noch Jahrzehnte nach ihrer
Einführung durch die SPD und deren damaligen Bundeskanzler Willy
Brandt ein Thema?

Uwe Koopmann: Die Geschichte dieses Themas ist voller
Widersprüche. Es gab nicht in jedem Bundesland Berufsverbote. Zum
Beispiel im Saarland. An anderer Stelle wurden sie sehr selektiv
praktiziert. Zum Beispiel an Prof. Dr. Horst Holzer (DKP) in Bremen,
nicht aber in Bayern. Andere Fälle aus dem K-Bereich gingen in Bremen -
 wenigstens zeitweilig - über die Klinge. SPD-Politiker standen den
CDU-Scharfmachern in nichts nach.

Selbst die Reihen der Gewerkschaften waren nicht geschlossen gegen die
Berufsverbote. Ich erinnere mich nicht ohne eine gewisse Verbitterung
daran, dass in der GEW Niedersachsen mein Antrag auf Rechtsschutz zur
Bestreitung der Prozesskosten abgelehnt wurde. Begründung: keine
Chance. Aber es gab auch hier Gewerkschafter, die anders gestrickt
waren: Eckart Spoo, Vorsitzender der Deutschen Journalisten Union
(dju) und Detlef Hensche (IG Medien) zeigten die Flagge der
Solidarität gegenüber dem Antragsteller. Und die GEW Niedersachsen
übernahm den Rechtsschutz doch noch. Das war letztlich eine erneute
politische Entscheidung, denn juristisch wurden beide Prozesse nach
dem herrschenden Rechtsverständnis entschieden.

Vielleicht darf ich Deine Frage umdrehen? Warum waren Radikalenerlass
und Berufsverbote jahrzehntelang kein Thema? Weil sie genau dieses
Ziel erreicht hatten. Schweigen - vergessen - sich arrangieren. Eine
Zukunft an anderer Stelle suchen - und finden. Und das mag die Angst
gewesen sein, seine Zukunft noch einmal zu verlieren. Die Wunden saßen
tief, nicht nur materiell, auch psychisch bis zu Verzweiflung und
suizidalem Verhängnis.

UZ: Du hast es bereits erwähnt: Auch Du selbst hast unter einem
Berufsverbot gelitten. Kannst Du unseren Leserinnen und Lesern
schildern, was Dir widerfahren ist?

Uwe Koopmann: Zum politischen Rahmen meines Berufsverbotes
möchten ich zwei Angaben machen. Erstens hieß das
Ausbildungsgymnasium, an dem ich in Oldenburg mein Referendariat
absolvierte, damals noch "Hindenburg-Schule". Und der
Ministerpräsident zu dieser Zeit war Ernst Albrecht, CDU, Vater der
derzeitigen Kriegsministerin Ursula Gertrud von der Leyen. Er regierte
von 1976 bis 1990 in Hannover. Unter seiner Ägide begann mein
Berufsverbot im Jahr 1977. Nach seiner Ablösung durch das Kabinett
Schröder I im Jahr 1990 endete 1992 auch das Berufsverbot.

Was meinen Leidensweg betrifft, so gab es die intendierte soziale
Vernichtung vom vermeintlichen "Studienassessor" über den
Lagerarbeiter zum Buchbinderhelfer. Dagegen stand die "Abfederung" zum
solidarisch geduldeten Redakteur in der Pressestelle der
Carl-von-Ossietzky-Universität in Oldenburg. Eingruppiert wurde ich in
BAT VI - BAT V, eine andere tarifmäßige Angleichung war nicht möglich,
denn eine "Regelanfrage zur Verfassungstreue" hätte zur Aufhebung des
Arbeitsvertrags geführt. Der Kanzler Jürgen Lüthje und eine ganz Reihe
von Uni-Präsidenten wussten, wem sie drei Türen weiter politisches
Asyl geboten hatten. Für diese Solidarität gilt ihnen auch heute noch
mein Dank.

Diese Solidarität ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass Oldenburg
eine Hochburg der Berufsverbieter war. Ich war bei weitem kein
Einzelfall. Berufsverbote bekamen zuweilen den Status des
Alltäglichen. Der Landtagsabgeordnete Josef Dierkes, CDU, überzog mich
mit einem Prozess wegen Beleidigung, weil ich ihn in Bezug auf die
Berufsverbote zu dicht in die Nähe von Joseph Goebbels gerückt hatte.
Der Prozess fand Aufmerksamkeit - weil ich ihn gewann. In erster
Instanz. Danach intervenierte die CDU in Person des
Generalstaatsanwalts. Vorsorglich hatten die Genossinnen und Genossen
zum neuen Verfahren eine Mütze in den Gerichtssaal mitgebracht, um das
erwartete "Bußgeld" einzusammeln. Der Richter allerdings mochte das
Bargeld nicht annehmen. Wir hatten unseren Spaß. Und der glühende
Antikommunist Josef Dierkes hatte scheinbar seine Satisfaktion.

Passend zu dieser politisch-juristischen Melange gehörte, dass das
Berufsverbot juristisch nie aufgehoben wurde. Meine Urteile beim
Verwaltungsgericht Oldenburg und dem Oberverwaltungsbericht Lüneburg
wurden nie kassiert. In diesen Instanzen und im damaligen
Kulturministerium blieb es dabei, dass ich zumindest Sympathisant der
DKP sei und diesbezüglich Zweifel meines Dienstherrn nicht ausräumen
konnte.

UZ: Aber kommt die Forderung der GEW dann nicht etwas spät?
Hätte man von den Gewerkschaften nicht von vornherein mehr Widerstand
gegen die Ausgrenzung und Kriminalisierung zehntausender Menschen
erwarten müssen?

Uwe Koopmann: Die Forderung der GEW kam nicht zu spät. Ich kann
die Gewerkschaft, meine Gewerkschaft, schlecht kritisieren, wenn aus
dem Kreis der Betroffenen nicht früher Engagement kommt. Ich möchte es
wirklich positiver sehen: Es gab etliche Konferenzen der GEW in
Frankfurt, in Göttingen, in Kassel und an anderen Orten. Unsere Kräfte
und Möglichkeiten wurden analysiert. Es entstand, was viele Jahre
fehlte, eine erneute Aufbruchstimmung.

UZ: Bereits 2013 hatte die GEW in NRW den Versuch unternommen,
die damalige Landesregierung dazu zu bewegen, im Sinne der Opfer der
Berufsverbote tätig zu werden. Was ist aus der Initiative geworden?

Uwe Koopmann: Das war - ehrlich gesagt - ein Rohrkrepierer. Uns
war von der SPD ein Landtagsabgeordneter ans Herz gelegt worden, der
für uns aktiv werden wollte. Aber da kam trotz mehrfacher Bitten
nichts. Vielleicht lag die Ursache in parteiinternen Zerwürfnissen.
Mehr Wohlwollen gab es aus der Fraktion der Grünen. Hochkarätig - aber
ausbaufähig ?

UZ: Und daher startet Ihr nun diesen neuen Anlauf?

Uwe Koopmann: Es gibt in der Tat mehr Bereitschaft. Wir denken
bis in die Regierung hinein. Bis in die FDP. Unsere Erinnerung reicht
zurück bis zu Hinrich Enderlein, der als FDP-Landtagsabgeordneter in
Baden-Württemberg gegen die Berufsverbote kämpfte. Unvergessen die
Veröffentlichung mit Horst Bethge und Richard Bünemann unter dem Titel
"Die Zerstörung der Demokratie durch Berufsverbote", die 1982 bei
Pahl-Rugenstein erschien.

UZ: Fordert Ihr nur Eure Rehabilitierung oder auch eine
finanzielle Wiedergutmachung?

Uwe Koopmann: Wir haben das diskutiert. Kontrovers. Die
Rehabilitierung ist für alle unverzichtbar. Vor der Forderung der
finanziellen Wiedergutmachung warnte uns schon die SPD im Landtag von
Düsseldorf. Aber die GEW macht uns da durchaus Mut.

UZ: Aber warum geht Ihr nun davon aus, dass sich die amtierende
Landesregierung, die diesmal von CDU und FDP gestellt wird, nun
gesprächsbereiter zeigen wird als damals SPD und Bündnis 90/Die
Grünen?

Uwe Koopmann: Wer kämpft, der kann verlieren, aber wer nicht
kämpft, der hat schon verloren - das ist eine alte
Gewerkschaftsweisheit. Dieses dicke Brett haben wir fest im
Schraubstock. Bohren müssen wir noch.

UZ: Berufsverbote gab es im gesamten Bundesgebiet. Warum ist
die Landesregierung der richtige Ansprechpartner für Euch. Wäre eine
bundesweite Initiative nicht ratsamer?

Uwe Koopmann: Auch hier zeigt sich, dass wir ein föderales
System haben. Niedersachsen ist ein großartiges Vorbild im Kampf gegen
die Berufsverbote. Ministerpräsident ist Stephan Weil, SPD,
CDU-Minister umrahmen ihn. Baden-Württemberg hat mit einem
Grünen-Ministerpräsidenten einen vehementen Berufsverbieter an der
Spitze des Kabinetts. Hessen hat seine Dauerfehde mit Silvia Gingold,
Bayern liegt mit CSU und Freien Wählern am Ende. Da ist es sinnvoll,
die einzelnen Bundesländer differenziert zu betrachten.

UZ: Jüngere Menschen verbinden Berufsverbote nicht selten mit
der DDR und kämen im Traum nicht darauf, wie es um das Recht auf freie
Berufswahl und Meinungsfreiheit in der Bundesrepublik bestellt war.
Wie kann die Erinnerung an das BRD-Unrecht wachgehalt
en werden?

Uwe Koopmann: Wir besuchen mit unserer sehr informativen
Ausstellung die einzelnen Bundesländer, um in Volkshochschulen, bei
Gewerkschaften, in Parteien aufzuklären. In Schulen informieren wir.
Wir haben auch eine englische Fassung, die im Ausland erfolgreich
eingesetzt wird. Die Resonanz, die Diskussionen beflügeln uns.


Unter www.berufsverbote.de gibt es Hintergründe, Presseberichte und
 aktuelle Informationen zu Veranstaltungen und Aktivitäten in Sachen
 Berufsverbote aus den verschiedenen Bundesländern sowie Informationen
 zur Ausstellung "Vergessene? Geschichte", die sich mit den
 Berufsverboten befasst.
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KIRCHE/2219: "Die Globalen Pakte zu Migration und Flucht mit Leben füllen" (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 27.06.2019

"Die Globalen Pakte zu Migration und Flucht mit Leben füllen"

Fachgespräch der Migrationskommission der Deutschen Bischofskonferenz in
Berlin



Auf Einladung der Migrationskommission der Deutschen Bischofskonferenz hat
am Mittwoch (26. Juni 2019) ein hochrangiges Fachgespräch zum Globalen
Migrationspakt und zum Globalen Flüchtlingspakt stattgefunden. Dazu kamen
rund 50 Verantwortungsträger und Experten aus Kirche, Politik, Verwaltung,
Wissenschaft, Zivilgesellschaft und internationalen Organisationen in der
Katholischen Akademie in Berlin zusammen. Eröffnet wurde die Veranstaltung
durch den Vorsitzenden der Migrationskommission und Sonderbeauftragten für
Flüchtlingsfragen, Erzbischof Dr. Stefan Heße (Hamburg), den Staatsminister
im Auswärtigen Amt, Niels Annen MdB, sowie den Parlamentarischen
Staatssekretär im Bundesministerium des Innern, Stephan Mayer MdB. Das
Fachgespräch knüpfte an eine Veranstaltung vom März 2018 an. Während es
seinerzeit um kirchliche und zivilgesellschaftliche Empfehlungen für die
abschließende Verhandlungsphase der Globalen Pakte ging, stand nun die
Frage nach der konkreten Umsetzung im Mittelpunkt.

Zu Beginn des Fachgesprächs erinnerte Erzbischof Heße an die vier
Leitworte, in denen Papst Franziskus den kirchlichen Auftrag gegenüber
Migranten und Flüchtlingen zusammengefasst hat: aufnehmen, schützen,
fördern, integrieren. "Es freut mich, dass diese Handlungsmaximen in den
Pakten, wie sie nun vorliegen, ihren deutlichen Widerhall gefunden haben",
so Erzbischof Heße. "Papst Franziskus nennt die mangelnde Solidarität
gegenüber Schutzsuchenden ?eine Wunde, die zum Himmel schreit? und
konstatiert eine ?Globalisierung der Gleichgültigkeit?. Die beiden Pakte
bieten eine gute Gelegenheit, diese Gleichgültigkeit zu überwinden."

Mit Blick auf die Umsetzung des Globalen Migrationspakts plädierte
Erzbischof Heße für einen nationalen Implementierungsplan, der in einem
partizipativen Prozess entwickelt wird und Gegenstand einer öffentlichen
Debatte ist: "Die anwesenden Vertreter der zuständigen Bundesministerien
möchte ich ausdrücklich ermutigen: Binden Sie die kirchlichen und
zivilgesellschaftlichen Netzwerke mit ein, lassen Sie ihr starkes
Engagement und ihre Fachkompetenz nicht ungenutzt. Als Vertreter der
katholischen Kirche kann ich Ihnen versichern: Wir sind gerne bereit, aktiv
an der Implementierung des Migrationspakts in Deutschland mitzuwirken." Bei
der Umsetzung des Globalen Flüchtlingspakts sei es wichtig, dass die
Bundesregierung auf internationaler Ebene "ambitionierte
Selbstverpflichtungen" formuliere. Sowohl für den Globalen Migrationspakt
als auch für den Globalen Flüchtlingspakt gelte: "Staat, Kirche und
Zivilgesellschaft sind gemeinsam gefragt, die Pakte mit Leben zu füllen."
Eine klare Absage erteilte der Erzbischof jeglicher Tendenz zu nationalen
Alleingängen: "Selbst Kritiker und Skeptiker werden einräumen müssen:
Migrationsbewegungen lassen sich heute nicht allein national regeln und
steuern. Wer sich der internationalen Zusammenarbeit verweigert, schadet
letztlich auch den Interessen des eigenen Landes."

Staatsminister Annen würdigte die Annahme des Globalen Migrationspakts und
des Globalen Flüchtlingspakts als "starke Antwort der Weltgemeinschaft auf
eine der größten Herausforderungen seit Ende des Zweiten Weltkrieges". In
der nun anstehenden Phase der praktischen Implementierung komme dem
kirchlichen Engagement eine hohe Bedeutung zu: "Gemeinsam mit staatlichen
und zivilgesellschaftlichen Akteuren spielen die Kirchen eine zentrale
Rolle bei der Umsetzung der beiden Pakte." Besorgt zeigte er sich darüber,
dass "der universal geltende Flüchtlingsschutz faktisch derzeit nur von
etwa 35 Staaten der Welt getragen wird". Die Bundesregierung werde sich
deshalb im Rahmen des Globalen Flüchtlingsforums, das im Dezember 2019 in
Genf stattfindet, "für ein Mehr an internationaler Solidarität" einsetzen.
"Deutschland ist bereits heute wichtiges Aufnahmeland und zweitgrößter
humanitärer Geber - aus dieser besonderen Rolle heraus können wir als
Mitveranstalter unsere Erfahrungen in das Forum einbringen", so der
Staatsminister.

Staatssekretär Mayer unterstrich die Relevanz der internationalen
Zusammenarbeit in Migrationsfragen: "Die Steuerung von Migration ist ein
Thema der gesamten Weltgemeinschaft. Wichtig ist, dass der Migrationspakt
eine klare Unterscheidung zwischen regulärer und irregulärer Migration
vornimmt. Reguläre Formen der Migration möchte die Bundesregierung fördern.
Dieses Ziel verfolgen wir etwa mit dem jüngst verabschiedeten
Fachkräfteeinwanderungsgesetz." Mit Blick auf den Flüchtlingsschutz nannte
er das Pilotprojekt "Neustart im Team" (NesT), in dem Staat, Kirchen und
Zivilgesellschaft zusammenwirken, als einen innovativen Ansatz zur
Eröffnung sicherer und legaler Zugangswege für Flüchtlinge.

In fünf aufeinanderfolgenden Panels vertieften die Teilnehmer einige
Fragen, die sich in der Phase der Implementierung der Pakte stellen:

• Der für Migration zuständige Untersekretär im vatikanischen
Dikasterium für den Dienst zugunsten der ganzheitlichen Entwicklung des
Menschen, P. Michael Czerny SJ, der Freiburger Politikwissenschaftler Dr.
Stefan Rother und die Leiterin des Deutschland-Büros der Internationalen
Organisation für Migration (IOM), Monica Goracci, gingen auf die Rolle von
Kirche und Zivilgesellschaft bei der Umsetzung der beiden Pakte ein.

• Der Generalsekretär der Internationalen Katholischen
Migrationskommission (ICMC), Msgr. Robert Vitillo, der UNHCR-Vertreter in
Deutschland, Dominik Bartsch, und der Leiter der Abteilung Krisenprävention
im Auswärtigen Amt, Rüdiger König, skizzierten konkrete Verbesserungen, die
der Globale Flüchtlingspakt für die internationale Gewährleistung des
Flüchtlingsschutzes mit sich bringen kann.

• Der Gießener Rechtswissenschaftler Prof. Dr. Jürgen Bast und der
Leiter des Referats Flucht und Asyl im Arbeitsstab der
Integrationsbeauftragten der Bundesregierung, Dr. Michael Maier-Borst,
fragten nach dem rechtlichen Status der beiden Pakte und den Folgen, die
sich daraus für politisches Handeln ergeben.

• Verschiedene Facetten der Förderung regulärer Migration und der
Verhinderung der Ausbeutung von Migranten beleuchteten Patrick
Marega-Castellan von der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO), die
Direktorin des Berliner Büros des Deutschen Caritas-Verbandes, Katrin
Gerdsmeier, die Geschäftsführerin des bundesweiten Koordinierungskreises
gegen Menschenhandel (KOK), Sophia Wirsching, sowie der Leiter der
Migrationsabteilung im Bundesministerium des Innern, Ulrich Weinbrenner.

• Der Sozialwissenschaftler Dr. Benjamin Schraven vom Deutschen
Institut für Entwicklungspolitik (DIE) in Bonn, der Vorsitzende des Beirats
des bischöflichen Hilfswerks Misereor, Bruder Michael Schöpf SJ, und Julian
Pfäfflin aus dem Referat Grundsatzfragen Flucht und Migration im
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
befassten sich mit Fragen der umwelt- und klimabedingten Migration.

In einer abschließenden Runde bekräftigten die Vertreter aus Kirche und
Zivilgesellschaft die Notwendigkeit, die beiden Globalen Pakte immer wieder
als politische und gesellschaftliche Aufgabe ins Gespräch zu bringen.
Einigkeit bestand darüber, dass es auch in Deutschland weiteren
Handlungsbedarf gebe. Mit Sorge wurde darauf hingewiesen, dass manche
aktuellen politischen Maßnahmen den Zielen der Pakte sogar entgegenzulaufen
drohten. In einem abschließenden Statement dankte Erzbischof Heße allen
Teilnehmern des Fachgesprächs für ihre Bereitschaft, die Umsetzung der
Pakte weiterhin konstruktiv und kritisch zu begleiten. Zudem sprach er sich
dafür aus, neben bereits bestehenden Netzwerken neue Bündnisse auf
europäischer Ebene zu schmieden. Trotz aller politischen Differenzen sei es
für den Erfolg der Globalen Pakte unerlässlich, sie auch als
gesamteuropäisches Projekt zu begreifen.


Hinweise:

Das Grußwort von Erzbischof Heße sowie die Vorträge in englischer Sprache
von Pater Czerny SJ und Msgr. Vitillo sind unter www.dbk.de verfügbar.

Das Dokument "20 Handlungsschwerpunkte für die Global Compacts" der
vatikanischen Abteilung für Migranten und Flüchtlinge ist als pdf-Datei
unter www.dbk.de zu finden.

Weitere Informationen zu den Globalen Pakten sind unter
migrants-refugees.va und unter refugeesmigrants.un.org zu finden.

 * 

Quelle:
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SCHACH-SPHINX/06973: Karpows Schelmenstück (SB)


Nach eigenen Worten lehnt Anatoli Karpow Opfer von Figuren oder
Bauern, die "auf Position" gebracht werden, in aller Entschiedenheit
ab. Für ihn ist das Schachbrett ein wissenschaftliches Labor, kein Ort
für Spekulationen und schon gar nicht eine verrufene Spelunke, wo
Kaffeehäusler und Abenteurer Schach spielen. Ein Blick in seine
gesammelten Partien bestätigt seine Worte. In seiner langen Laufbahn
hatte Karpow dessen ungeachtet sehr wohl in manchen Partien etwas
"riskiert". Man erinnere sich da an seiner Tilburger Partie gegen
Robert Hübner, wo Karpow, mit den weißen Steinen spielend, in eine
kreuzbrave Caro-Kannsche Stellung plötzlich mit einem Läuferopfer
hineinfuhr. Ganz so verwegen war das Opfer zwar nicht, doch bis in die
letzte Wurzel hineinberechnen ließ es sich ebenfalls nicht. Für einen
positionellen Stoiker wie Karpow fast schon ein Schelmenstück.
Schließlich entstand im heutigen Rätsel der Sphinx eine Stellung, in
der Hübner zuletzt 1...Sf6-d7 gezogen hatte. Was dann folgte,
Wanderer, war Angriffsschach vom Feinsten.
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Karpow - Hübner

Tilburg 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Bei seiner Rückkehr aus der Gedankendimension fand Weiß den
stichhaltigen Gewinnweg: 1.Tg5xg7! Dd7xg7 2.Le3xh6 Tf6xh6 3.Dh5xh6+
Lf5-h7 4.Dh6xc6 Dg7-g5 5.Dc6-h6 Dg5xh6 6.Th4xh6 Kh8-g7 7.Th6-e6 Lh7-b1
8.Te6xe5 und Schwarz gab das hoffnungslose Endspiel auf.
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/226: Münster - William Joys. A One Man Show, 3.7.2019


Kunsthalle Münster

William Joys: A One Man Show

Performance: 3.7.2019, 18 Uhr

Kunsthalle Münster



Im Rahmen der Ausstellung Christiane Blattmann. Un-Break My Walls
(6.4.-21.7.2019) lädt die Kunsthalle Münster zu einer Performance des
britischen Künstlers William Joys ein, die in einen Dialog mit den
Werken Blattmanns tritt.

A One Man Show ist eine Revue, in der der Künstler William Joys eine
Reihe von Objekten verkörpert, die den Status des Selbst befragen. Was
bedeutet es, ein Subjekt zu objektivieren? Und was passiert, wenn die
Objekte in der Performance durch den Solisten zum Leben erweckt
werden? William Joys verkörpert eine Vielzahl von Dingen - Objekte,
die unerlaubte Anziehungskräfte be-sitzen, nicht gerade unschuldig.
Durch eine Abfolge von Liedern und Bildern - "I am a lighthouse",
"Ready for the world", "Whitest walls in town" und "Jack on the track"
- präsentiert die Revue die ambivalente Beziehung des Darstellers zu
sich selbst, führt eine Infragestellung der Identität als Grundlage
für einen kontinuierlichen Wandel vor Augen, eine Infragestellung, die
in der Luft liegt, dort verharrt. Angesichts der Ausweitung der
Bedeutung des "Queer-Seins" als potenzielles All-Inclusive-Paket wird
ein Gefühl für sich selbst von der Gemeinschaft absorbiert, die mit
unkomplizierten Abenteuern hadert. Er imaginiert sich selbst als etwas
Fragwürdiges, manchmal melancholisch, immer fröhlich.

William Joys (geb. 1989, lebt und arbeitet in London) hat 2011 einen
BA in Fine Art am Goldsmith College und 2018 einen MA in Performance
an der Glasgow School of Art ge-macht. Er ist ein Gründungsmitglied
von Villa Design Group und hat international u. a. im MIT List Centre,
Boston und dem MUMOK, Wien ausgestellt. Zu seinen jüngsten
Performances gehören Whitest Walls in Town, Performance Club bei
Raven Row, London, That perfect Italian time, Thank you very much
residency, The Modern Institute, Glasgow und Each to every ship,
Damien & The Love Guru, Brüssel.

Zur Ausstellung: Mit Un-Break My Walls zeigt die Kunsthalle Münster
noch bis zum 21.7.2019 die erste institutionelle Einzelausstellung von
Christiane Blattmann. In ihren Werken experimentiert die Künstlerin
mit verschiedenen Arten der Formgebung, wobei die Interaktion der
eingesetzten Materialien ebenso wie theoretische und literarische
Referenzen wichtige Ausgangspunkte darstellen. Blattmann verwebt,
verbindet, vernetzt, verwirkt, verarbeitet - sie kreiert verworrene
Verbindungen von Materialien, Strukturen, Dingen, Geschichten und
Charakteren. In ihrer unterschiedlichen, mitunter kontrastierenden
Beschaffenheit beeindrucken Blattmanns Werke durch ihre materielle
Präsenz; sie zeugen von einer besonderen Form der Auseinandersetzung
mit den gewählten Materialien und deren spezifischen Eigenschaften -
darunter Keramik, Jute, Gaze, Rattan, Glas, Gips, Silikon sowie
verschiedene Metalle - und zeichnen sich durch eine taktile
Sensibilität aus, die das 'haptische Sehen' ihrer Betrachter*innen
herausfordert.

Christiane Blattmann (geb. 1983 in Stuttgart, lebt und arbeitet in
Hamburg und Brüssel) hat zunächst an der Universität der Künste Berlin
studiert, bevor 2006 sie an die Hochschule für bildende Künste Hamburg
wechselte, wo sie 2013 ihren Abschluss gemacht hat. Zwischen 2011 und
2013 betrieb sie gemeinsam mit Jannis Marwitz die Betongalerie - einen
Ausstellungsort im öffentlichen Raum in Hamburg St. Pauli. Zudem
gehört sie seit 2012 zum Team des Verlags Montez Press, den sie 2012
gemeinsam mit Than Hussein Clark, Anja Dietmann, William Joys und
James Connick gegründet hat. 2012 war sie mit dem Reisestipendium von
Neue Kunst in Hamburg e. V. in Mexiko City, 2018 als Stipendiatin an
der Cité Internationale des Arts in Paris. Ihre Arbeiten wurden
international in Ausstellungen gezeigt, u. a. bei The Community
(Paris), im Kunsthaus Hamburg, bei Damien & The Love Guru (Brüssel),
dem Kunstverein Harburger Bahnhof (Hamburg), bei Croy Nielsen
(Berlin), der Mathew Gallery (New York/Berlin), dem Goethe Institut
Paris, VI,VII (Oslo), bei Marwan (Amsterdam), der Biennale Regard
Benin (Cotonou) und dem NEK - Neuer Essener Kunstverein.

Das Programm der Kunsthalle Münster wird unterstützt vom Freundeskreis
der Kunsthalle Münster.

Öffnungszeiten: : Di - Fr 14 - 19 Uhr, Sa/So 12 - 18 Uhr

 * 

Quelle:

Kunsthalle Münster

Hafenweg 28, 48155 Münster

Telefon: +49 (0) 251 492 4191

E-Mail: kunsthalle@stadt-muenster.de

Internet: www.kunsthalle.muenster.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TRANSPORT/145: Deutscher Tierschutzbund fordert Exportstopp lebender Tiere (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 27. Juni 2019

Internationaler Tag gegen Tiertransporte (1. Juli):

Deutscher Tierschutzbund fordert Exportstopp lebender Tiere



Anlässlich des internationalen Tags gegen Tiertransporte (1. Juli) erneuert
der Deutsche Tierschutzbund seine Forderung nach einem Ende von
Lebendtierexporten in Drittländer. Die Bundesländer Brandenburg,
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland Pfalz und Sachsen fertigen
auch weiterhin direkte Transporte in Drittstaaten ab. Daher hat sich der
Deutsche Tierschutzbund schriftlich an diese gewandt: Der Verband fordert
von den zuständigen Landesministern Verbesserungsmaßnahmen, damit die seit
langem bekannten und immer wieder dokumentierten tierschutzwidrigen
Praktiken bei Langstreckentransporten beendet werden. Gleichzeitig
appellieren die Tierschützer an Bundeslandwirtschaftsministerin Julia
Klöckner, endlich auf Bundesebene aktiv zu werden.

"Die Beschlüsse der letzten Agrarministerkonferenz und des Bundesrats, die
einen Ausstieg aus Lebendtiertransporten fordern, müssen sowohl auf Bundes-
als auch auf Landesebene zeitnah umgesetzt werden", fordert Thomas
Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes.

Laut einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs von 2015 sind
Tierschutzbestimmungen bis zum Ziel einzuhalten. Klar ist, dass dies von
den abfertigenden Amtsveterinären kaum sichergestellt werden kann. Bayern,
Schleswig-Holstein und Hessen hatten daher beschlossen, keine Transporte
mehr in Drittländer abzufertigen. Per Gerichtsentscheid sind sie jedoch
gezwungen, Transporte in andere Bundesländer, zum Beispiel nach
Niedersachsen, zu erlauben - von wo die Tiere dann weiter in Drittstaaten
wie Marokko gehen. "Momentan wollen drei Bundesländer - Bayern,
Schleswig-Holstein und Hessen - den Tierschutz voranbringen, während andere
Bundesländer derzeit noch vor Maßnahmen gegen solche Transporte
zurückschrecken", kritisiert Schröder.

Missstände beim Export sind bekannt

Die Missstände und grausamen Bedingungen beim Export europäischer
Schlachttiere und deutscher Zuchtrinder in Drittstaaten sind lange bekannt
und vielfach dokumentiert. Über vier Millionen Tiere werden jedes Jahr aus
der EU in Drittländer exportiert. Oft sind sie tagelang unterwegs - bis
nach Zentralasien und Nordafrika. Die transportierten Tiere leiden unter
langen Wartezeiten an der Grenze, fehlenden Ruhepausen, hohen Temperaturen
und engen Platzverhältnissen. Besonders bei hochsommerlichen Temperaturen
sind die Strapazen für die Tiere enorm. Neben den unwürdigen
Transportbedingungen stellt auch die Schlachtung in den Drittstaaten ein
schweres Tierschutzproblem dar.

Informationen zur Kampagne des Deutschen Tierschutzbundes finden Sie unter:


www.tierschutzbund.de/kampagne-tiertransporte

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 27. Juni 2019
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TRANSPORT/144: Knapp 30 schwerwiegende Tiertransporter-Unfälle im ersten Halbjahr 2019 alleine in Deutschland (Deutsches Tierschutzbüro)


Deutsches Tierschutzbüro e.V. - Pressemitteilung vom 27. Juni 2019

Knapp 30 schwerwiegende Tiertransporter-Unfälle im ersten Halbjahr 2019
alleine in Deutschland - Tierrechtler fordern ein sofortiges Ende von
Lebendtiertransporten 



Berlin, 27.06.2019. Das Deutsche Tierschutzbüro hat für das erste Halbjahr
2019 bereits knapp 30 schwere Unfälle von Tiertransporten allein in
Deutschland registriert und fordert Bund, Länder und die EU dazu auf,
Lebendtiertransporte komplett zu verbieten. Obwohl die Dunkelziffer noch
wesentlich höher sein dürfte, sind allein bei den 29 bekannten Fällen - im
Durchschnitt ein Unfall pro Woche - mehr als 250 Schweine, mehrere Rinder
und einige Tausend Hühnern ums Leben gekommen. Mehrere besonders schwere
Unfälle hatten auch menschliche Todesfälle zur Folge. Der größte Teil der
Unfälle geschah dabei in Nordrhein-Westfalen. Das Deutsche Tierschutzbüro
sieht in den Vorfällen einen erneuten Beweis, dass ein Ende des heutigen
Systems der Massentierhaltung unumgänglich ist und fordert im ersten
Schritt die Beendigung von Lebendtiertransporten, um das Leid von Tieren
unverzüglich zu lindern. "Tiertransporte sind schon ohne Zwischenfälle eine
der großen Ursachen für Tierqual im grausamen System der Massentierhaltung.
Die unglaubliche Anzahl an Unfällen macht das Ganze noch unerträglicher.
Ein Ende von Lebendtiertransporten wäre nur ein kleiner aber wichtiger
erster Schritt, zu weniger Tierleid", so Jan Peifer, Vorstandsvorsitzender
des Deutschen Tierschutzbüros.

Verkehrsunfälle mit der Beteiligung von Tiertransporten erscheinen
regelmäßig in der medialen Berichterstattung, dabei gelangen nicht einmal
alle Vorfälle in die Öffentlichkeit. Die Unfallursachen liegen meistens bei
Fahrfehlern, die aus unterschiedlichen Gründen zustande kommen, oder
technischen Defekten des Fahrzeugs. Die Tiere werden entweder beim Unfall
direkt, oder durch den Ausbruch aus dem verunglückten Transporter verletzt
oder getötet. Oft müssen Veterinäre verletzte Tiere im Anschluss nottöten.
Ein großer Teil der Unfälle der letzten Wochen geschahen durch eine
wahrscheinliche Kombination aus Fahrfehlern und technischem Defekt, die zur
Ablösung der Anhänger bei falsch durchgeführten Wendemanövern führten.
Tiertransporter fallen bei Kontrollen auch immer wieder durch Verstöße
gegen die Vorschriften in Hinblick auf Versorgung und gesundheitlichen
Zustand der Tiere und Hygiene auf. Besonders bei den hohen Temperaturen des
derzeitigen Sommers haben Tiere bei Transporten extrem unter der Hitze und
zu schlechter Wasserversorgung zu leiden. "Bis Lebendtiertransporte endlich
der Vergangenheit angehören, brauchen wir strengere Sanktionen gegen die
Verantwortlichen. Es kann nicht sein, dass Auftraggeber, Speditionen und
Fahrer immer wieder für vermeidbare Unfälle und schlechte Versorgung
verantwortlich sind und sich nichts ändert. Hier brauchen wir empfindsamere
Strafen und bessere Kontrollen", so Jan Peifer.

Tiertransporte sind ein elementarer Bestandteil des Systems der
Massentierhaltung und auch ohne Zwischenfälle für tägliches Tierleid
verantwortlich. Schweine, Rinder, Geflügel, Schafe und viele mehr werden
nicht ausschließlich zur Schlachtung transportiert. Auch Aufzucht und Mast
findet meist an unterschiedlichen Orten, nicht selten in verschiedenen
Ländern statt. Innerhalb der EU werden so jährlich Milliarden an Tieren
über tausende Kilometer weit transportiert, hunderttausende Tiere werden
auch in Länder außerhalb der EU verfrachtet. Regelmäßig kommt es neben
Platzmangel, Unterversorgung und nicht eingehaltenen Ruhephasen zu schweren
Verletzungen und tödlichen Auswirkungen auf diesen Todesfahrten. Momentan
diskutiert auch der Deutsche Bundestag über gesetzliche Änderungen bei
Tiertransporten. Das Deutsche Tierschutzbüro hatte ihm Rahmen seiner
Aufklärungskampagne "TRUCK YOU - Tiertransporte schmecken nicht!" im Jahr
2018 eine Petition zur Abschaffung von Tiertransporten, gerichtet an
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner und Vytenis Andriukaitis,
EU-Kommissar für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, gestartet und im
März 2019 mit über 85.000 Unterschriften übergeben. Neben direkten
Änderungen an der derzeitigen Situation fordert das Deutsche Tierschutzbüro
langfristig die komplette Auflösung der Nutztierindustrie und Ausbeutung
von Tieren, um so Tierleid zu vermeiden. Als konsequenteste und
nachhaltigste Lösung, um die derzeitigen Zustände zu vermeiden, sehen die
Tierrechtler die vegane Lebensweise. Dafür hat das Deutsche Tierschutzbüro
die Plattform Twenty4Vegan ins Leben gerufen, die mit Rezepten und Tipps
den Verbraucher bei der Umstellung unterstützt.


Das Deutsche Tierschutzbüro e. V. ist ein eingetragener Verein, der
sich für mehr Rechte von Tieren einsetzt. Die bundesweit tätige
Organisation ist als besonders förderungswürdig anerkannt und gemeinnützig.

Weitere Informationen unter:

http://www.tierschutzbuero.de/

 * 

Quelle:

Deutsches Tierschutzbüro e.V.

Pressestelle

Gubener Straße 47, 10243 Berlin
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MELDUNG/412: Nashorn im Weltnaturerbe Wattenmeer (Schutzstation Wattenmeer)


Schutzstation Wattenmeer - Presseinformation, 28. Juni 2019

Nashorn im Weltnaturerbe Wattenmeer

Imposanter Käfer vor St. Peter-Ording entdeckt



Einen unserer größten heimischen Käfer entdeckten Mitarbeiter der
Schutzstation Wattenmeer vor St. Peter-Ording: einen Nashornkäfer. Das
Männchen dieses vier Zentimeter großen, imposanten Insekts trägt wie
die afrikanischen Nashörner ein Horn auf dem Kopf, das für Kämpfe in
der Paarungszeit dient.




[image: Foto: © Schutzstation Wattenmeer]

Nashornkäfermännchen im Vorland von St. Peter-Ording. Möglicherweise
haben die Käfer hier eine neue ökogische Nische im Weltnaturerbe
gefunden.

Foto: © Schutzstation Wattenmeer



"Möglicherweise lebt der Nashornkäfer in alten Spülsäumen aus Schilf
und Treibholz", vermutet Biologe Rainer Borcherding von der
Schutzstation Wattenmeer. Der bis zu zwei Gramm schwere Käfer kann
zwar fliegen, aber nicht besonders weit. "Der Fund in St. Peter-Dorf
lässt vermuten, dass die Art hier dauerhaft lebt. Das wäre eine neue
ökologische Nische im Weltnaturerbe Wattenmeer", so Borcherding.

Ursprünglich lebte der Nashornkäfer in alten Wäldern. Seine Larve
entwickelt sich zwei Jahre lang im Holzmulm alter Baumstümpfe. Zur
Verpuppung baut sie einen Kokon, der fast so groß wie ein Hühnerei
ist. "Die Art kann auch holzreiche Kompost- und Schredderhaufen
besiedeln", erzählt Borcherding. Für ihre Verdauung züchtet die
Käferlarve im Darm spezielle Bakterien, die die Zellulose aus dem Holz
verdauen. Alle paar Stunden wird der vorverdaute Holzbrei
"wiedergekäut", wie es auch Kühe mit dem schwer verdaulichen Gras tun.
Die im Holzbrei gewachsenen Bakterien sind die eigentliche Nahrung der
Käferlarve.

"Mit bis zu zwei Gramm Gewicht ist ein Nashornkäfer immerhin halb so
schwer wie ein Zaunkönig, unser kleinster Vogel", berichtet
Borcherding. Die Insekten fliegen in der Abenddämmerung und meist
bodennah, um nicht von Krähen oder Möwen gefressen zu werden.
"Nashornkäfer und ihre großen Larven (Engerlinge) stehen unter
Naturschutz und sollten schonend behandelt werden, wenn sie in Gärten
in Komposthaufen gefunden werden", sagt der Biologe. Die Schutzstation
Wattenmeer nimmt gern Fundmeldungen dieser außergewöhnlichen
Insektenart entgegen.



Im Strandfunde-Internetportal BeachExplorer können Nashornkäfer unter
der Kategorie "Sonstige Käfer" gemeldet werden: 

https://www.beachexplorer.org/arten/coleoptera-gen-spec/steckbrief

 * 

Quelle:

Presseinformation, 28.06.2019

Herausgeber:

Naturschutzgesellschaft Schutzstation Wattenmeer e.V.
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